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lntemstionale NATO: Tagung: 

Debatten über die Zukunft des Bündnisses 

"NATO zu neuen Ufernr - Politik, Militär und Wissenschaft trafen sich zu 
Diskussionen über Perspektiven des Verteldlgungsbündnlsses. 
Von links: Admiml s.D. Dister We/lershoff, Aksdemiedifflktor Heinrich Dberreuter 
und GenertJimsjor HtJrtJid Kujst Bus Brüssel. Foto: Kühbauch .. 

Rentenversicherung.· 

Spannende Diskussionen mit kom­
petenten Referenten und sachkundi­
gem Publikum aus 13 Nationen 
brachte die internationale Fachta· 
gung ,,Die NATO zu neuen Ufern" im 
Oktober in Totzlng. Nach dem Ende 
des Kalten Krieges und der revolu­
tionären Veränderung der Interna· 
tionalen Beziehungen standen dabei 
die neuen Aufgaben des Verteldl· 
gunpbündnisses im Mittelpunkt: 
Wohin steuem die 16 Partnerländer 
nach der beschlossenen Erweiter· 
ung? 

Siehe Seite 12 

Eliten in 
Südosteuropa 

Plündern die Alten die Jungen aus? 

Die 37. Internationale Hocllschul· 
woche der Südosteuropa-Gesell­
sc:haft, die zum wiederholten Mal 
mit der Akademie durchgefUhrt 
wurde, stand unter dem Motto: 
Eliten in Südosteuropa. Hoch· 
schullehrer, Nachwuchswissen­
schaftler und Studenten aus 
deut:sch8prachlgen Ländern und 
Südosteuropa dlskuderten neue­
re Forschungen über Rekrutie· 
rungsmechanismen, soziale Pro­
file und Prägungen der alten und 
neuen Eliten in Vergangenheit 
und Gegenwart Südosteuropas. 
Wir dokumenderen die Vorträge 
von Dr. Juliana Roth (München) 
und Prof. Dr. Wolfgang Höpken 
(Leip.rJg) in Auszügen. 

Siehe Seite 16 

Steigende Beitragssitze, längere 
Lebensarbeitszelten, niedrigere Ren· 
ten: Melduneen und Schlagzeilen 
über die ungewisse Zukunft unseres 
Rentensystems fUIIen fast täglich die 
Medien und beunruhigen die Ölrent­
Uchkelt. Grund genugfür dieAkade· 

Zeichnung: M11ster 

mie und die Umdesverslcherunpan­
stalt Oberbayern in einer gemeinsa­
men Fachkonferenz im September 
Im Münchner Forum-Botel den Ur­
sachen der Problemeauf den Grund 
zu gehen und Konzepte zu dlskutle· 
ren. 

Siehe Seite 3 
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Zukunftsproblem Rentenversicherung: 

Reform oder Systemveränderung? 
Unter dem provozierenden Titel ,,Plündern die Alten die Jungen aus?" stand 
die gemeinsame Facllkonferenz der Akademie und der Landesversicher­
ungsanstalt (LVA) Oberbayern im September in München. Prof. Dr. Franz 
Ruland, Geschäftsführer des Verbandes Deutscher Rentenversicherungs­
triger (VDR), eröffnete die kontrovers gefUhrte Diskussion mit seinem 
Grundsatzreferat und Thesen, die wir -leicht gekllrzt und redigiert· doku­
mentieren. Weitere Beiträge und Gegenthesen aus dieser Veranstaltung 
(in Auszügen) von Dr. Ludwig Bergner (Gescbäf'tsttllU'r der LVA Ober­
bayern), dem Juristen Prof. Dr. Hans-Jürgen Papier von der Universität 
München, der Ärztin und Autorln Dr. Heidi Schüller und Jörg 'Ii'emmel 
von der "GeseUschaft ftir die Rechte zukiinftfger Generationen". 

Evolution - nicht Revolution 
Ein Plädoyer fOr das bestehende System 

von Prof. Dr. Pranz Ruland 

• Die hohe Arbeitslosigkeit und das 
Altem unserer Bevölkerung stellen 
alle Alterssicherungssysteme vor er­
hebliche Herausforderungen. 

sentlich zur Lösung seiner Probleme 
beigetragen. 
• Der Weg der Reformen im System 
ist mit dem Wachstums- und Beschäf­
tigungsförderungsgesetz weiter be-

Franz Ruland: "Der Generationen­
vertrag hält"' Foto: L VA 

schritten worden. 
• Die Anhebung der Altersgrenzen 
ist vorgezogen und beschleunigt 
worden. 
• Die Möglichkeit, vorzeitig in Ren­
te zu gehen, bleibt bestehen, ist je­
doch mit den versicherungsmathe­
matischen Abschlägen verbunden. 
Die Maßnahmen des Wachstums- und • Soziale Sicherung ist mit der öko­

nomischen Entwicklung untrennbar 
verbunden. Nicht allein die Zahl der 
Kinder, die der Arbeitsplätze ist ent­
scheidend. 

r- Erfolgsbilanz der dynamischen Rente 
von Dt: Ludwig Bergner 

• Soziale Sicherheit kann langfristig 
immer nur relativ sein. 
• Die Frage lautet daher nicht: "Wie 
sicher sind die Renten?", sondern: 
"Sind sie im Vergleich zu anderen 
Sicherungsformen weniger sicher?". 
Das ist, wie die Geschichte mehrfach 
gezeigt hat. nicht der Fall. Die Solidar­
gemeinschaft der Rentenversicherten 
war und ist, weil sie rund 80 % der 
Erwerbstätigen umfa8t, größer und, 
weil von staatlicher Verantwortung 
getragen, st!l.rker als die partikulare 
und gewinnorientierte SolidaritJit pri­
vater Versicherungen. 
• Die Rentenversicherung beruht auf 
der individuellen Verantwortlichkeit 
des einzelnen für sich selbst. 

Für System-Evolution 

• Die Rentenreform '92 hat sich im 
breiten politischen Konsens zu dem 
System der lohn- und beitragsbezo­
genen Rente bekannt und ganz we~ 
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Was die Zukunft bringen wird, wis­
sen wir nicht. Fest steht dagegen, 
daß die Horrorszenarien, die vor vier 
Jahrzehnten anlä8lich der Dynami­
sierung der Rente vielfach an die 
Wand gemalt wurden, unbegründet 
waren. Trotz aller Defizite und Un­
vollkommenheiten der gesetzlichen 
Rentenversicherung ist vielmehr 
eine ausgesprochene ,,Brfolgsbilanz" 
der dynamischen Rente zu verzeich­
nen: Die verfügbaren Arbeitsentgel­
te und Renten (also jeweils dieNet­
to-Werte) sind in den 40 Jabren von 
1957 bis 1996 ·nominal-jeweils auf 
etwa das Achtfache angestiegen. 
Real (preisbereinigt, also ohne Be­
rücksichtigung der inflationsbeding­
ten Steigerungen) haben sich die 
Nettoentgelte und Nettorenten je­
weils auf das etwa 2,4fache erhöht. 
Die Belastungsquote aufgrund des 
Abzugs von Steuem und von Sozial-

Versicherungsbeiträgen hat sich in 
diesem Zeitraum verdoppelt. Den 
Durchschnittsverdienern des Jabres 
1996 ging es alsotrotzverdoppelter 
Belastung durch Steuern und Sozi­
alversicherungsbeiträgen wirtschaft­
lich erheblich besser als den Durch­
schnittsverdienem des Jahres 1957. 
Die Rentner haben an dem wirt­
schaftlichen Aufschwung teilge­
nommen (,,dynamische Rente"). Das 
Ziel der Rentenreform von 1957, 
die Rentner aus der .,Nachbarschaft 
der FUrsorgeempfänger" in die 
.,Nachbarschaft der Lohnempfän· 
ger'' zu versetzen. wurde also voll er­
reicht. Die Rentenreform des Jahres 
1957 hat sich somit als sehr erfolg­
reich. ja geradezu als sozialpoliti­
scher Triumph erwiesen und in ei­
nem kaum zu überschätzenden Maß 
zum sozialen Frieden in der Bundes­
republik Deutschland beigetragen. 

• 
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Zynischer Sozialbürokratismus 
von Dr. Heidi Schüller 

Die Balance des Generationenver­
trages ist in allen Bereichen aus den 
Fugen geraten (Demographie, Ar­
beitsmarkt, bei den Kosten für 
Krankheits- und Gesundheitsbetreu­
ung). Sie wird sich in Zukunft (seri­
ös finanziert) aufgrund der weiteren 
Verschärfung dieser Trends nicht 
mehr einstellen. 
Die junge Erwerbsgeneration ist 
überfordert mit Steuern und Beiträ­
gen. Wer die Aktiven und Lei­
stungswilligen weiterhin überl'or­
dert, treibt sie in die Verweigerung 
oder außer Landes. 

Adäguater Beitrag 
der Alteren 

Wenn weiterhin so viele Sozial­
Ressourcen im Vorfeld von echter 
Not und Bedürftigkei t verbraucht 
werden, bleibt für die wirklich Chan­
cenlosen und Hilfsbedürftigen auf 
Dauer zu wenig übrig. Das ist keine 
Sozialpolitik, sondern ein zynischer 
Sozialbürokratismus. Die Fama vom 
"armen" Rentner stimmt so wenig 
wie die Mär von der "beitragsbezo­
genen" Rente als Lohn fUr Lebens­
,,leistung". 
Jetzt müssen auch die Älteren einen 
adäquaten Beitrag leisten. Sie wur­
den jahrzehntelang geschont. Ihnen 
geht es in Deutschland so gut wie 
keiner anderen Rentnergeneration 
vor ihnen und keiner anderen auf 
der Welt ... 

Erforderlicher 
Mentalitätswandel 

Das Modell der umlagefinanzierten 
Sozialversicherung taugt nicht mehr 
fl1r eine rapide altemde Gesellschaft 
im Umbruch der Arbeitswelt. Die 
Rentenbezugsdauer (auf die Lei­
stungsbezugsdauer in der GKV und 
PV) steigt unberechenbar. Es wird 
höchste Zeit, einen neuen Gesell­
schaftsentwurf zu konzipieren, der 
den Faktor Arbeit entlastet und an­
dere gesellschaftliche Leistungen go­
genüber der klassischen Erwerbs-

arbeit stärker berücksichtigt. Die Er­
werbsfähigkeit endet nicht - wie zur 
Zeit allzu häufig praktiziert -unter 60 
Jahren. VondiesemZeitpunkt an liegt 
die Lebenserwartung von Frauen 
noch bei weiteren 22,5 Jahren (W) 
bzw. 20,5 Jahren (0); bei den Män­
nem 18,1 bzw. 16,5 Jahren. Dies über 
alle Sozialversicherungszweige be­
trachtet, ist von der Nachfolgege­
neration nicht zu erwirtschaften. 
Nicht über Umlageverl'ahren, Abga­
ben, und auch nicht über Steuern. 

Heidi Schüller: "Die Politik hat 
kläglich versagt• Foto: LVA 

Wer ohne zwingenden Grund frUher 
aus der Erwerbsphase treten will, 
muß deutliche Abschläge hinneh­
men. 
Die Politik hat kläglich versagt. Das 
Desaster in der Sozialversicherung 
ist von Sozialpolitikern aus Regie­
rung und Opposition gemeinsam 
angerichtet ... Es muß auch gemein­
sam behoben werden. Die Politik 
der Verschiebebahnhöfe ist ausge­
reizt. Es ist schon viel zu spät, aber 
vielleicht schaffen wir wenigstens 
einen Anfang, um den erforderli­
chen Mentalitätswandel einzuläu­
ten. • 

Beschäftigungsförderungsgesetzes 
haben nicht nur kurzfristig ein noch 
stärkeres Ansteigen des Beitragssat­
zes verhindert, sie begrenzen ihn 
auch langfristig. Für 2030 wird zur 
Zeit mit einem Beitragssatz von 
25,5% gerechnet. 
• Ein großer Teil des auf die Renten­
versicherung langfristig zukommen­
den finanziellen Problems ist damit 
bereits gelöst. 
• Deshalb bestand und besteht Kon­
sens sowohl darüber, daß weitere 
Maßnahmen notwendig sind, um den 
Anstieg des Beitragssatzes noch mehr 
zu begrenzen, als auch darüber, daß 
dies im Rahmen des Systems möglich 
ist und zu geschehen hat 
• Ansatzpunkt ist insbesondere die 
Laufzeit der Renten. 
• Richtig ist, die Altersgrenzen zu 
flexibilisieren. 
• Nachdem der Trend zur Frühver­
rentung gestoppt und umgekehrt 
wurde, ist jetzt zu entscheiden, ob die 
weitere Verlängerung der Lebenser~ 
Wartung stärker zu Lasten der Rent­
ner oder wie bisher nahezu aus­
schließlich zu Lasten der Beitrags­
zahler, d. h. der nachfolgenden Gene­
ration, gehen soll. 

Altersarmut 

• Um die Lasten gerechter zwischen 
den Generationen zu verteilen, soll 
in die Anpassungsformel ein "demo­
graphischer Faktor" eingefügt wer­
den. So richtig dieser Ansatz ist, er 
ist sozialpolitisch nicht unproblema­
tisch. Das Nettoniveau bei rund 70% 
könnte nicht mehr gehalten werden. 
Die Rentenversicherung als Regel­
sicherungssystem der gesamten Be­
völkerung muß auch künftig eine 
auskömmliche Alterssicherung ge­
währleisten. Der Wechsel vom Er­
werbseinkommen zur Rente darf 
nicht wieder - wie vor langer Zeit -
zum Schritt in die Altersarmut wer­
den. Bei durchschnittlicher Versicher­
ungsdauer muß allein die Rente deut­
lich höher als die Sozialhilfe sein. 
Ansonsten verlieren die Rentenver­
sicherung und die gesetzlich zur 
Pflicht gemachte Vorsorge ihre Legi­
timation. Schonheute sind 23,7 Jahre 
Beitragszahlung notwendig, um eine 
Rente zu erhalten, die dem Sozial­
bifehedarf alleinstehender Rentner 
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(1996: 1.122 DM) entspricht. Würde 
das Niveau auf 60% abgesenkt, wären 
27,6 Jahre Beitragszahlung notwendig. 
• Gelegentlich wird gefordert, das 
Rentenniveau deutlich abzusenken, 
um dem Einzelnen mehr Verantwor­
tung, aber auch mehr Spielraum für 
betriebliche und private Vorsorge zu 
belassen. Aber trotz solcher Anreize 
haben viele Versicherte nicht die 
Chance, sich eine zusätzliche private 
Vorsorge aufzubauen. 

Werteverlust 

• Auch deshalb ist der von der Bun­
desregierung übernommene Vorschlag 
der Regierungskommission, die durch 
die steigende Lebenserwartung ent­
stehenden Kosten zur Hälfte über den 
Beitragssatz und zur Hälfte über eine 
niedrige Anpassung zu finanzieren, 
ausgewogen. 
• Trotz der Nettoanpassung und 
des geplanten demographischen Fak­
tors gilt: Renten verlieren ohne An­
passungen ihren Wert. 
• Gegen die Alternative, statt dessen 
in dem Maße, in dem sich die Lebens· 
erwartung verlängert, die Altersgren­
zen heraufzusetzen, bestehen erheb­
liche Bedenken. Um einen entspre· 
ehenden Einspareffekt zu erzielen, 
müßten die Altersgrenzen ganz erheb­
lich angehoben werden. Die Anhe­
bung der Altersgrenze von 65 auf 66 
Jahre spart 0,4 Beitragssatzprozent­
punkte. 
• Die Anrechnung von Kindererzie­
hungszeiten wird verbessert werden. 
• Dabei ist sicherzustellen, daß die 
sich aus entsprechenden Entschei­
dungen ergebenden Mehrkosten der 
Rentenversicherung steuerfinanziert 
werden. 

Anderu ngsbedarf 

• Ziel der anstehenden Reform muß 
es auch sein, die Rentenversicherung 
stärker als bisher von versicherungs­
fremden Leistungen zu entlasten. 
Das sind vor allem nicht beitragsge­
deckte Kriegsfolge- und Vereinigungs­
lasten, Leistungen im Interesse des 
Familienlastenausgleichs, der Fürsor­
ge und der Arbeitslosenversicherung, 
deren Defizit der Bund zu tragen hat. 
Der B undeszuschuß gleicht dies 
nicht voll aus. Daher subventioniert 
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die Rentenversicherung den Staat. 
Das ist sozialpolitisch ungerecht und 
verletzt die Lastengleicheil aller Bür­
ger, weil Beamte, Selbständige und 
Personen mit Binkommen oberhalb der 
Beitragsbemessungsgrenze oder z. B. 
aus Vermögen von diesen Lasten frei­
gestellt sind. 
• Auch in der Hinterbliebenensicher­
ung gibt es künftig Änderungsbedarf. 
• Abzulehnen sind auch jetzt wieder 
aufgekommene Überlegungen, das 
Sicherungsniveau der Rentenversi­
cherung dadurch herabzusetzen, daß 
ihre Beitragsbemessungsgrenze -
1997 8.200 DM im Monat - abge­
senkt oder zumindest festgeschrie­
ben wird. 
• Die Zunahme von geringfügigen 
Beschäftigungen - den 610 DM- ,,Ar­
beitsverhältnissen"- und von "Schein­
selbständigkeit" fUhrt zu einer erheb­
lichen Erosion der die Rentenversi­
cherung finanzierenden Solidarge­
meinschaft. 
• Beide Probleme sind Aspekte eines 
sich ändernden Arbeitsmarktes. So 
nimmt auch die Teilzeitbeschäftigung 
insgesamt zu. 

Gegen 
System-Revolution 

• Die Rentenversicherung braucht 
auch künftig Änderungen im System, 
ein Wechsel des Systems ist weder 
notwendig noch sinnvoll. Dies gilt 
auch für den Vorschlag einer steuer­
finanzierten Grundsicherung. 
• Die dem geforderten Systemwech­
sel zugrunde liegende Analyse, daß 
die Umbrüche im Bevölkerungsauf­
bau und am Arbeitsmarkt die Grund­
lagen der gesetzlichen Rentenversi­
cherung zerstört hätten, ist falsch. Die 
auch langfristigen Probleme der Ren­
tenversicherung sind im System lös­
bar. 
• Aktuell geht es darum, die Belastung 
mit Steuern und Sozialabgaben zu 
senken, um wieder zu mehr Arbeit zu 
kommen. Ein Übergang zur Grundren­
te würde diesen Zielen entgegenlau­
fen, da er in einer langen Übergangs­
phase zu Mehrkosten führt. 
• Dabei würde die aktive, erwerbstäti­
ge Generation bis weit in das nächste 
Jahrhundert hinein deutlich stärker 
belastet als durch das jetzige Renten­
system. 

• Vielen Aktiven würde wegen der 
erhöhten Abgaben die Möglichkeit 
genommen, private Vorsorge zu betrei­
ben. 
• Auch die Grundrente beruht auf 
einem "Generationenvertrag" 

Ungerechte 
Grundrente 

• Sie ist weniger verläßlich. 
• Weil wegen der Steuerfinanzierung 
kein individueller, grundrechtlicher 
geschützter Anspruch auf die Lei­
stung besteht, könnte die Versu­
chung, in Zeiten knapper Finanzen 
die Grundrente auch noch von der 
Bedürftigkeit abhängig zu machen, 
übennächtig werden. 
• Die Grundrente ist ungerecht und 
auch nicht geeignet, Altersarmut zu 
verhindern. 
• Der Blick über die Grenzen macht 
schließlich deutlich, daß in all den 
Ländern, in denen es steuerfinanzier­
te Grundrentensysteme gab, ergän· 
zende Pflichtversicherungssysteme 
geschaffen wurden, um die Differenz 
zwischen der Grundrente und der Si­
cherung des Lebensstandards abzu­
decken. 
• Übereinstimmung besteht zwi­
schen Regierung und Opposition 
auch darüber, daß ein Wechsel vom 
Umlageverfahren zum Kapitaldek­
kungsverfahren ausgeschlossen ist. 
• Über die Parteigrenzen hinweg ist 
für die Rentenversicherung die Mög­
lichkeit einer "Untertunnelung" 
mehrheitlich abgelehnt worden. 

Fazit 

• Trotz der Vielzahl von Möglich­
keiten im Rahmen des geltenden 
Systems, den Anstieg des Beitrags­
satzes weiter zu begrenzen, gilt: Un­
sere Gesellschaft wird einen Preis ffir 
ihr Älterwerden bezahlen müssen. 
• Weltweit haben nahezu alle Ge­
sellschaften mit vergleichbaren demo­
graphischen Problemen zu kämpfen. 
• Der Generationenvertrag hält. • 

s 



Rentenversicherungsreform nach 
dem Prinzip der Generationengerechtigkeit 

von Iörg Tremmel 

Umfragen zufolge glauben nur noch 
20% der Zwanzig- bis Vierzigjährigen, 
daß es im System der gesetzlichen 
Rentenversicherung gerecht zugeht 
und daß ihre späteren Renten in einem 
angemessenen Verhältnis zu den heu­
te gezahlten Beiträgen stehen. 
Es gibt viele Kriterien, an denen man 
die Qualität eines gesetzlichen Ren­
tenversicherungssystems messen 
kann, z.B. seine Effizienz, die Lohn- und 
Beitragsbezogenheit, die Differenz 
zwischen Durchschnittsrente und 

Sozialhilfe, Transparenz, Unabhängig- r 
keit von politischen Einflüssen usw. 
Am wichtigsten von allem ist jedoch 
ein anderes Kriterium, das in die Köp-
fe der Verantwortlichen ... noch nicht 
richtig Eingang gefunden hat. Es ist 
dies das Kriterium der intergene­
rationeßen Gerechtigkeit (Gerech­
tigkeit zwischen den Generationen): 

ist, daß die Rendite für die heutige 
Jugend drastisch schlechter ausfallen 
wird als für die heute alte Generation. 
Innerhalb von staatlichen Systemen ... 
muß aber garantiert sein, daß keine 
Generation besser- oder schlechter­
gestellt wird als eine andere. Eine un­
gleiche Rendite ist ein Bruch der Ge­
nerationensolidarität. Dies ist im Kern 
der Grund, warum die jüngere Gene­
ration den Generationenvertrag in 
Frage stellt. 

Keine Generation darfbevorzugt oder 
benachteiligt werden. Ohne Genera­
tionengerechtigkeit- soviel ist sicher­
droht der GRV der völlige Akzeptanz­
verlust bei den Jüngeren und es ist 
nur noch eine Frage der Zeit, bis es 
zu massiven Beitragsstreiks kommen 
wird. 

Schlechtere Rendite 

Das wichtigste Maß für die Genera­
tionengerechtigkeit ist die Rendite, 
die jede Generation aus der gesetzli­
chen Rentenversicherung erhält. Bei 
allen Unterschieden in Detailfragen 
sind sich alle vorliegenden Berech­
nungen in einem einig: Die verschie­
denen heute lebenden Generationen 
werden unterschiedliche Renditen 
aus der gesetzlichen Renteocrsiche­
rung zu erwarten haben. Bei unverän­
derter Rechtslage beträgt die Rendite 
eines Rentners, der im Jahr 2000 in 
Rente geht, z.B. nach den Berechnun­
gen des Verbandes der Deutschen 
Rentenversicherungsträger 6,51 Pro­
zent. Ein heute geborenes Kind, das 
ungefähr im Jahr 2060 in Rente geht, 
erhält nur noch eine Rendite zwischen 
3,2 und 4,4 Prozent. Entscheidend 
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Jörg Tremmel: ., Ohne Generatio­
nengerechtigkeit droht der völlige 
Akzeptanzverlust der gesetzlichen 
RentenversichBrung• Foto: L VA 

Daher fordert die "Gesellschaft für die 
Rechte zukünftiger Generationen", daß 
die Renditen der heutigen Rentner­
generation und der heute jungen Ge­
neration einander angeglichen wer­
den. Es dürfte klar sein, daß man die 
unterschiedlichen Renditen nur an­
gleichen kann, wenn man das Ren­
tenniveau für die heutigen Rentner 
senkt. 

Vorschlag 
Teilungslösung 

Wegen des Versagens der Politiker 
hat die ,.Gesellschaft für die Rechte 
zukUnftiger Generationen" einen eige­
nen Lösungsvorschlag - die Teilungs­
lösung - in die öffentliche Debatte ein­
gebracht. Der Grundgedanke der Tei­
lungslösung ist folgender: Keine Ge­
neration darf bevorzugt oder benach-

teiligt werden. Da ein Systemwechsel 
nicht möglich ist, sind Jung und Alt 
"gefangen im System" und müssen 
eine Lösung finden, die keine Seite 
einseitig belasten würde. Die Tei­
lungslösung ist ein sehr einfacher 
und eleganter Weg, dem genannten 
Ziel sehr nahe zu kommen. Die Lasten 
werden zwischen den Generationen 
geteilt: Die Älteren bekommen etwas 
weniger, die Jüngeren zahlen etwas 
mehr, aber keine Generation wird 
übervorteilt. In einem Satz zusam­
mengefaßt: Die Beiträge dürfen nur 
erhöht werden, wenn gleichzeitig die 
Renten im selben Ausmaß gesenkt 
werden. Jeder neue Finanzbedarf in 
der Rentenversicherung soll durch 
eine Aufteilung der Belastungen auf 
beide Seiten gelöst werden. 
Die Beiträge würden bei der Teilungs­
lösung ohne sonstige Reformen bis 
zum Jahr 2030 gegenüber bisherigen 
Planungen nur um die Hälfte angeho­
ben werden müssen, das Nettoren­
tenniveau würde deutlich absinken, 
die Renten aber weiter steigen. 
Die Teilungslösung hat auch gegen­
über dem Vorschlag, in die Renten­
formel eine demographische Kompo­
nente einzubauen, entscheidende Vor­
teile: Eine Änderung der Rentenfor­
mel ist bei ihr nicht notwendig. Die 
bisherigen Baugesetze unseres Ren­
tensystems müßten in keiner Weise 
geändert werden. Anders als die von 

.Es gibt keinen Genera· 
tlonenvertrag ohne Ver· 
trauen der JQngeren" 

der Regierungskommission entwik­
kelte Idee berücksichtigt die Tei­
lungslösung nicht nur die sich än­
dernde Lebenserwartung, sondern 
sämtliche Veränderungen der externen 
Rahmenbedingungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung: demographi­
schen Wandel, Schwankungen am 
Arbeitsmarkt, Änderungen der Le­
benserwartung oder der Selbständi­
genquote. Die Teilungslösung ist also 
der eleganteste Weg zur Lastentei­
lung. 
Fazit: Wenn die Rentenversicherung 
nicht unverzüglich nach dem Prinzip 
der Generationengerechtigkeit refor­
miert wird, so wird sie untergehen. Es 
gibt keinen Generationenvertrag ohne 
Vertrauen der Jüngeren. • 
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D as Bundesverfassungs· 
gerlcbt bat • trotz mancher 

Warnungen • in seiner bahn· 
brechenden Entscheidung vom 
28. Februar 1980 den Schutz 
der verfassungsrechtHeben Ei­
gentumsgarantie des Artikel 
14 GG auf die Versicherten­
renten und die Anwartschaften 
auf Versichertenrenten der ge­
setzlichen Rentenversicherung 
erstreckt. Mehr denn je drängt 
sich beute die Frage auf, was 
ein verfassungsrechtlicher Ei­
gentumsscbutz von Rentenpo­
sitionen wirklich leisten kann, 
die in einem Umlagesystem ft. 
nanziert werden, das sich den 
bekannten Scb wlerigkeiten, 
wie der demographischen Ent­
wicklung, den drastischen Ver­
längerungen der Rentenlauf­
zeiten, den Arbeitsmarktpro­
blemen und den rentenversi­
cherungs-systemfremden Be­
lastungen ausgesetzt siebt. 
Was zu Beginn der 80iger Jab· 
re vielleicht noch als Ausdruck 
guter Verfassungsästbetlk, un­
termauert von einem festen 
Glauben an Immerwährende 
ökonomische Prosperität, ju­
ristisch kreiert sein mochte, 
ist inzwischen zum verfas­
sungsrechtlichen Ernst - und 
Spannungsfall größter Dimen­
sion geworden. 

Das Verfassungsgericht betont aller­
dings - so insbesondere im Ausfall­
zeiten-Beschluß vom 07. Juli 1981 -
die Notwendigkeit eines abgestuften 
Eigentumsschutzes. Es gibt danach 
einen besonders stringenten Bigen­
turnsschutz in den durch Leistungs­
äquivalenz geprägten Bereichen der 
Rentenpositionen und einen - gemes­
sen an den Eigenleistungen des Be­
rechtigten- "überschießenden" Eigen­
tumsschutz. In diesem zweiten, wei­
ten Eigentumsbereich verfügt der 
Gesetzgeber .. . über einen weiten Ge­
staltungsspielraum. Die besonders ge­
schützte Zone des personalen Bezu­
ges erstreckt sich auf diejenigen Be­
rechnungsfaktoren, die sich als lohn­
oder beitragsbezogen erweisen, die 
"durch die persönliche Arbeitslei­
stung" des Versicherten mitbestimmt 
werden. 
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Grundrechtsschutz erworbener Anrechte 
von Prof. Dr. Hans-Jürgen Papier 

Hans-Jürgen Papier: 
.,Ein grundlegender Systemwechsel 
hin etwa zur steuerfinanzierten 
Grundversorgung der Bevölkerung 
wlire nach alledem nur für künftige 
Generationen möglich, die noch 
keine oder keine nennenswerten 
Beitrlige in die Rentenversicherung 
eingezahlt und folglich keine 
Anwarfschatten aufgebaut haben ... 

Foto:LVA 

Die Eigentumsgarantie des Artikel14 
GG erfährt durch eine Erstreckung auf 
sozial versicherungsrechtliche Posi­
tionen letztlich eine nicht unerhebli­
che Wandlung. Aus einem Freiheits­
oder Abwehrrecht des einzelnen ge­
gen den Staat wird ein Teilhaberecht 
an staatlicher Leistung. Teilhaberech­
te stehen aber unter dem Vorbehalt des 
finanziell Möglichen. 

Teilhaberecht an 
staatlicher Leistung 
Der Eigentumsschutz des Artike114 
GG erstreckt sich auf die Ansprüche 
und Anwartschaften der sozialver­
sicherungsrechtlichen Rentenversi­
cherung, die Ansprüche aus der Kran­
kenversicherung, der Unfall- und Ar­
beitslosenversicherung. Die Beitrags­
leistungen der Arbeitgeber müssen 

dabei den Arbeitnehmern und Versi­
cherten als eigentumsrelevante Ei· 
genleistungen zugerechnet werden. 
Auch die Hinterbliebenenrenten und 
-anwartschaften müssen auf der 
Grundlage der bisherigen Judikatur 
des Verfassungsgerichts als beitrags­
finanzierte Versicherungsleistungen 
dem Eigentumsschutz des Artikel 14 
GG prinzipiell unterstellt werden. 

Angemessener 
Lebensunterhalt 

Noch nicht abschließend geklärt ist 
die Frage, ob und aus welchen Prin­
zipien bzw. Vorschriften ein Verfas­
sungsschutz für die sog. Lohnersatz­
funktion der Altersrente, also vor­
nehmlich für eine Orientierung der 
Renten am jeweiligen allgemeinen 
Lohnniveau, hergeleitet werden .kann. 
Aus dem Grundgesetz folgt aller­
dings die Gewährleistung der Lahn­
ersatzfunktion der Renten. Diese ha­
ben sich sowohl als Zugangs- wie 
auch als Bestandsrenten am jeweili­
gen allgemeinen Lohnniveau zu ori­
entieren. Dies ergibt sich allerdings 
nicht aus der Eigentumsgewährlei­
stung des Artikell4 GG, sondern ist 
vielmehr Ausfluß einer rechtsstaatli­
ehen Kontinuitätsverpflichtung und 
Vertrauensschutzgewähr des sozial­
gestaltenden Gesetzgebers sowie ei­
ner gewissermaßen intertemporären 
Gleichbehandlung. Aus dem Rechts­
staatsprinzip sowie dem allgemeinen 
Gleichheitssatz des Artikel 3, Absatz 
1 GG folgt nämlich das an den Gesetz­
geber gerichtete Gebot, den jeweils 
Finanzierungs- und Abgabenpflichti­
gen grundsätzlich Anwa:rtschaften 
und Rentenrechte zu gewährleisten, 
die dem von ihnen finanzierten Ver­
sicherungssystem vergleichbar sind, 
die mit anderen Worten einen ange­
messenen Lebensunterhalt am Maß­
stab des - späteren - Lohn- und Preis­
niveaus ... gewährleisten. 
Die verfassungsrechtliche Verbür­
gung der Lohnersatzfunktion der 
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Renten geht über die Wahrung des 
existenziellen Minimums der Da­
seinssicherung hinaus. Auf der an­
deren Seite ist der einfache Gesetz­
geber dadurch nicht auf ganz be­
stimmte Anpassungsmodalitllten, -
größen, -formeln und -zeitpunkte 
festgelegt. Die verfassungsrechtliche 
Gewährleistung der Lohnersatzfunk­
tion wird auch dann noch nicht tan­
giert, wenn aufgrund des Einbaus ei­
ner "demographischen Komponente" 
in die Rentenformel der Anstiegswin­
kel der Rentenanpassung mittelfri­
stig verringert wird. Im Falle einer sol­
chen Systemaufgabe wären die be­
reits entstandenen Ansprüche der Ge­
nerationen der Leistungsempfänger 
ebenso wie die bereits existenten An­
wartschaften der jetzt Aktiven im 
Kernbestand und in der Grundstruk­
tur zu erhalten und zu erfüllen. Damit 
ist... keine bestimmte Leistungshöhe 
der Rente von Verfassungswegen ge­
schützt, wohl aber die prinzipielle 
Struktur und Funktion der Sozialren­
te. Die enormen Belastungen, denen 
sich der Generationenvertrag gegen­
übersieht, erfordern allerdings unbe­
streitbar Systemkorrekturen und 
Systemanpassungen, um die vielfach 
auch grundrechtlich geschützten Be­
lange der Leistungsbezieher und An­
wartschafts berechtigten einerseits 
und der Beitragszahler andererseits in 
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"Wenn mit einem Strauß 
von gesetzgeberlachen 
Korrekturmaßnahmen das 
Gesamtsystem dauerhaft 
gestützt und erhalten 
werden kann, dann sollte 
man nicht den Weg du 
radikalen Systembruchs 
wählen, auf dem man sich 
sehne111m engmaschigen 
Netz verfaaaungsrechtll· 
eher Schutzinstrumente 
verheddern und dann 
möglicherweise ln den 
Abgrund des verfaaaunga­
Jurlatlachen Chaos stürzen 
könnte. Von den guell· 
schaftapolitischen Folgen 
m6chte Ich hier gar nicht 
sprechen." 

Rentenversicherung: Beitragslast Immer schwerer 
Arbeitnehmer· und Arbeitgeberanteil 

Monai.J..Icher Höc:h.ltbeurag• in DM l~rul dl-111 Ww.a1 

·~ 

Die Rentenversicherung steht vor einem schwierigen Problem. Zum einen 
sinkt die Zahl der Beitragszahler - vor ellem wegen der wachsenden 
Arbeitslosigkeit. Zum anderen nimmt die Zeh/ der Rentner zu. Immer 
weniger Berufstätige müssen für immer mehr Ruheständler aufkommen. 
Ohne Reformen ist diese Entwicklung finanziell nicht in den Griff zu 
bekommen; ohne Reformen sind Beitragserhöhungen notwendig. 
Quelle: Bundesarbeitsministerium Graphik: Globus (G 4482) 

ein ausgewogenes Verhältnis zu 
bringen. Es geht keinesfalls an, die 
einen gegen die anderen verfas­
sungsjuristisch auszuspielen. Wenn 
mit einem Strauß von gesetzgeben­
sehen Korrekturmaßnahmen das Ge­
samtsystem dauerhaft gestützt und 
erhalten werden kann, dann sollte 
man nicht den Weg des radikalen 
Systembruchs wählen, auf dem man 

pekt der Verhältnismäßigkeit von 
Leistung und Gegenleistung nicht. 
Für Beitragszahler, die künftig in 
Rente gehen werden, braucht die 
Rendite der Beitragsleistungen nicht 
unbedingt das bisherige Niveau zu 
halten, eine ,,Null-Rendite" oder gar 
ein Minuswert dergestalt, daß die 
Rentenzahlungen nicht mehr ausrei­
chen, um das "investierte Kapital" zu 

"Im Falle einer solchen Systemaufgabe wiren die be­
reits entstandenen AnsprOehe der Generationen der 
Lelstungsempfinger ebenso wie die bereits existenten 
Anwartschatten dar Jetzt Aktiven Im Kernbestand und 
in der Grundstruktur zu erhalten und zu erfüllen." 

sich schnell im engmaschigen Netz 
verfassungsrechtlicher Schutzin­
strumente verheddern und dann 
möglicherweise in den Abgrund des 
verfassungsjuristischen Chaos stür­
zen könnte. Von den gesellschafts­
politischen Folgen möchte ich hier 
gar nicht sprechen. 
Verfassungsrechtliche Probleme in 
bezug auf die Beitragsbelastungen 
stellten sich bislang unter dem As-

verbrauchen, dürfte allerdings die 
Grenze der verfassungsrechtlichen 
unzulässigen, evidenten Disproportio­
nalität von Leistung und Gegenlei­
stung überschreiten. • 
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Erlebte Landeskunde: 

Notizen eines Austausches 
18 norwegische Deutschlehrer und -innen erfahren deutsche Realität nach der Einheit 

Lebeusnabe Erfahrungen in und mit der deutschen ReaUtät nach 1990 wa­
ren das Ziel eines zweiwöchigen Seminars für 18 norwegische Deutschleh· 
rer und -innen. Mitinitiiert und getragen wurde das Programm vom Leiter 
der Sprachabteilung im Goethe-lnstltut Oslo, Franz GrliJ. Für dieses Pilot­
projekt .konnten europäische Fördermltt.el aus dem SOKRATES-Programm 
gewonnen werden. Ein breiter Themenbogen spannte sich von A wie Aus· 
Iänderfeindlichkeit bis Z wie Zukunft des Alpentranslts. Ein Öberbllck 
über deutsche Geschichte vom Enten Weltkrieg bis zur Deutseben Einbett 
gehörte ebenso zum Programm wie die Besonderheiten des bayerischen 
Schulsystems und des Landesparlamentarlsmus. 
Besonderes Augenmerk wurde auf die methodlsch-didakttsche Aufberei­
tung gelegt: Vortrilge und Lehrgespräche wechselten sich ab mit Gruppen­
diskussionen und Referaten der Teilnehmer. Auf zahlreichen Exkunlonen 
zu Lernorten wurden die Lehrer direkt mit Fakten und Problemen kon· 
frontiert. Für die Dokumentation dieser Tagung wählen wir einmal einen 
anderen Weg. Statt des traditionellen Tagungsberichts lassen wir die nor· 
we&ischen Tellnehmerinnen und Teilnehmer selbst zu Wort kommen. Wlr 
zitierenaus ihren Abschlußberichten, die sie ftir das europäische SOKRA· 
TES-Programm gescluieben haben: 

... Fakten hinterfragen 
Die Vorträge mit anschließenden Dis­
kussionen in den Bereichen Geschich­
te, Wtrtschaft und Sozialpolitik sowie 
Rechtsextremismus und Ausländer­
feindlichkeit in Deutschland waren so 
interessant und wirklichkeitsbezogen, 
daß wir eigentlich nur auf Schwer­
punkte eingehen konnten. Die Referen­
ten waren nicht nur fachlich bestens 
ausgewiesen, sondern verstanden es 
auch ausgezeichnet, uns dazu zu zwin­
gen, Fakten zu hinterfragen und Zu­
sammenhänge herauszufinden. Sie 

Kompetent und 
sensibel: 
Cord Brügmann 
(4. v. rechts) 
vom Förderverein 
der KZ-Gedenk­
stätte Dachau 
beeindruckte die 
norwegischen 
Lehrer mit seinen 
Erläuterungen und 
Einschätzungen 
des historischen 
und aktuellen 
Nazismus. 
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gingen immer wieder in höchst kom­
petenter Weise über das Thema hin­
aus, wenn wir Fragen hatten ... Bei al­
len Exkursionen war stets die Bemü­
hung vorhanden, uns die deutsche 
Kultur inspirierend und kompetent 
zu vermitteln. Bereits vorhandenes 
Wissen wurde dabei erweitert und 
natürlich auf den neuesten Stand 
gebracht. Die Spannweite der Themen 
war so groß, daß mein Deutschland­
bild um einiges vertieft und präziser 
als vorher dasteht. Markus Paoli 

Fotos: Sehröder 

Bäuerliches Leben und Kultur in 
Oberbayern im Lauf der 

Jahrhunderte: 
Museumspädagogin Franziska 

Lobenhofer-Hirschbold (rechts} 
vom Freilichtmuseum auf der 

Gientleiten gab einen Einblick in 
die Alltagswelt bäuerlicher 

Familien. 

... Ein Seminar wie eine 
Vitaminpille 
Die Akademie ist eine Stätte der Be­
gegnung mit idealen Lernbedingun­
gen ... Dank hervorragender Lehrkräf­
te und Referenten ist die Zeit verflo­
gen und die Diskussionen setzten sich 
oft bis in den späten Abend fort. Dies 
lag sicher auch an der F011D: keine Vor­
lesungen im herkömmlichen Sinn, 
sondern Wissensvermittlung mit kri­
tischen Dialogen, kombiniert mit Ex­
kursionen... Der Kurs hat eine neue 
Perspektive gegeben, die Verhältnis­
se im eigenen Land zu beurteilen (zum 
Beispiel: Energiepolitik, Umweltpoli­
tik, Schule). Das Seminar war eine gro­
ße Inspiration. Ich freue mich darauf, 
meine Bindtücke an SchWer und Kol­
legen weiterzuvermitteln, die ange­
schnittenen Themen weiter zu disku­
tieren. Ein Seminar mit Langzeit­
wirkung, wie eine Vitaminpille I 

Jenny Rom-Solberg 
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... Aktuell und 
interessant 
Das Programm hat bei mir schon vor 
der Reise Neugier geweckt.- Das 
Beste am Kurs: Die Vorträge waren 
nicht einzelstehende Inseln, son­
dern waren sehr gute Vorbereitun­
gen zu den folgenden Ausflügen 
danach. Die Begleiter waren alle 
sehr tüchtig. Sowohl die Führung 
des historischen Stadtrundganges 
in München als auch in der KZ -
Gedenkstätte Dachau waren sehr 
gut. Kare Waksvik 

... Jugend und NS~Zeit 
Der Besuch der KZ-Gedenkstätte 
Dachau war für mich besonders inter­
essant Der Herr, der uns gefUhrt hat, 
war sehr tüchtig und es war sehr in­
teressant zu erfahren, wie die deut­
schen Jugendlichen heute die Nazizeit 
ansehen. Elin Kvamme 

... Kritische Reffeletionen 
Ich fühle mich sehr privilegiert, in 
diesem SeminarTeilnehmer gewesen 
zu sein. Ich habe sehr gute Erfahrun­
gen gemacht und neue Kenntnisse 
bekommen. Es wurde ein sehr span­
nendes und herausforderndes Pro­
gramm geplant und alles ist auf eine 
ausgezeichnete Weise organisiert und 
durchgeführt worden. Der Historiker 
Dr. Benno Fischer hat mit seinen Vor­
lesungen, Überlegungen und Frage­
stellungen uns viele neue Erfahrun­
gen über deutsche Geschichte und 
Landeskunde zugeführt. Er hat nicht 
nur unsere Fragen auf eine sehr inter­
essante Weise beantwortet, sondern 
uns auch neue Herausforderungen 
gegeben, um selbst neue Reflektionen 
und Überlegungen zu machen ... 
Dieses Seminar hat meine Erwartun­
gen voll erfüllt. Wenn ich wieder zu 
Hause bin und meine Schüler und -
innen treffe, werde ich meine neuen 
Erfahrungen und Erlebnisse mit ih­
nen teilen. Svein Rangnes 
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... Wichtige Landeskunde 
Mir hat die Zusammenstellung des 
Programmes am besten gefallen: Eine 
schöne Mischung von Vorlesungen, 
Gruppenarbeit, Fragen und Diskussio­
nen zu den Themen und Exkursionen. 
Es ist sehr wichtig, Landeskunde zu 
erleben. Auf diese Weise lernt man viel 
schneller. Man hätte Monate lang ler­
nen müssen, um sich dieselben Kennt­
nisse zu erwerben. Kjell Rugset 

Alternative Energiequelle Wasser: 
Betriebsingenieur Markus Krlnner 
(links) erläuterte die Technik des 
Walehensee-Kraftwerks 
in Koche/ am See. 

... Teilnehmer emst genommen 
Das Seminar ist sehr anspruchsvoll 
gewesen in dem Sinne, daß viele 
schwierige Themen- zum Thil auch mit 
empfindlichem und emotionalem Cha­
rakter - bearbeitet worden sind ... Ich 
finde es besonders befriedigend, daß 
die Seminarleitung die Teilnehmer 
ernst genommen hat, daß die Zielset­
zung des Kurses sehr anspruchsvoll 
gewesen ist, und daß die Referenten 
ein hohes Fachniveau vertreten ha~ 
ben. Sivf!rt Odegaard 

... Interessanter Landtag 
Es hat mich sehr gefreut, einen für mich 
neuenTeil Deutschlands kennenzuler­
nen. Süddeutschland war mir vorher 
ganz unbekannt. Der Besuch des Baye­
rischen Landtags hat mich sehr inter­
essiert, ich wußte wenig darüber. 

Ragnhild Holiman 

Probleme des Alpenraums vor Ort kennengelernt: Peter Keller (links) 
vom Alpenforschungsinstitut Garmisch-Partenkirchen referierte am Wank 
über Bergwaldsterben, Alpentransit und sanften Tourismus. 
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... Zum Nachdenken angeregt 
Die Themen sind hochaktuell. Die 
historischen Themen über die Wei­
marer Republik und das Dritte Reich 
sind direkt mit Demokratiefragen in 
unserer Gegenwart verknüpft. Bei den 
historischen Themen haben die Refe­
renten meines Erachtens sehr gut 
vermocht, die geschichtlichen Vor­
gänge an die Gegenwart zu knüpfen 
und den Teilnehmern des Seminars 
deutlich zu zeigen, wie die Gegenwart 
ein Produkt historischer Ereignisse 
ist. Sie haben es sehr gut verstanden. 
die großen Linien nachzuzeichnen 
und die Teilnehmer zum Nachdenken 
anzuregen ... Es ist gelungen, sehr 
tüchtige und geschickte Fachleute für 
die verschiedenen Themen zu finden. 
Ich denke, daß der Dialog zwischen 
den Kursteilnehmern und den Referen­
ten ganz problemlos verlaufen ist. 
Die Kombination von Referat- Dialog 
-und Exkursionen zu den Themen hat 
mir sehr gut gefallen. Eine sehr offene 
und gelassene Atmosphäre. Ich habe 
viel erwartet, und ich bin nicht ent­
täuscht worden - eher begeistert. 

Atle Rasberg 

Rektor Toni Aigner (links) 
zeigte den norwegischen 
Lehrerinnen und Lehrern 
Kloster und Schule in 
Andechs 
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Auf Hitlers Spuren: Dr. Eva Strauß (rechts} vom Verein Stattreisen 
führte die norwegische Gruppe durch das München der Weimarer 
Republik und des Nationalsozialismus 

... Gute Stimmung 
Ich finde es zwecklos, auf Einzelheiten einzugehen. Es war eigentlich eine 
Reihe von Höhepunkten, erlebnisvoll und informativ zugleich ... Die Referenten 
waren gut bis hervorragend: kooperationsfähig und flexibel, objektiv und 
kritisch, freundlich und zum Teil auch enthusiastisch. Die Kommunikation und 
Interaktion mit den Teilnehmern war meistens sehr gut. Man hat alles getan, 
um unseren Aufenthalt möglichst erfolgreich zu machen. Deswegen hat es 
auch vom ersten Tag an unter den Teilnehmern eine gute Stimmung gegeben ... 
Ich befürchte, daß ich ein solches Seminar nie wieder erleben werde, bevor 
ich in den Ruhestand trete. Das beste Seminar, das ich je erlebt habe. Sehr 
lehrreich und anregend für meine weitere Tätigkeit als Deutschlehrer und 
Vennittler deutscher Kultur. Ich bin kein Geschichtslehrer. Jetzt verstehe ich 
Einzelheiten und Zusammenhänge besser. BjiJm F areth 

-
... Exotische Klöster 

Es war sehr spannend, die deutsche 
Nachkriegsgeschichte mit deutschen 
Augen zu sehen. Es gab auch Mög­
lichkeiten, sich in den vielen schwie­
rigen Fragestellungen zu vertiefen ... 
Die Führung im KZ Dachau war 
außergewöhnlich gut gemacht und 
auf die Gegenwart bezogen. Die vie­
len Klosterbesuche sind für mich als 
Noxwegerin ganz exotisch. DieAspek­
te aus der bayerischen Kultur sind 
völlig verschieden von der norwegi­
schen Kultur. 

Kristin Hatlehreidee 

• 
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Sicherheitspolitik: 

Nato zu neuen Ufern 
Nach dem Ende des Kalten Krieges haben sich die Internationalen Bedehun· 
gen revolutioniir verändert. Dle NATO, das erfolgreichste Verteidigungs­
bündnis der Welt, steht vor herkulischen Aufgaben. Wohin steuern dfe 16 
Parmerlinder nach der beim Jull-Gipfelln Madrid beschlossenen BiindDfs­
envelteruog? Die Tagung vom 17. -19. Oktober: ,,Die NA'IO zu neuen Ufern" 
erbrachte bei kompetenten Referenten und sachkundigem Pu.bUkum aus 13 
NationenspannendeDebatten über die Aufgabeder NATO 1n der gesamteuro­
päisch-atlantischen Slcberhettslandschaft heute. 

gerüstet sein, die Erweiterung des 
Bündnisses ermöglichen, die NATO­
Strukturen und -verbände auch aus­
serhalb des Bündnisses einsetzbar 

Dr. Andrew B. Denison, unabhängi­
ger amerikaDiseher Berater in Bonn, 
beleuchtete die Osterweiterung der 
NATO aus der Sicht des Bündnisses 
und insbesondere der Amerikas. Die 
Osterweiterung könne die NATO als 
strategisches Bündnis ftlr Frieden 
und Sicherheit auf dem europäi­
schen Kontinent stärken. Wie jedes 
Reformprojekt habe sie aber auch Ri­
siken, denn Interessen und Institu­
tionen müssten neu definiert werden. 
Sie brauche vor allem den politischen 
Willen zur Durchsetzung nach außen 
(Beschwichtigung Rußlands und der 
Draußengebliebenen, Kooperation der 
BeitriUskandidaten) und nach innen 
(Zustimmung der Bürger, Tragen der 
Lasten). Die Entscheidung ftir nur drei 
neue Mitglieder sei ein guter Kom-

Zu Beginn charakterisierte der frü­
here Generalinspekteur der Bundes­
wehr, Admiral a.D. Dieter Wellershoff, 
die gegenwärtige Sicherheitslage als 
die Ersetzung von Bedrohung durch 
Risiken und Herausforderungen. 
Einerseits seien im zusammenwach­
senden Buropa Konflikte unwahr­
scheinlich, anderseits würden wir in 
Zeiten der Globalisierung mit vielen 
Konflikten und Erdbebenzonen der 
Welt konfrontiert. Die drei Grundvor­
aussetzungen für unsere Sicherheit 
seien: Unsere Werte (Freiheit, Demo­
kratie, Menschenwürde, Rechtsstaat) 
müssten unser Handeln bestimmen. 
Die Wertordnung brauche Instrumen­
te für ihre Verteidigung (Streitkräfte, 
Krisenmanagement, Konfliktpräven­
tion). Der politische Wille zur Vertei­
digung unserer Wertordnung müsse 
klar und bestimmt sein. 

.Solldorltllt ontotaht durch MuiUnatto~ 
,.Kommandoatrukturprobteme aplegeln nur polltl· l 
eche Konflikte wledar11 j 

"Aufgabe der NATO Iet: Kollektive Verteidigung ein· \ 
achlieBlich Stabllltltatranater, und, wenn ea aeln 
muß, auch Krlnnmanagement" J 

machen und die Schaffung einer 
Europäischen Sicherheits- und Ver­
teidigungsidentitä.t fördern. Es kom­
me darauf an, das gesamte Spektrum 

.,Ohne Prlventlon werden mllltlrlache Konflikte 
wieder aufflammen ... 

"Nicht Waffen alnd flir Konflikte verantwort· 
lieh, aondern die Menachen." 

"Wichtiger ala Freundachaft mit den Nachbarn Iet, 
daß die Nachbarn Demokratien alnd." 

Generalmajor Harald Kujat vom In­
ternationalen Militärstab der NATO 
in Brüssel, wichtigster deutscher 
Militär für die Zukunftsplanungen 
der NATO, schilderte anschaulich 
die Schwierigkeiten bei der Anpas­
sung der Strukturen des Bündnisses 
an die neue Lage. Die neue Führungs­
struktur müsse für vielfllltige Risiken 
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militärischer Einsatzmöglichkeiten in­
nerhalb und außerhalb des traditio­
nellen NATO-Gebiets mit einem ein­
heitlichen Führungsinstrument zu 
bewältigen. Bei allen Schwierigkeiten 
betonte er aber die aus langer Tradi­
tion erwachsene erfolgreiche Kon­
senstindung in der NATO, auch wenn 
das Zeit koste. 

promiß zwischen der Kohäsion des 
Bündnisses, den Wünschen der Bei­
trittskandidaten und der Einbindung 
von Rußland und der Ukraine. 

Die Stimme der Beitrittskandidaten 
vertrat Prof. Dr. Uzl6 Kiss, leitender 
Sachverständiger am Institut ftir in­
ternationale Angelegenheiten in Bu­
dapest. Ähnlich wie in Polen und der 
Tschechischen Republik sehen die 
meisten Ungarn das Streben in die 
EU und in die NATO als logische Fol­
ge, zusätzliche Legitimation und Ab­
rundung des Systemwechsels. Diese 
drei Völker und ihre Intellektuellen 
hatten den Systemwechsel seit den 
fünfziger Jahren aktiv betrieben, so­
wohl in den berühmten revolutionä­
ren, wenngleich stets auf tragische 
Weise unterbrochenen Versuchen, als 
auch auf leisen Sohlen. Dennoch woll­
te Kiss den NA'IO-Beitritt nicht als 
antirussisch verstanden wissen, im 
Gegenteil: er betonte die Zusammen­
arbeit im NATO-Rußland-Rat als 
wichtigen Teil einer europäischen 

Akademie-Report 411997 



Sicherheitsstruktur. Wegen seiner 
Minderheiten in anderen europäi­
schen Staaten habe besonders Un­
garn großes Interesse an einem Mit­
einander bei der Öffnung nach We­
sten. Es sehe sich dabei in der hi­
storischen Vorreiterrolle eines Lan­
des, das schon früh - noch als Mit­
glied des Warschauer Paktes - eine 
pragmatische Außenpolitik betrieben 
habe. Kiss betonte, daß Außenmini­
ster Oyula Horn bereits 1988 Ungarns 
Beitrittsinteresse bekundet hatte. Die 
legendäre Grenzöffnung von 1989, die 
zehntausenden Ostdeutschen zur 
Flucht nach Österreich verhalf, sei 
nur eine logische Fortsetzung dieser 
Politik gewesen. 

Aus dem Chor der Nichtbeitretenden 
waren die Stimmen von Rußland und 
der Ukraine von besonderem Interes­
se, nicht nur weil sie beide eine ver­
tragsähnliche Partnerschaft mit der 
NATO erreicht haben, sondern auch 
weil ihr Verhältnis u.a. wegen des 
Streits um die Schwarzmeerflotte und 
der Westorientierung der Ukraine 
nicht ohne Spannungen ist. Dennoch 
sprach Andriy Fialko, stellvertreten-

Andrej Kelin, Abteilungsleiter für 
NATO und WEU-Angelegenheiten 
im russischen Außenministerium, 
hatte den schwierigsten Part, die Po­
sition seiner Regierung verständlich 
zu machen. Alles andere als ein pol­
ternder Hardliner, legte er differen-

Paris habe für Rußland zwei Seiten. 
Einerseits befestige sie die NATO­
zentrierte Stabilitätspolitik in Europa; 
andererseits gebe sie Rußland Partizi­
pationsmöglichkeiten und beschränke 
die Möglichkeiten der NATO in den 
Beitrittsstaaten. 

.,ln der neuen elcherheltapolltlachen Situation haben wir keinen 
Feind, aber wir haben viele Buschfeuer und zwischen Feuer und 
Feuerwehr gibt ea keine M6gllchkalt, eine neutrale Poeltlon zu 
beziehen." Laz/6 Kiss 

"Wenn die NATO-Erweiterung fortgesetzt wird, kann dae Vertrauen 
zwilChen Rußland und dem Weeten zerbrechen. Wir kBnnen ln die SI­
tuation kommen zu entachelden, ob die Grundlagenakte auereicht oder 
ob wir andere auf Gewalt geetQtzte Methoden anwenden mauen." 

L Andrej Kelin 

ziert die Haltung Rußlands zur NATO 
dar. Einerseits hob er die gute prakti­
sche Zusammenarbeit mit der NATO 
hervor, andererseits betrachtete er aber 
die NATO unverändert als ein Instru­
ment der Konfrontation und die 
NATO-Erweiterung als einen un­
freundlichen Akt gegen Rußland. 
Rußland nehme die jetzige Erweite­
rung hin, billige sie aber nicht; ein 

"Seit Ihrer Unabhlnglgkelt hat die 
Ukraine ln der NATO ein wichtiges ln· 
atrument für die Aufrechterhaltung von 
Stabllltlt und Sicherheit ln Europa ge· 
sehen." 

Zum Abschluß der Tagung öffnete 
General a.D. Wolfgang Altenburg, 
früherer Generalinspekteur der Bun­
deswehr und Vorsitzender des NA10-
Militärausschusses, den Blick in die 
Zukunft der europäischen Sicherheit 
Mehr denn je sei eine präventive 
Außen- und Sicherheitspolitik not­
wendig. Dafür sei ein verläßliches 
transatlantisches Bündnis auf der 
Basis der gemeinsamen Werte unver­
zichtbar. Altenburg plädierte leiden­
schaftlich für schnellere Fortschritte 
in der europäischen Einigung und 
fi1r größere Anstrengungen der Euro­
päer im Sicherheitsbereich. Buropa 
könne sich nur deshalb so langsame 
Fortschritte in diesem Feld leisten, 
weil die NA10 da sei. Sie habe sich 
unglaublich gewandelt (besonders für 
den Insider deutlich) und sei deshalb 
befähigt, Rußland die Hand zur Part­
nerschaft zu reichen. • 

"Wenn die Ukraine elch jetzt um eine 
NATO·Mitglledechaft bewürbe, wQrde 
das die Beziehungen Rußland· NATO 
und du geu- Kllmo der NATQ-o.t- ~ 

Andrly Flalko erwalterung zerstören." 
Fotos: Kühbauch (4) -'--------

Bündnisbeitritt der Ukraine, Weißruß­
lands oder der baltischen Staaten 
werde es niemals akzeptieren. Die 
Grundlagenakte mit der NATO von 

H. Denzer I J. Maruhn I Chr. Kühbauch 

"Die NATO Iet der Ecketein für die europileehe 
Sicherheit, wenn Europa der andere Iet. Die Zu· 
kunft meines VaterlandH wird kOnftlg Im Sta• 
tenbund Europa gestaltet." 

.Grundlage der NATo-Erweiterung Iet nicht Be­
drohung, sondern das souverlne Recht der 
Staaten, tor Ihre Sicherheit zu eorgen." 

der Leiter der Abteilung Außenpolit­
ik im Präsidialamt der Ukraine, von 
Rußland als Sicherheitspartner. Die 
Ukraine strebe gute Beziehungen zu 
allen Nachbarn und Kooperationen 
mit allen europäischen und transat­
lantischen Institutionen an, mit dem 
längerfristigen Ziel der Assoziierung 
und der Freihandelszone mit der Eu­
ropäischen Union. Sicherheitspoli­
tisch sei die in der Charta von Ma­
drid festgeschriebene besondere Part­
nerschaft mit der NA10 für die Unab­
hängigkeit der Ukraine gegenüber 
dem übermächtigen Rußland von be­
sonderer Bedeutung. 

.,FQr mich alnd die europileeben Armeen llnget 
die Avantgarde dea ZuummenwachHna Euro­
pa• und Im tranutlantlechen Verhlltnla ganz 
s_lc_h_e_r_e_l_ne_ de_ r_A_t_la_n_tl_k·_B_rO_c_k_e_n_ •.. _ ____ _ ~_offgiii1{J Altenbu-~ 
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Gentechnik: 

Chancen und Risiken in der Landwirtschaft 
Politische und moralische Herausforderungen einer Zukunftstechnologie 

Die Erfindung der Gentechnologie ist ein wlssenschaft:Ucher Quantenspnmg, 
der mensdillcher Macht Ober die Schöpfung eine neue Qualität gegeben hat. 
IDerln liegt gleichzeitig der Untersdlied zu anderen revolutionären Tech· 
nlkentwicldungen, wie z.B. der Mikroelektronik: Die Bloteclmologie, iDB· 
besondere das Klonen höherer Oraanlsmen, trifft bei den Menschen auf 
Urängste, auf die Befürchtung, die Wissenschaftler wollten sich in Ihrer 
Hybris mit der Schöpfung selbst messen. Sind die bestehenden gesetzlkhen 
Vorschriften und Steuerungssyteme dem Versuch des Mißbrauchs aus sol· 
eher ForschDDg gewachsen, oder gewinnt der wissenschaftliche Fortschritt 
eine unaulbaltsame und unkontrollierte Eigendynamik? 

,,Die politische und moralische Her­
ausforderung Gentechnologie" - so 
der Tagungstitel • war die erste Ver­
anstaltung zu diesem Themenkreis 
an der Akademie. Da die öffentliche 
Diskussionaufgrund neuerer wissen­
schaftlicher Fortschritte wie der Klo-

nung des Schafes ,,Dolly" nicht gera­
de affektneutral geführt wurde, legte 
Tagungsleiter Gebhard Diemer gro­
ßen Wert auf naturwissenschaftlich 
fachkundige Referenten: "Wir müssen 
zunächst eine fachliche Grundlage 
schaffen, auf der wir diskutieren kön-

Orientierung an ethischen Maßstäben 

Weder die Naturwissenschaft, noch 
die Thchnik können Werte formulie­
ren. Sie sagen nur, ob etwas erreicht 
werden kann, aber niemals, ob dies 
erreicht werden soll. Seit den siebzi­
ger Jahren gibt es in der Bundesre­
publik unabhängige Gutachtergre­
mien (Ethik-Kommissionen) aus Äiz.­
ten, Naturwissenschaftlern, Juristen, 
Theologen oder Philosophen, deren 
Aufgabe es ist, die ethische Vertret­
barkeil wissenschaftlicher For­
schung zu beurteilen. Dies ist im­
mer dann notwendig, wenn dem 
menschlichen Fortschritt räumlich 
und zeitlich besonders weitrei­
chende oder unabsehbare Auswir­
kungen innewohnen. Die traditio­
nelle Ethik beschäftigt Rich mit den 
Fragen nach dem ,,höchsten Gut", 
dem ,,richtigen Handeln" und der 
,,Freiheit des Willens". Auch in der 
modernen Ethik sind diese Grund­
sätze noch enthalten, es bedarf aber · 
einer genaueren Definition dessen, 
was sie heute vennag: 

• Die Ethik ist keine Überwis­
senschaft. Um Ergebnisse zu erzie-
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len, muß sie mit den Naturwissen­
schaften in einen Dialog treten. 

• Die Frage "wozu ist es gut?'' 
steht an erster Stelle. Die Ethik 
kann keine Anstöße geben, aber 
sie kann Nutzen und Schaden fl1r 
zukünftige Generationen abwägen 
und eine moralische Beurteilung 
aussprechen. 

• Die Ethik betrachtet wis­
senschaftliche und technische Er­
rungenschaften als Werkzeuge, 
welche einem liamnl& vergleichbar 
sind, der sowohl im Guten, wie im 
Bösen verwendet werden kann. 

• Die Ethik kann eine morali­
sche Orientierung vermitteln, aber 
auch sie ist nicht frei von Irrtü­
mern. Naturwissenschaftliche, 
technische und medizinische Ent­
wicklungen sind stets mit dem Ri­
siko des Mißbrauchs behaftet, da­
her können die Protagonisten des 
technischen Fortschritts nicht von 
Ihrer Verantwortung freigespro­
chen werden. 

Chr.K. 

nen. Erst danach sollten wir uns mit 
ethischen Fragen auseinandersetzen." 

Begriffe vermischt 

Prof. Dr. Gerhard Wenzel von der Uni­
versität Weihenstephan stellte die The­
matik ausdr!icklich aus dem "Blick­
punkt eines BefUrworters" dar. Er ver­
glich die Anwendung von Gentechnik 
in der Landwirtschaft mit den bishe­
rigen Methoden konventioneller 
Züchtung: "Wir können mit dieser 
Technologie nicht mehr erreichen als 
mit den bisherigen Verfahren der Ar­
tenkreuzung. Aber wir können es nun 
schneller und auf unsere Bedürfnisse 
abstimmen." Wenzel zog den Schleier 
des Nichtwissens von den Augen vie­
ler seiner Zuhörer: ., Viele Begriffe, die 
eigentlich verschiedenen Wissen­
schaften entstammen, werden in den 
Medien zu Unrecht vermischt." Um 
neuere Forschungsergebnisse zu ver­
stehen, bedarf es einer genauen Tren­
nung der Gebiete sowie einer korrek­
ten Benutzung der wissenschaftli­
chen Definitionen. Eine "Klonung" 
kann sich beispielsweise auf eine ein­
zelne Zelle, einen DNA-Strang oder 
einen ganzen Organismus beziehen. 

Weniger Pestizide 

Günter Donn von der Hoechst Sehe­
ring GmbH in Frankfurt stand ebenfalls 
auf der Seite der Befürworter. Seine 
Firma arbeitet derzeit an der Optimie­
rung von Raps- und Maissorten mit­
tels Gentechnik. Nach Donns Ar­
gumenten führt auf Dauer kein Weg 
an der landwirtschaftlichen Anwen­
dung vorbei. Besonders in der Pflan­
zenproduktion biete die Gentechnik 
ungeahnte Chancen, den zunehmen­
den Verbrauch an Pestiziden und 
Düngemitteln einzuschränken. Pflan­
zen mit einem höheren Bi weiß- und 
Fettgehalt, verbesserter Hitze- und 
Kälteresistenz könnten in Zukunft 
die überbevölkerte Welt ernähren. 
Für die Industrie versprechen Investi­
tionen in das "genetic engineering" 
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eine Rendite für die Zukunft. Nach 
Prognosen von Marktforschern wird 
das Wirtschaftsvolumen in der Agro­
Biotechnologie bis zum Jahr 2000 auf 
1,1 Mrd. DM ansteigen. Bei entspre­
chenden ~enbedingungen könn­
ten in der Bundesrepublik bis zu die­
sem 'Thnnin 100.000 Beschäftigte im 
Bereich der Biotechnologie tätig sein. 

Störung des ökologi· 
sehen Gleichgewichts 

Die Stimme der Skeptiker vertrat Dr. 
Martha Mertens vom Bund Natur­
schutz in Bayern. Sie sah in der An­
wendung gentechnologischer Met­
hoden ein "unkallculierbares Risiko". 
Beim derzeitigen Stand der Forschung 
könne keine absolut zuverlässige Aus­
sage über die Reaktion der Natur auf 

Zeichnung: Tomaschoff 

gentechnisch manipulierte Organis­
men getroffen werden. Diese Frei­
setzungsproblematik - danach kann 
ein einmal ausgesetzter Organismus 
nicht mehr in das Labor zurückgeholt 
werden - gelte auch für dessen evo­
lutive Entwicklung. In relativ kurzer 
Zeit könnten Abwehrmechanismen 
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gegen Schädlinge aller Art ausgebil­
det werden, für welche die Evolution 
hunderttaosende von Jahren benö­
tigte. Es bestehe die Gefahr, daß der­
art hochresistente Pflanzenarten das 
ökologische Gleichgewicht stören 
und durch Verdrängung die Arten­
vie1falt eines Biotops auf ein Minimum 
reduzieren. 

Prof. Dr. Armin Wildfeuer von der 
Katholischen Fachhochschule Fader­
born sprach zum Abschluß der Ta­
gung über die ethische Herausfor­
derung Gentechnik. 

Ethik-Kommission 
gefordert 
Er forderte die Aufstellung von Ethik­
Kommissionen in Bereichen, bei denen 
mit Gentechnik oder deren Produkten 

gearbeitet wird. In der Diskussion kam 
der Zwiespalt zum Ausdruck, in 
dem sich die Gesellschaft der Bun­
desrepublik derzeit befindet. Einer­
seits wurde die Befürchtung laut, die 
Bundesrepublik würde hier zum wie­
derholten Mal den Anschluß an eine 
Zukunftstechnologie verpassen. Auf 

der anderen Seite wurde von keinem 
der Redner, auch nicht von den Befür­
wortem, das Risiko im Umgang mit 
der Gentechnik angezweifelt. 

Die Thilnehmer wollten die öffentliche 
Diskussion mit weniger Emotionen 
befrachtet sehen. Technischer Fort­
schritt sei stets mit Wagnissen verbun­
den gewesen, die ,,Risikogesellschaft" 
müsse sich mit seinen Auswirkungen 
auseinandersetzen und diese nach 
Nutzen und Schaden abwägen und 
steuern. 
Das von einigen Kritikern geforderte 
Verbot der Gentechnik dürfte aufgrund 
der enormen weltweiten wirtschaftli­
chen und wissenschaftlichen Interes­
sen nicht realistisch sein. Um so wich­
tiger sei deshalb eine wirksame politi­
sche und rechtliche Kontrolle, die sich 

nach ethischen Maßstäben richte. 
Gerade für Staat und Verwaltung, für 
politische Mandats- und Verantwor­
tungsträger sei diese neue, sowohl 
risiko~ als auch chancenreiche Thch­
nologie eine "politische und morali­
sche Herausforderung". • 

Cbristian KUhbauch 
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Intelligenz als "verlorene" Elite 
Intellektuelle Diskurse ln Bulgarien 1990 - 1996 

von Dr. Juliana Roth 

Die bulgarische Entwicklung nach dem November 1989 unterschied sich in 
ihren Hauptzügen kaum von jener ln den anderen sozialistischen Staaten. 
Bedinat durch das historisch gewachsene Verständnis der geistigen Führungs· 
rolle der Intelligentsfa sowie durch das tatsächliche polltische und moralische 
Engagement einzelner Intellekueller war im Bewußtsein der bulgarlschen 
Öffentlichkeit eine Art Gleichsetzung von Intellektuellen und Oppos!Uon ent­
standen. In der politischen Relevanz dieser Gleichsetzung liegt wohl die Er­
klärung fO.r die enorme öffentllche Aufmerksamkeit, die der Intelligentsia 
insgesamt und ihren exponierten Vertretern sofort nach der Wende zuteil 
wurde. 

Im folgenden möchte ich den Verlauf 
und die wichtigsten Inhalte der 
"lntellektuellendiskussion" vorstel· 
len. Aus kulturwissenschaftlicher 
Sicht möchte ich auf einige Aspekte 
hinweisen, die ein Erklärungspotential 
für die heutige Transformation der 
bulgarischen Gesellschaft enthalten. 
Als Hauptquelle meiner Fallstudie 
nutze ich alle erschienenen Jahrgän­
ge ( 1990 - 1996) der Wochenzeitung 
Vek 21, die in ihrem Anspruch, aber 
auch im öffentlichen Ansehen als pro­
grammatisches Forum der intellektu­
ellen Elite galt. Bereits der selbstbe­
wußt gewählte Titel ,,21. Jahrhundert" 
zeugt von der großen Zuversicht, die 
die Intellektuellen bezüglich ihrer hi­
storischen Leit- und Vorbildrolle heg· 
ten: die blaue Farbe im Titel verwies 
symbolisch auf die Zugehörigkeit zur 
antikommunistischen Opposition 
(UDK). 

1. Phase (1990 - 1991 ): 
Auf dem Weg zur Macht 

Diese Phase markiert die Periode zwi­
schen dem Wahlsieg der Sozialisten 
im Juni 1990 und ihrer Ablösung von 
der politischen Verantwortung nach 
den vorgezogenen Wahlen im Okto­
ber 1991 durch die oppositionelle 
L"DK. In dieser Zeit weist die Intellek­
tuellen-Debatte ihre größte Intensität 
auf. Die Beiträge sincl am zahlreichsten 
und sind immer zentral positioniert. 
Die Themenwahl und ihre engagierte, 
gelegentlich pathetische Behandlung 
spiegeln die damalige Aufbruch­
stimmung unmittelbar nach dem Ende 
der kommunistischen Herrschaft. Sie 
zeugen von dem hohen Selbstwert­
gefübl der Intelligentsia sowie von ih­
rem Anspruch auf die geistige und 
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moralische PUhrung der Nation. 
Das Hauptinteresse der Beiträge in 
Vek 21 in dieser Periode gilt der Politik 
und der Kultur (im engeren Sinne). 
Wirtschaftsthemen sind unterreprä­
sentiert, und wenn sie vorkommen, so 
beschwören sie plakativ und allgemein 
die Vorteile verschiedener marktwirt­
schaftlicher Modelle, ohne den Bezug 
zur bulgarischen wirtschaftlichen Rea­
lität herzustellen. Die wichtigsten The­
men in dieser Phase sind - neben der 
Bloßstellung des jeweiligen politi­
schen Gegners und der bösen Natur 
des Kommunismus - das Aufbrechen 
des kommunistischen Informations­
monopols, d.h. Nachholen von Infor­
mation über einstige Tabuthemen, über 
gemiedene Autoren, die Betrachtung 
historischer Themen aus neuer Sicht 
und die Aufarbeitung der kommunisti­
schen Vergangenheit. Die Kritik an den 
Zuständen vor 1989 sowie die Abrech-

Juliana Roth Foto: privat 

nung mit früheren Ereignissen und 
Führungspersönlichkeiten beherr­
schen jede Ausgabe: Die Beliebtheit 
dieser Themen und der aggressive Ton 
in den Artikeln belegen das Aufkom­
men einerneuen, nun antikommunisti­
schen "political correctness" 

Vom 6. - 10. Oktober wa­
ren Hochschullehrer, 

Nachwuchswissenschaftler 
und Studenten aus den 
deutschsprachigen Ländern 
und Südosteuropa eingela­
den, um im Rahmen der 37. 
Hochschulwoche über ,,Eliten 
in Südosteuropa: Rolle, Kon­
tinuitäten, Brüche in Ge~ 
schichte und Gegenwart" zu 
diskutieren. Die Hochschul~ 
wache findet seit vielen Jah­
ren als gemeinsame Veran­
staltung von Südosteuropa­
Gesellschaft (SOG) und Aka­
demie in Tutzing statt. Vor 
dem politischen Umbruch im 
ehemaligen Ostblock war sie 
eines der wenigen Foren, bei 
dem sich Wissenschaftler aus 
diesen Ländern mit ihren 
westeuropäischen Kollegen 
nahezu frei austauschen konn­
ten. Seit der Wende ist es auch 
den jüngeren Wissenschaft­
lern möglich, an diesem Aus­
tausch teilzuhaben. Die unge­
kfirz;ten Vorträge von Juliana 
Roth und Wolfgang Höpken 
erscheinen im Thgungsband, 
den die SOG 1998 publizieren 
wird. 

Auffallend ist das Fehlen von Kritik 
nach innen. In den seltenen Fällen, in 
denen kritische Töne aufscheinen, wird 
nicht zur Sache, sondern in Fonn eines 
persönlichen Angriffs auf den Kritiker 
reagiert, dem ,,kommunistisches Ge­
dankengut" nachgewiesen wird. 

2. Phase (1991 - 1992): 
An derMacht 

Diese Periode ist markiert durch die 
t"bernahme der Regierungsverantwor­
tung durch die oppositionelle 1JDK. 
Den Intellektuellen brachte sie den Tri· 
umph, daß sie nun in der ihnen gebüh­
renden Führungsrolle bestätigt waren. 
Viele von ihnen gelangten in Regie~ 
rungsämter und andere hohe Positio­
nen, was in Spezialbeiträgen beson­
ders gefeiert wurde: Der Anspruch auf 
die Rolle der lntelligentsia als morali· 
sehe und richtende Instanz wurde noch 
ausgeweitet. 
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Und doch: für den außenstehenden 
Beobachter nehmen Intensität und 
Anspruchsniveau der Intellektuellen­
diskussion merklich ab. Hat sich die 
Intelligentsia-Problematik erschöpft 
oder ist sie für die Leserschaft nicht 
mehr so zentral? Vek 21 bringt immer 
mehr Informationen und Berichte, die 
Analysen nehmen ab, politische The­
men treten in den Hintergrund. Die 
Beiträge zur Intellektuellen-Problema­
tik werden seltener und sind auf enge­
re Fragestellungen beschränkt. Neu 
ist die Diskussion über die Spaltung 
der Intellektuellen in "Idealisten" und 
,,Pragmatiker": Den ,,Pragmatikern" 
wird zunehmend Nähe zu kommuni­
stischen Machthabern vorgeworfen 
und zugleich das moralische Recht 
auf Führung abgesprochen. In Ver­
bindung damit wird das Thema der 
Parteiintelligentsia aktualisiert, also 
jener, die ihren beruflichen und sozia­
len Aufstieg der Verflechtung mit dem 
kommunistischen Regime verdanken. 
Ähnlich wie in der Vergangenheit, stellt 
sich die Nähe zur Macht als eine ern­
ste Bedrohung der eigenen Identität 
dar, denn durch sie wird die Abgren­
zung vom kommunistischen Gegner 
undeutlich. Die Aufspaltung in ,,Idea­
listen" und "Pragmatiker" bedeutet 
eine neue Grenzziehung, die jedoch 
stabilisierende Wirkung hatte und die 
Zusammengehörigkeit und Identität im 
Innern durch die deutliche Abgren­
zung nach "außen" schuf. 
Auch in dieser Phase nimmt die Auf­
arbeitung der kommunistischen Ver­
gangenheit einen zentralen Platz ein. 
Die stereotype Erklärung flir alle Miß­
stände, vergangene wie gegenwärtige, 
"an allem ist der Kommunismus 
schuld", bestach durch ihre Einfach­
heit. Kritische und differenzierte Aus­
einandersetzungen mit der postkom­
munistischen Realität bleiben aus. 
Der Blick war rückwärts gewandt 
und weiter auf die "böse Natur" des 
Kommunismus fixiert. 

3. Phase {1992 -1996): 
Nicht mehr an der Macht 

Der vorzeitige RUcktritt der UDK-Re­
gierung im Dezember 1992 und die 
Rückkehr der Sozialisten an dieMacht 
markieren den Beginn der dritten Pha­
se. Die Kommentare in Vek 21 zeigen 
deutlich die Enttäuschung und Bitter-
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keit Uber den Verlust, der in der öf­
fentlichen Meinung auch als Versa­
gen der Intellektuellen gedeutet wur­
de. Die Zahl der Beiträge zur Intellek­
tuellen-Problematik nahm stark ab 
und selbst die Wörter Intellektueller 
und Intelligentsia tauchten immer sel­
tener auf. Die wenigen einschlägigen 
Beiträge erscheinen nun ausschließ­
lich in Vek 21, das seit 1993 inhaltlich 

die Intellektuellen ihre zentrale Positi­
on in Gesellschaft und Staat verloren 
hatten und daß andere, vorwiegend 
wirtschaftlich definierte Gruppierun­
gen an ihre Stelle getreten waren. Die 
Intellektuellendiskussion war 199S an 
ihr Ende gelangt und abgeschlossen. 
Das sinkende öffentliche Interesse an 
der Intelligentsia spiegelte sich im Le­
bensweg ihres Blattes: 199S erschien 

I Nachgeschlagen: 

I Die Südosteuropa-Gesellschaft 

Die Südosteuropa-Gesellschaft mit dem Hauptsitz in München und 
weiteren 19 Geschäftsstellen in der ganzen Bundesrepublik wurde 1952 
mit dem Ziel gegründet, eine wissenschaftliche Mittlerorganisation im 
Dienste einer VölkerverbindendenPartnerschaft zwischen der Bundes­
republik wtd den südo~uropäischen Ländern zu sein. Sie betrachtet 
es als ihre Aufgabe, die wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und kul­
turellen Beziehungen zu Albanien, Bosnien und Herzegowina, Bulgari­
en, Griechenland, der Bundesrepublik Jugoslawien, Kroatien, der ehern. 
jugoslawischen Republik Mazedonien, der Republik Moldau, Rumäni­
en, der Slowakei, Slowenien, der Türkei, Ungarn und Zypern zu festi­
gen und den wissenschaftlichen Austausch zwischen diesen Ländern 
zu fördern. Zu diesem Zweck veranstaltet sie Konferenzen und Sympo­
sien und vergibt Stipendien, sowohl fUr kurzfristige Forschungs­
aufenthalte deutscher Wissenschaftler in Südosteuropa, als auch fUr 
Forschungsaufenthalte südosteuropäischer Wissenschaftler in 
Deutschland. Darüber hinaus besteht unter dem Dach der Gesellschaft 
ein Verein "Copemicus e.V.", der besonders qualifizierten Studenten 
der Rechts-, WJ.rtschafts- wtd Politikwissenschaften aus dem südost­
europäischen Raum ein Gastsemester mit anschließendem Praktikum 
an der Universität München ermöglicht. 

und gestalterisch sein Gesicht auffäl­
lig veränderte: Aus dem einst an­
spruchsvollen Intellektuellen-Blatt 
wurde zunächst ein allgemeines Infor­
mationsblatt zur Politik und Kultur mit 
vielen Kun:beiträgen, mit Informatio­
nen zu Kulturveranstaltungen und mit 
Werbung, während Kommentare und 
Analysen nahezu verschwanden. Das 
häufigste Thema war die politische 
Krise der UDK, die mit kommunisti­
scher Verschwörung erklärt wurde: Es 
fehlte weiterhin an einer ernsthaften 
kritischen Aufarbeitung nach innen 
und es blieb bei den verzweifelten Ver­
suchen, die Schuld für das Geschehe­
ne allein beim politischen Gegner, den 
ehemaligen Kommunisten, zu suchen. 
Das Jntellelduel.len-Thema schien über­
holt zu sein und die wenigen aufmun­
ternden Beiträge (Vek: 2111/1994) kön­
nen nicht darüber wegtäuschen, daß 

es noch regelmäßig in veränderter Form 
als Massenblatt, 1996 wurde es erneut 
umgestaltet und erschien bis Mitte des 
Jahres mit dem Inhalt und Format ei­
nes Boulevardblattes. Dann wurde das 
Erscheinen ganz eingestellt. 

Gründe für das Scheitern 

Die Verdrängung der Intellektuellen 
im Postsozialismus ist ein politisches 
Phänomen, das meist aus politikwis­
senschaftlicher und soziologischer 
Perspektive betrachtet wird. Man kann 
es u.a. mit "weichen", kulturbezoge­
nen Kriterien analysieren. Von heraus­
ragender Bedeutung erscheint mir 
hier die ethnologische Kategorie In­
group-Outgroup wtd das damit im Zu­
sammenhang stehende Paar privat­
iJffentlich. Die Unterscheidung zwi­
schen sozialem Drinnen und Draußen 
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ist natürlich eine universelle Katego­
rie. Die Art der Grenze zwischen bei­
den, ihre Markierung und Gewichtung 
können jedoch je nach Kultur sehr 
unterschiedlich ausfallen. Ein spezifi­
sches Merkmal der bulgarischen (bzw. 
der balkanischen) Kultur ist die Nei­
gung zur Bildung von sehr festen 
Grenzen zwischen beiden und zur 
strikten Aufteilung der sozialen Um­
welt in Innen und Außen. Bei ihrer 
Realisierung in nahezu allen kommu­
nikativen Interaktionen, z.B. bei Grün­
dungen von Parteien oder Interessen­
verbänden, bei Gesprächen, Verhand­
lungen, Leistungsbeurteilungen, Ar­
beitsaufträgen usw., bedeutet das, daß 
die beteiligten Personen allein nach 
ihrer Gruppenzugehörigkeit (Ingroup -
Outgroup) und nicht nach sachlichen 
Kriterien beurteilt werden. Bevorzugt 
werden stets die Mitglieder der In­
group, da das Aufrechterhalten der 
interpersonellen Beziehungen Priori­
tät vor der Aufgabenerfüllung hat. Es 
gelten auch unterschiedliche Normen 
für die Kommunikation mit Personen, 
die ,,zu uns gehören" (,,nas covek") 
und mit solchen, die als Outgroup de­
finiert werden ("drugite"). 

Ingroups und Outgroups 

Diese Werthaltungen sind hand­
lungsleitend und bestimmen, daß man 
sich etwa einer Partei, einer Gruppie­
rung oder Zeitungsredaktion nur an­
schließt, wenn deren Ftlhrungsperson 
von den "unsrigen" (,,nasi") sind. Es 
sind dies Denk- und Handlungswei­
sen, die ständig neu Klientelsysteme 
reproduzieren. Es ist sicher nicht 
falsch zu sagen, daß der im kulturellen 
System Südosteuropas tief verwur­
zelte Klientelismus wesentlich auf der 
scharfen Absetzung des sozialen 
Drinnen vom Draußen basiert 
In der bulgarischen Gesellschaft ist 
der Widerstand gegen Teilnahme von 
außen hoch. Die starke Aufgliederung 
der Individuen, auch der Intellektuel­
len, nach Ingroups und Outgroups be­
tont zugleich auch die Grenze zwischen 
privat und öffentlich, die eine wirkli­
che Annäherung der Individuen und 
einen Austausch nur im Innenraum 
möglich macht. Jeder Annäherungs­
versuch von außen wird tendenziell als 
ein Angriff, bestenfalls als eine nicht 
ernstzunehmende Idee interpretiert. 
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Diesen Kommunikationsmechanis­
mus kennt jeder, der in Bulgarien -
und anderswo in der Region - ver­
sucht hat, sieb engagiert an einer Pro­
blemlösung zu beteiligen, um hinter­
her festzustellen, daß alle seine Vor­
schläge ohne erkennbare Gegenargu­
mente einfach ignoriert wurden: "Das 
ist unsere Sache, das verstehen Sie 
nicht" ist die höfliche, "Warum müs­
sen die Fremden immer mit Ratschlä­
gen kommen" die weniger höfliche Er­
klärung, mit der der Fremde auf seine 
Zugehörigkeit zur Outgroup und auf 
den großen sozialen Abstand hinge­
wiesen wird. 
Die bulgarische Intellektuellendis­
kussion ist nach der Art ihrer Aus­
tragung (trotz ihrer medialen Öffent­
lichkeit) deutlich als ein intimer, nach 
innen gerichteter Diskurs zu bezeich­
nen. 
Das ständige Ziehen neuer Grenzen 
und der Rückzug ins Private haben 
eine sehr wichtige Konsequenz: Die 
ohnehin schwache Tendenz zum Ge­
dankenaustausch mit Andersden­
kenden nimmt weiter ab, die Entwick­
lung einer formalisierten öffentlichen 
Sphäre, die Freiräume fUr den kriti­
schen Diskurs bieten könnte, wird 
behindert, die Umgangsformen wer­
den von der geringen Fähigkeit zur 
Distanzierung und Reflexivität domi­
niert, kurz: es herrscht die "Tyrannei 
der Intimität". Verständlich wird da­
mit die Bevorzugung der personali­
sierten Diskussionsführung und die 
Meidung von sachorientiertem Dis­
kurs: Wenn Meinungsaustausch nur 
innerhalb der Ingroup möglich ist, wo 
es einen breiten Sockel gemeinsamer, 
nicht hinterfragter Überzeugungen 
gibt, dann können Gedanken auch 
nur unter Bezug auf das persönliche 
Profil ihres Urhebers richtig gedeutet 
werden. "Wer hat das gesagt" statt 
"Was hat er gesagt" wird dann zur 
vorrnngigen Frage. 
Die Intimität der Ingroup schafft sehr 
dichte Kommunikationskontexte. Das 
bedeutet, daß ein großer Teil der In­
formation nicht im expliziten "Text" 
enthalten ist, sondern ausschließlich 
als gemeinsamer Wissensvorrat der 
Ingroup vorhanden ist. Außenseiter 
haben in der Regel zu diesem Wis­
sen keinen Zugang, und in der Tat 
sind große Teile der veröffentlichten 
Inhalte ohne intimste Kenntnisse der 

personalen Kontexte und Beziehun­
gen nicht verstehbar. Für die adäqua­
te Interpretation der Zeitungsinhalte 
ist also zumeist das Insider-Vorwissen 
oder das Einholen des jeweiligen 
Diskussionskontextes unabdingbar, 
was nur durch face-to-face-Kommuni­
kation in Gesprächen und Interviews 
mit vertrauten Insidern möglich ist. 
Die Öffentlichkeit des Printmediums 
erweist sich damit weithin als eine 
Scheinöffentlichkeit Dieser Umstand, 
der die Erstellung von zuverlässigen 
Analysen enorm erschwert, ist nur 
wenigen auswärtigen Analysten be­
wußt. 

Scheinöffentlichkeit 
Die Konsequenz ist diskursive Isola­
tion und eine patriarchale Abgeschlos­
senheit gegenüber der Außenwelt, die 
sieb als ein unüberwindbares Hinder­
nis für die Herausbildung eines offe­
nen gesellschaftlichen Diskurses er­
weist und jeden Ansatz von kritischem 
Umgang als "Nestbeschmutzung" de­
nunziert. Die Aussicht auf die Entwick­
lung von Bewegungen, Netzwerken 
oder Institutionen, die unabhängig 
vom Staat im öffentlichen Raum zwi­
schen Individuum und Staat existie­
ren und handeln, erscheint ange­
sicbts dieser sozio-kulturellen Struk­
turmerkmale als ziemlich unrealistisch. • 

,,Akademle-Report" befragte .zwei 
Teilnehmer nach den GrU.nden Ih­
rer TeiJDabmeund deuErfahnmgen, 
die sie nach Hause mitnehmen. 

ZoltA.n Vasali, Student, Fakultät für 
Politische Theorie an der Eötvös 
Lor4nd Universität Budapest: 

"Ich stwd/4re Geschichte, Politikwis­
senschaft und Katholische Theolo­
g~ in Budapest und beschitftige 
mich in meiner Diplomarbeit mit 
der Stellung der katholischen Eli­
ten im politischen Leben Ungarns. 
Zu dieser Tagung bin ich gekom­
men, da das Thema sehr nahe an 
meinen Forschungen ist. Ich hoffe, 
viel über ungarische Eliten hliren 
:u könMn und mein Professor ist 
sehr gespannt, wa.t ich an 'Wissen 
von dieser Tagung mitbringen wer­
de. Darüber hinaus bin ich natUr­
lieh sehr jroh, meine Sprachkennt­
nisse intensivieren zu lciJnnen ". 
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Zwischen Bürokratie und Bürgertum: 

"Bürgerliche Berufe" in Südosteuropa 
von Prof. Dr. Wolfgang Höpken 

Bürprliche Berufe oder Professionen sind ein noch relativ junger Gegen­
stand sozialhistorischer Forschung. Zusammengefaßt werden unter dieser 
Bezeichnungjene Berufsgruppen, die durch eine Reihe gemeinsamer Merk­
male verbunden sind, mit denen sie sich von anderen Sozialgruppen abheben: 
ein spezialisiertes, zunehmend akademisches Wissen, der Anspruch auf ein 
Monopol für die von Ihnen angebotenen Dienstleistungen, eine wettgehende 
Selbstregulierung der inneren Verhältnlse der jeweiligen Berufsgruppe, ein 
aus der Qualiftkation abgeleiteter Anspruch auf ein hohes soziales Prestige 
und zumeist auch auf ein ilberdurchsclmittllches Einkommen, sch1ießlich 
ein über den Beruf gewonnenes Zusammengehörigkeltsgefühl und eine ge­
meinsame korporative Identität - dies Ist es, was die Professionen zu einer 
sozialen Konfiguration besonderer Art verbindet. 

Im Zentrum der Professionen stehen 
vor allem Juristen, Ärzte, Professo­
ren, Lehrer und später auch techni­
sche Berufe wie Ingenieure oder Ar­
chitekten, mit unscharfen Grenzen in 
Bereiche wie das Beamtenturn hinein. 
Der Kanon der als bürgerliche Profes­
sion anerkannten Berufe variiert frei­
lich nicht nur von Land zu Land, son­
dern auch in der Zeit: eißzeinen beruf­
lichen Gruppen, etwa den Ingeni­
eursberufen, gelingt auf dem Wege ge­
ziel ter Professionalisierungsstrate­
gien die Aufwertung in den Kreis der 
"bürgerlichen Berufe", andere, wie 

Barbara Braun, Studentin, 
Universität Bonn: 

"Ich studiere Politikwissenschaft 
und Osteuropaische Geschichte, 
habe mich mit Transitions- und De­
mokratisierungstheorien beschllf­
tigt und auch Serbolcroatisch als 
Sprache belegt. Di~se Tagung ist 
für mich nun eine sehr gute G~le­
genh~it, über meinen eigen~n 
Schwerpunkt hinaus etwas üb~r 
das Veriaalten von Eliten in Üb~r­
gangssituationen zu erfahren. Dar­
über hinaus ist die Elit~nfrage 
wichtig, weil gerar:k auf r:km Bal­
kan sehr häufig mit Vergangenheit, 
Geschichte und Mythen operiert 
wird, also: weil etwas in der \er­
gangenheit war, werden daraus 
gleichzeitig Dinge fUr die Gegen­
wart abgeleitet. Von dßher ist es 
sehr wichtig, sich mit. der Geschich­
te zu beschliftigen. " 

Interviews: KlemeD.!I Schrenk 
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etwa Grundschullehrer, bleiben zu­
mindest in Mitteleuropa lange Zeit an 
den Rändern dieser sozialen Konfi­
guration. Die Geschichte kennt zudem 
nicht nur Prozesse der Professionali­
sierung, sondern auch der ,,Oe-Profes­
sionalisierung", also des ,,Abstiegs" 
solcher Berufsgruppen aus dem Krei­
se der hochqualifizierten, gesellschaft­
lich als "bürgerlich" geachteten Per­
sonen. 
Als ,.bürgerlich" sind derartige Beru­
fe nicht nur deswegen zu bezeichnen, 
weil ihr Aufstieg zumindest in Mittel­
europa mitjenem des Bürgertums eng 
verknüpft ist, sondern auch weil sich 
ihre Inhaber dem Bürgertum zugehö­
rig fühlten, sie sich an dessen Lebens­
führung, Wertvorstellungen, Diskur­
sen und Deutungskonzepten orien­
tierten. Das Entstehen solcher Berufs­
gruppen, ihr quantitatives Gewicht 
und ihre gesellschaftlich-politische 
Prägekraft ist denn auch zumeist als 
ein Gradmesser fii1' die Verbürgerli-

chung einer Gesellschaft, oder gar als 
Meßlatte "gelungener Modernisie­
rung" genommen worden. 
Wie fügt sich nun Südosteuropa ein 
in den Prozeß des Entstehens solcher 
beruflicher Elitenfraktionen, den wir, 
wenn auch in ganz unterschiedlichen 
Verlaufsformen und Ausprägungen in 
ganz Buropa seit dem ersten Viertel 
des 19. Jahrhunderts beobachten kön­
nen? 

1. Professionalisierung 
"vom Staat aus .. 

Die Entwicklung der bürgerlichen 
Berufe war in Südosteuropa zunächst 
einmal ganz eine Angelegenheit des 
Staates. Hierin ist bereits eine und si­
cherlich die zentrale sozialgeschicht­
tliche Besonderheit der Professionen 
in dieser Region zu erblicken. Zwar 
war auch in Mitteleuropa, in Frank­
reich, im deutschen oder im Habsbur­
ger Raum, das Schicksal der Profes­
sionen eng an den Staat geknüpft. 
Der Staat schuf hier viele der Vor­
aussetzungen für ihr Entstehen; er 
besaß - anders als in Großbritannien 
oder den USA - das Monopol auf die 
Bildungsinstitutionen, aus denen sie 
hervorgingen; er kontrollierte auf dem 
Wege von Staatsprüfungen die Qua­
lifJ.kationsanforderungen und regelte 
so die Zulassungspraxis zu den Be­
rufen. er setzte mittels des Koalitions­
rechts die Bedingungen für deren 
Selbstorganisation und: er stellte 
nicht zuletzt einen beträchtlichen Teil 
der Absolventen in seine Dienste. 
Dietrich Rueschemeyer hat daher 
auch für Mitteleuropa von einer 
"staatlich gesponsorten Professio­
nalisierung" gesprochen. Hannes 
Siegrist hat, - die prägende und die 
kontrollierende Rolle des Staates für 
die bürgerlichen Berufe noch stärker 
betonend - den Begriff der ,,Profes­
sionalisierung von oben" gebraucht. 
In Südosteuropa ist die Rolle des 
Staates für Entstehung und Entwick­
lung der bürgerlichen Berufe aber 
noch von ungleich größerem Gewicht 
gewesen. Die "extraordinary fiXation 
on the state", von der auch der ameri­
kanische Historiker Konrad Jarausch 
fUr das deutsche Beispiel gesprochen 
hat, sie verblaßt, setzt man das Ver­
hältnis von Staat und Professionen 
in den südosteuropäischen Staaten 
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dagegen. Schon das Entstehen der 
bürgerlichen Berufe war auf dem Bal­
kan letztlich ganz maßgeblich an die 
Nationalstaatsbildung gebunden. 
Die Erfordernisse der quasi aus dem 
Nichts heraus erfolgenden staatlichen 
Institutionenschöpfung produzierte 
überhaupt erst eine Nachfrage nach 
Inhabern akademischer Ausbildung 
und professionellem Wissen. Der 
Staat regulierte auch, wer in den Oe­
nuß einer solchen beruflichen Qualifi­
kation kam. Bevor die Balkan-Staaten 
sich mit der Gründung von Hochschu­
len bzw. Universitäten eigene Aus­
bildungsinstitutionen für akademische 
Berufe schufen, war die Vergabe von 
Stipendien bzw. ein Studium im Aus­
land das wichtigste Regulierungs­
instrument, um das Entstehen akade­
misch qualifizierter Berufe den Bedürf­
nissen des Staates anzupassen. Der 
Staat beschäftigte zunächst auch prak­
tisch alle Absolventen einer professio­
nellen Bildung. 

"Moderne Berufe" 
ohne Vertrauen 

Während in Mitteleuropa Industriali­
sierung und mehr noch der Ausbau 
des Wohlfahrtsstaates für Juristen, 
aber auch für Ingenieure und Medizi­
ner letztlich einen Nachfrageschob 
an professionellen Dienstleistungen 
außerhalb der staatlichen Verwaltung 
auslöste und so einen immer größe­
ren Teil der Professionen aus der Ab­
hängigkeit eines staatlichen Ange­
botsmonopols befreite, fand in den 
südosteuropäischen Gesellschaften 
ein vergleichbarer Prozeß nicht statt. 
Ökonomische Gründe, mithin also die 
Folgen der generellen Modernisie­
rungsschwäche der südosteuropäi­
schen Staaten waren für die Enge der 
Dienstleistungsmärkte nur ein, keines­
falls aber der einzige Grund. Ein ande­
rer war, daß die neuen, ,,modernen" 
Berufe unter der Bevölkerung nicht 
immer das entsprechende Vertrauen 
gewannen, um Nachfrage zu produzie­
ren. Immer wieder beklagten vor allem 
Mediziner bis weit über die Jahrhun­
dertwende hinaus, daß die bäuerliche 
Bevölkerung sich der medizinischen 
Dienstleistung verweigere. Lieber tra­
ge man die kranken Kinder in das näch­
ste Kloster als sie zum Arzt zu brin­
gen, so berichtete beispielsweise ein 
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serbischer Kreisarzt um die Jahrhun­
dertwende. Die vergleichende Profes­
sionalisierungsforschung hat gezeigt, 
wie entscheidend das Entstehen der 
freien Berufsgruppen in Mitteleuropa 
gerade von der Nachfrageseite her, 
durch den Bedarf und das wachsende 
Vertrauen in die Qualiftkation der Ex­
perten, stimuliert wurde. Dieser Impuls 
fiel in Südosteuropa weithin aus. Nur 
in den urbanen Zentren unter der 
schmalen Oberschicht entwickelten 
sich letztlich bescheidene nicht-staat­
liche Märkte für eine freie Ausübung 
der Professionen. Angesichts einer 
solchen Marktlage blieb flir die Mas­
se der Professionen der Staatsdienst 
natürlich eine attraktive Alternative. 

Nationallstische 
Stoßrichtung 

Die enge Anhindung an den Staat, die 
den Professionen auf dem Balkan ein 
gutes Stück den Charakter von 
Staatsbürokratie verliehen, ist von den 
Betroffenen durchaus als Bevormun­
dung und als Mangel an berufsstän­
discher Autonomie beklagt worden. 
Zugleich jedoch richtete man sich 
recht gut in diesem staatlichen Pa­
ternalismus ein. Vor allem, wenn die so­
zialen Interessen der eigenen Berufs­
gruppe in Gefahr gerieten, rief man 
nach dem Staat. Darin allerdings folg­
ten die südosteuropäischen Berufs­
gruppen dem Vorbild ihrer mitteleuro­
päischen Kollegen. Bei drohenden 
Überfüllungskrisen verlangte man vom 
Staat durch Zulassungsbeschrän­
kungen die Sicherung der eigenen 
Position. Schließungsforderungen an 
den Staat richteten sich dabei zu­
nächst besonders gegen ausländische 
Konkurrenten. Vor allem in den multi­
ethnischen Gesellschaften Südosteu­
ropas erhielten solche Schließungs­
forderungen darüber hinaus leicht eine 
nationalistische Stoßrichtung gegen 
Minderheiten im eigenen Lande. Ru­
mänien kann hierflir sicherlich als das 
gravierendste Beispiel stehen. Vor al­
lem die Juristen, aber auch andere aka­
demische Berufsgruppen, setzten sich 
hier nicht nur erfolgreich gegen den 
Zugang jüdischer Repräsentanten zum 
Staatsdienst ein; auch gegenüber an­
deren nicht-rumänischen Nationalitä­
ten zeigte beispielsweise der rumäni­
sche Advokatenverband in der Zwi-

Sehenkriegszeit eine deutliche Ex­
klusionsneigung. Das Ergebnis war 
hier nicht nur eine Segmentierung des 
Berufsstandes, die die Entwicklung 
einer gemeinsamen korporativen 
Identität erschwerte, sondern auch 
eine Segregierung der Märkte. Ge­
genüber diesem Bauen auf staatliche 
Regulierung blieben die Selbstorga­
nisationsfähigkeit und Autonomie 
der Professionen fast durchweg un­
terentwickelt. 
Wir sehen im übrigen auch hier die 
Macht der Tradition: traditionale Ka­
näle des Klientelismus waien in der 
Regel erfolgversprechender als For­
men institutionalisierter Interessen­
artikulation. Nur in Ansätzen konnten 
die Professionen so auch zum Entste­
hen einer verbandspluralistischen 
Struktur in den südosteuropäischen 
Gesellschaften beitragen, in der die 
Macht des Staates wirkungsvoll durch 
konkurrierende und kontrollierende 
Institutionen ergänzt und begrenzt 
worden wäre. 

2. Bürgerliche Identität 
oder lntelligencija? 

Entstehungsbedingungen, Marktlage 
und gesellschaftliche Rolle waren so­
mit für die Professionen Südosteuro­
pas aufs engste mit dem Staat ver­
knüpft. Welche Auswirkungen erga­
ben sich aus dieser Situation für deren 
Selbstverständnis? War es, wie im Fal­
le der mitteleuropäischen Professio­
nen eine bürgerliche Identität, an der 
sich ihre Vertreter orientierten? Las­
sen sich in den genannten Berufen 
vielleicht gerade jene bürgerlichen 
Kreise identifizieren, an denen es 
nach weit verbreiteter Meinung der 
Geschichte der Balkan-Gesellschaften 
doch so sehr ermangelte? 
Eine Antwort auf diese Frage fällt 
beim gegenwärtigen Forschungs­
stand nicht leicht. Auch hier stochern 
wir, wie überall, wenn es um die sozia­
len Eliten Südosteuropas geht, noch 
weithin im Nebel. Mir scheint aller­
dings, daß die hybride soziale Positio­
nierung der Professionen zwischen 
bürgerlichem Beruf und Bürokratie 
auch aufihr soziales Gruppenbewußt­
sein nicht ohne Einfluß geblieben ist. 
Eine diffuse mentale und identitäre 
Selbstdeutung, die sich durch die Pu-
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blikationen und Selbsterzeugnisse 
ihrer Angehörigen zieht, deutet an, 
daB hier eine sozialstrukturell erst im 
Entstehen begriffene Gruppe auch be­
wußtseinsmäßig ihren gesellschaftli­
chen Platz noch suchte. 

3. Fazit 
Was kann ein solcher kursorischer 
Blick auf die Rolle der professionellen 
Eliten für eine Sozialgeschichte der 
Balkan-Gesellschaften beitragen? Ich 
denke, auch er. zeigt einmal mehr die 
Brechungen, denen die Balkan-Gesell­
schaften in ihrer jüngeren Entwick­
lungsgeschichte ausgesetzt waren. 
Der soziale Wandel dieser Gesellschaf­
ten bringt zweifelsohne Berufsgrup­
pen hervor, die sich in vielem in das 
Konzept der Professionen einordnen 
lassen; indes, in diesen Professionen 
erwuchs den Balkan-Gesellschaften 
gleichwohl keine wirklich bürgerliche 
Trägerschaft; im ganzen blieben sie 
der Bürokratie näher. Ist dieser hy­
bride Charakter zwischen Bürgertum 
und Bürokratie somit ein weiterer Be­
leg für das viel beschriebene Schei­
tern der Modernisierung in dieser Re­
gion? Folgt man herkömmlichen 
struktur-funktionalen Modernisie­
rungskonzepten, so wäre dies wohl 
nicht anders zu deuten. Der Weg der 

osteuropäischen Professionen ist 
denn in der Literatur bisweilen auch 
als "immature professionalization" 
bezeichnet worden. Sehr viel Nonna­
tivität klingt hierin an, die mir unange­
messen zu sein scheint. Sinnvoller 
dürfte es statt dessen sein, so wie es 
die vergleichende Professionalisie­
rungsforschung auch für das westli­
che Buropa getan hat, die Viel­
schichtigkeit der Entwicklungswege 
der bürgerlichen Berufsgruppen über­
all in Buropa im Auge zu haben an­
statt von generalisierbaren Verlaufs­
modellen des Entstehensund der Ent­
wicklung dieser Berufsgruppen aus­
zugehen. Auch Professionalisierung 
ist, um einen Begriff von Wolfgang 
Zapf zu übernel1.men, ein pfadab­
hängiger Prozeß; und es sind letztlich 
die sozialen Traditionen und Rahmen­
bedingungen, die die jeweiligen Pro­
fessionalisierungspfade prägen. 
Und noch in einem weiteren Punkt 
scheint Relativierung angebracht: Vor 
allem die ältere amerikaDisehe sozio­
logische Professionalisierungstheorie 
hat im Entstehen von akademischen 
Berufsgruppen gleichsam eine Kondi­
tion und einen Garanten für demokra­
tische Stabilität gesehen. 
In den Diskussionen um die heutigen 
Transformationsgesellschaften wird 

bisweilen in eine ähnliche Richtung 
argumentiert. Schon die problemlose, 
bisweilen gar enthusiastische Art und 
Weise, mit der die deutschen Profes­
sionen sich nach 1933 verstaatlichen 
ließen und ihre mühsame Autonomie 
aufgaben, mahnt hier zur Vorsicht. 

Träger autoritärer 
Strömungen 

Und auch in Südosteuropa ist die 
politische Rolle der beruflichen Grup­
pen höchst unterschiedlich gewesen. 
Unter dem Druck sozialer Marginali­
sierung wurden sie in Rumänien zwei­
felsohne zu 'Ifllgern nationalistischer, 
autoritärer Strömungen; in Bulgarien, 
unter durchaus vergleichbarem Kri­
sendruck, erwiesen sich beispielswei­
se die Advokaten als Verfechter parla­
mentarischer Nonnen gegen die schlei­
chende Autoritarisierung des Landes 
und verweigertentrotzaller Überfül­
lung ihrer Zunft allen staatlichen Ver­
suchen zur Ausgrenzung jüdischer 
Kollegen die Zustimmung. Autofitar­
ismus wie Liberalität - beides verbin­
det und verband sich also mit der Rol­
le dieser Berufsgruppen, und auch in 
dieser Hinsicht scheint die Sozial­
geschichte der Balkanstaaten durch­
aus facettenreich verlaufen zu sein.• 

Kreativ eine originelle Einrichtung mit Leben erfüllt 
Hermann Kumpfmüller als Vorsitzender des Belrats verabschiedet 

von Prof. Dr. Manfred Hättich, Akademiedirektor a.D. 

Der Berrat der Akademie für Poli­
tische Bildung, dem Hermann 
Kumpfmüller, der Direktor des 
Bayeri11chen Volkshochschulver­
bandes, von 1981 bis 1997 vor­
stand, hat nach dem Akademiege­
setz keine Enscheidungs- oder Auf­
sichtskompetenzen. Solche Be­
schränkung auf die Beratung des 
Akademiedirektors könnte auf die 
von den Verbänden Bayerns ent­
sandten Mitglieder des Gremiums 
demotivierend wirken. 
Natürlich stand auf der Tagesord­
nung der zweimal jährlich stattfin­
denden Sitzungen immer ein Be­
richt des Akademiedirektors und 
eine diesem folgende Diskussion. 
Und selbstverständlich machten 
in solchen Beratungen Beiräte Vor-
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schlägefür die Akademiearbeit Unter 
der unaufdringlichen, allgemein ak­
zeptierten Lenkung von Herrn 
Kumpfmüller entwickelten sich diese 
Diskussionen fast immer zu gemein­
samen Reflexionen über allgemeine 
und aktuelle Probleme der politischen 
Bildung oder über Lagen, von denen 
diese aktuell herausgefordert ist Es ist 
nicht zuletzt Hermann Kumpfmüller 
zu verdanken, daß der Beirat der Aka­
demie für Politische Bildung zu einem 
Ort des Gesprächs zwischen Vertre­
tern der gesellschaftlichen Gruppen 
Bayerns wurde. 
PUr den Akademiedirektor waren 
diese Diskussionen gerade wegen 
ihres unverkrampften Ablaufs ge­
winnbringend und impulsgebend Er 
hatte nie das Geftlhl, einem Rechen-

schaft fordernden Aufsichtsgre­
mium gegeniiber zu sitzen. Alle ver­
band die gemeinsame Sorge um die 
politische Bildung. 
Um dieser Gemeinsamkeit ein deutli­
ches Zeichen zu geben, brachte 
Hermann Kumpfmüller ein neues 
Verfahren ein. In jeder Sitzung soll­
ten die Vertreter einer Organisation 
berichten, welche Rolle politische 
Bildung dort spielt. und mit welchen 
Problemen man es dabei zu tun hat 
Man kann sagen, unter dem Vorsitz 
von Hennann Kumpfmüller sei der 
vom Akademiegesetz installierte 
Beirat nicht nur mit Leben erftillt, 
sondern über den engeren Auftrag 
hinaus zu einer originellen Einrich­
tung im Freistaat Bayern entwickelt 
worden.• 
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Informationen aus der Trickkiste 
Recherchetraining für junge Journalisten 

Eln,,semfnarderetwasanderenArt''hatteAkademledozentMicbaeiScbröder 
versprocllen, und er hielt sein Wort: Eine Woche lang traiuierten Volontäre 
undjunge JournaUsten den oft lmlftligen Umgang mit dem Handwerkszeug 
Nummer eins, der Recherche. Praxisnahe Rollenspiele erzeugten dabei eine 
produktive und realitätsnahe Atmosphäre. An zwei Tagen dieser Woche 
verwandelte sich die Akademie rur politische Bildung im Rahmen der Re­
cherche-Rollenspiele in einen Amelseuhaufen. Gestrente Redakteure diver­
ser Zeitungen hetzten durch die Ginge, von einem Informanten zum ande­
ren, um in der knapp bemessenen Zelt alle relevanten lnfonnationen für 
ihren Artikel zusammenzubekommen. In der anschließenden Redaktlo118-
konferenz zeigte sich, wer clever genug mit seinen Recherchepartnern 
umgegangen war. Das Aufstellen von Recllercllepllnen war schon zuvor 
praktisch geübt worden. 

Journalisten gehören zu der Zielgrup­
pe der Multiplikatoren, deren politi­
sche Weiterbildung eine der zentralen 
Aufgaben der Akademie ist Als öffent­
licher Meinungsträger und -bilder ist 
die freie Presse unverzichtbarer Be­
standteil des politischen Prozesses in 
der Demokratie. Ihre Rolle als Kritiker 
und Kontrolleure dieses Prozesses 
können Journalisten nur dann wirk­
sam spielen, wenn mit Hilfe der Re­
cherche Aussagen und Fakten ans 
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Licht kommen, die sonst nicht publik 
würden. Die richtigen Techniken da­
für zu vennitteln und einzuüben war 
Ziel der 'Thgung, die von der Akade­
mie in Zusammenarbeit mit dem In­
stitut für Journalistenausbildung und 
Kommunikationsforschung an der 
Universität Passau ausgerichtet wur­
de. Dies geschah unter der fachkun­
digen Anleitung erfahrener Vertreter 
der schreibenden Zunft. Wolfgang 
Krach, Reporter der Münchner "Stern"-

Zeichnung: Mester 

Redaktion und früher landespolitischer 
Korrespondent des "Donaulrurier", 
gab bandfeste Tips aus seinemreichen 
Erfahrungsschatz als Rechercheur 
weiter. Wie geht man mit Informatio­
nen um, die in der Kürze der Zeit nicht 
nachprüfbar sind? Wann ist die ver­
deckte Recherche (der Journalist gibt 
sich nicht als solcher zu erkennen) 
gerechtfertigt? Wann und wie kon­
frontiert man Betroffene mit etwaigen 
Vorwürfen oder anderen Recherche­
ergebnissen? Wie schützt man Infor­
manten? Was kennzeichnet die "inve­
stigative Recherche"? Wolfgang 
Krach dazu: "Respektlosigkeit, Hart­
näckigkeit und Neugier". 
Einen Schwerpunkt legte der Stern­
Reporter auf das Thema ,,Aufstellen 
eines Rechercheplans". Zwei Arbeits­
gruppen versorgte Krach mit exakten 
(oft dürftigen) Informationen, die er 
selbst zu Beginn zurückliegender 
Recherchen hatte. Einen der Redak­
tion anonym zugespielten Vertrag 
beispielsweise, der Hinweise auf un­
erlaubte Praktiken des Rechtsanwalts 
und Politikers Peter Gauweiler bei der 
Verpachtung seiner früheren Mandan­
ten an eine Anwaltssozietät enthielt. 
Aufgabe der Arbeitsgruppe war es, 
einen Rechercheplan aufzustellen, 
sich eine Schritt-für-Schritt-Vorge­
hensweise zu überlegen, die Licht 
hinter diese Geschichte bringen 
könnte. Krach erläuterte anschließend 
seinen damaligen Rechercbeweg. 
Der einst im Sommer 1993 im "Stern" 
real erschienene Artikel auf Basis die­
ser Recherche kostete Gauweiler sein 
Amt als Umweltminister und beschied 
ihm einen empfindlichen Karriere­
knick. 
Noch mehr zur Sache ging es in den 
beiden Recherche-Rollenspielen, aus­
gedacht, konzipiert und geleitet von 
der Referentin Eie Schöfthaler. Die 
agile Joumalistin schreibt auf freier 
Basis für den Evangelischen Presse­
dienst und verschiedene Tageszeitun­
gen. Außerdem doziert sie an mehre­
ren journalistischen Weiterbildungs­
einrichtungen, etwa der Akademie der 
Bayerischen Presse. Ihrem Engage­
ment, aber auch der Bereitschaft der 
Teilnehmer, voll mitzumachen, war die 
dichte und sehr realitätsnahe Atmo­
sphäre der Rollenspiele zu verdanken. 
Sie begeisterten alle Rollenspieler-ob 
Reporter oder Recherchepartner -
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gleichermaßen, waren aber auch an­
strengend: Teilweise mußte tief in das 
journalistische Trickkästchen gegrif­
fen werden, um an relevante Informa­
tionen zu gelangen. PUr ein paar Stun­
den befand sich jeder Teilnehmer in 
einer anderen Welt, inderer-wie im 
richtigen Leben - auch vor Ausrut­
schern nicht gefeit war, die in der an­
schließenden Auswertung oft für Er­
heiterung sorgten: Ein Journalist bei­
spielsweise eröffnete den ersten 
Kontakt mit einem Informanten mit 
den Worten: ,,Fall Böller. Na, klin­
gelts?". In der anschließenden Re­
daktionskonferenz mußten die Re­
chercheure der strengen Chefredak­
teurin Schöfthaler ihre Ergebnisse 
präsentieren ("Haben wir morgen ei­
nen Artikel drin oder nicht? Kom­
men Sie auf den Punkt, wo ist der 
Kern der Geschichte?"). Anschlie­
ßend bewerteten die Rollenspielpart­
ner das Verhalten derer, die sie be­
sucht und befragt hatten. Das gehör­
te zu den spannendsten und lehr­
reichsten Momenten des ganzen Se­
minars: Warum gab der Informant 
nicht weiter, was er wußte? Trat der 
Journalist zu direkt auf, heuchelte er 
Mitgefühl? Blieb er höflich und gleich­
zeitig hartnäckig oder kam das ver­
trauliche .,Du" doch nicht so gut an? 

Praxisnähe 

Was diese Tagung geprägt hat, war 
die Nähe zur täglichen journalisti­
schen Praxis. Denn sowohl Arbeits­
gruppen als auch Rollenspiele be­
schäftigen sich mit tatsächlich statt­
gefundenen Recherchen. Nach der 
Offenlegung, wie es einst den Refe­
renten selbst erging und welche Ar­
tikel sie schrieben, war die Überprü­
fung der eigenen Leistung möglich. 
Das ist offenbar das Geheimnis des 
Erfolgs dieser Rollenspiele, die 
Schöfthalter eigenen Angaben nach 
schon über 20 Mal durchgeführt hat. 
,,Ich würde niemals Rollenspiele mit 
fiktivem Hintergrund nehmen", sagte 
sie nach Abschluß des Seminars. 
Manch einer der jungen Journalisten 
wird in Zukunft gezielter und sicherer 
recherchieren, als es ihm noch vor dem 
Seminar möglich gewesen wäre. Die 
eine oder andere künftige heiße Story 
wird auch diesem Seminar zu verdan­
ken sein. • Georg Kaaserer 
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Zukunftsaufgaben der Politikwissenschaft 

LAGE UND ZUKUNFT dsr Politikwissenschaft an baysrischen Hochschulen 
sowie ihr Beitrag zur LDsung wichtiger Zukunftsfragen waren das Thema einer 
Fachtagung im November in Tutzing. Mitveranstalter war die Land9S(Jruppe der 
.Deutschen Vereinigung fDr politische Wissenschaft (DVPW)". Von links nach 
rechts: Dr. Walter Eykmann, CSU-Landtagsabgeordnster und Mitglied des Aka­
demie-Kuratoriums, Rudo/f Kllngsr, StaatssekretAr im bayerischen Kultusmini­
sterium, Prof. Dr. Gotthard Jaspsr, Rektor der Univsrsitl.t Erlangen und der 
Erlanger Politikwissenschaft/sr Prof. Dr. Jürgsn Gebhardt, ebenfalls Kurator 
der Akademie. Er und Akademiedozent Dr. Peter Hampe wurden als Sprecher 
der bayerischen Landesgruppe der DVPW wlsdergsw/lhlt 

Foto: KDhbauch 

Studientag in Landshut· 

Kommunalpolitik an der Jahrtausendwende 
Neues Steuerungsmodell und Finanzengpässe 

PROBLEME DER KOMMUNALEN SELBSTVERWALTUNGangesichts immer 
enger werdender FinanzsplelriJume diskutierten auf dem Studientag Im No­
vember in Landshut prominente bayerische Kommunalpolitlker: BegrOßsns­
werte Kompetenzerweiterungen kollidieren mit einer nicht angepaßten Finanz­
ausstattung. Auf der anderen Seite stellte sich die Frage, ob die vorhandenen 
GestaltungsspielrAume den Kommunen im Zugs der Euro~ischen Integrati­
on überhaupt noch srhsltsn bleiben. Und sch/lsßllch sprach Passaus Ober­
bürgermeister Will/ SchmDI/er über das Neue Steuerungsmodell zur Optimie­
rung des Rsssourcensinsatzss in der Verwaltung. Von links: Herbert Gruber 
(Bayer. Gemeindetag) Will/ SchmD/Ier, Akademiedirektor Heinrich Oberreuter, 
der Landshuter OB Jossf Delmer (MdS) und der Stamberger Bürgermeister 
und Senatspräsident Heribert Thallmair. 

Foto: Christine Vincon 
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H at die Rhetorik heute noch 
eine Bedeutung, angesicbts 
der Tatsache, daß im mo­

dernen Parlamentarismus die politi­
sche Entscheidung in den meisten 
Fällen bereits vorher gefallen ist? 
Was macht einen Politiker bemer­
kenswert und bebt ihn aus der Mas-
se hervor? 

eben so und niemand trüge dafür die 
Verantwortung. Wenn die Arbeitslo­
senzahlen sich "negativ entwickeln", 
so ist dies ein schicksalhafter Vorgang, 
an dem niemand die Schuld trägt. Mit 
dem Wort ,.Entwicklung" weist man sie 
bequem und seriös von sich. Ähnlich 
verhält es sich mit der ,,Lage". Schwie-

und Engelszungen", ist ein Bonmot 
von Wolf Biermann, mit dem Maier 
die Sprachkultur der 68er Generation 
beschreibt. Radikale Begriffe und 
Klassenkampf erwachten wieder in 
der Sprache. Aus Industrie- und Ent­
wicklungsländern werden wieder 
,,reiche" und "arme" Länder, aus Un-

ternehmern "Ka­
Solche Fragen 
sollte die Tagung 
"Politik und Rhe­
torik" beantwor-

Im Spannungsfeld von Politik 
und Rhetorik 

pitalisten" und 
aus politischen 
Mandatsträgem 
"Herrschende". 
Was hat sich ten, zu der Aka-

demiedozent 
Horst Denzer in 
die Akademie 
eingeladen hatte. 
Mitveranstalter 
Hennning Ott­
mann, Professor 
für Politische 
Theorie an der 
Universität Mün­
chen, bezeichne­
te "Politiwissen­
schaft als rhetori­
sche Disziplin" 
aber auch ,,Rheto-

Nachdenken über die heutige Rolle von Sprache in der Politik: 

seit der Wieder­
vereinigung in 
der politischen 
Sprache verän­
dert? Sicherlich 
zunächst, daß 
die offizielle 
DDR-Sprache 
untergegangen 
ist. Der "antifa­
schistische 
Schutzwall" exi­
stiert nicht mehr 
und auch die 

Tagungsleiter Horst Denzer, Hans Maier, Graf Ballestrem und 
Henning Ottmann (v. Links) Foto: Schauer 

rik in der praktischen Politik" als die 
beiden Leitmotive der Diskussion 
zwischen den dreißig Vertretern der 
europäischen Politikwissenschaft, 
Kulturtheorie und Philosophie, dar­
unter der ehemalige bayerische Kul­
tusminister Hans Maier und Bundes­
minister a.D. ErhardEppler. 
Die Rhetorik, so Peter Weber-Schäfer 
in seinem Vortrag "Topik und Politik­
wissenschaft" ist mehr als nur Kom­
munikation oder Unterhaltung. Sie 
"will bewegen" und seit ihrer antiken 
Tradition zu politischer Tat hinführen. 

Verantwortung durch 
Sprache verschleiern 

Unter dem Stichwort "Die Sprache 
der Verwaltung - die verwaltete Spra­
che" fragte sich Erhard Eppler: "War­
um gibt es in der deutschen Politik 
so selten jemanden, der mit Sprache 
zu fesseln weiß?" Für Eppler ist die 
Rhetorik zum "Verwaltungsjargon" 
verkommen. Politische Verantwortung 
wird durch die Sprache und anonyme 
Gremien verschleiert. Ein Beispiel ist 
das in Politikerkreisen beliebte Wort 
"Entwicklung". Wenn die Preise sich 
entwickelten, so Eppler, dann sei das 
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rig zu sagen woher sie kommt, unmög­
lich ihre Ursache zu bestimmen. Man 
muß sich unabänderlich mit ihr abfin­
den. 
Im Fortschrittspathos der frühen 
Nachkriegszeit, die in der Politik le­
diglich tbrdernde Verwaltung von Wirt­
schaftswachstum war, hat sich diese 
Form der politischen Sprache entwik­
kelt. In späterer Zeit ändern sich die 
Sprachmuster, da nun nicht mehr 
Wachstum, sondern ,.Risiko" verwaltet 
wird. So gibt es einen regelmäßigen 
,.Waldzustandsbericht", der früher 
Waldschadensbericht hieß und der 
das Siechtum der Wälder dokumen­
tiert, wenn er es schon nicht verhin­
dem kann. 
Nach Hans Maier, dem früheren bay­
erischen Kultusminister, verändert 
sich die politische Sprache in Alltag 
und Literatur seit 1945. Zu Beginn 
der Nachkriegszeit nivellieren sich die 
Sprachstile. Schichtgrenzen, die früher 
zu erkennen waren, werden verwischt, 
soziale Unterschiede verschleiert. So 
wurde im Laufe der Zeit der Lehrling 
zum "Auszubildenden", der Frisör 
zum ,Jlaarstylisten" und der ,,Nachhil­
feunterricht" zum ,,Förderunterricht". 
,,Alle Welt sprach plötzlich in Marx-

"Reisekader" 
sind nicht mehr dieprivilegierten Be­
sucherwestlicher Länder. Andere Be­
griffe haben eine Renaissance erfah­
ren. Wörter wie ,,Einheit", "Volk" und 
"Vaterland" haben wieder Einzug in die 
politischen Reden gehalten. 

UnterganQ 
und Renarssance 

Wenn nun die Sprache sich geän­
dert hat, hat dies auch die Rhetorik? 
Zu einem Teil werden bestimmte rhe­
torische Grundmuster sicherlich tra­
diert, ob die Empfänger nun "Mit­
bürger'', ,,Brüder im Herrn", "Unterta­
nen" oder "Volksgenossen" sind. 
Auf der anderen Seite schwindet 
die Bedeutung der Rhetorik in der 
,,Femsehdemokratie". Die Personen 
und Mandatsträger, so scheint es, 
müssen nur noch "präsent" sein, 
sie stellen die Macht der Bilder über 
die der Rede. "Der scharfe Wind der 
Verantwortung", die Rücksichtnah­
me auf den Wähler scheint die Politi­
ker undeutlich bis sprachlos werden 
zu lassen. • 

Christian KUhbauch 
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Immer kollegial auf allen Ebenen 
Otto B. Roegele gibt seinen Sitz im Kuratorium ab 

von Akademiedirektor Prof. Dr. Heinrich Obeneuter 

Wer Mitte der sechziger Jahre ln München Im polidk- und kommunJka­
tionswlssenschaftlfchen Bereich zu studieren begann, war damals schon 
froh, in der rhetoriBc:ben Wüste auf einige 088eD zu treffen. Otto B. Roegele 
gehörte dazu: seine Vorlesungen, aber auch die Improvisierten Diskussions­
beiträge in den Seminaren zeic:bneten sieb nlcllt nur durch Nüchternheit, 
sondern auch durch Präzision und Eleganz aus. An der Präzision erkannte 
man den Naturwlssensdlaftler, an der Eleganz den Jolll'llBiisten. Die Nähe zu 
diesem Berufsfeld bat er sich bewahrt, bis auf den heudgen Tag. 

Seine Studenten profitierten davon. 
Die Kommunikationspolitik, die im 
Zentrum der wissenschaftlichen Auf­
merksamkeit Roegeles stand, begann 
damals ein bewegtes Feld zu werden. 
Zugleich erschloß das Münchner In­
stitut den Studierenden die journali­
stische Praxis und den konkreten Zu­
gang zu berufsfeldorientierten Aus­
bildungen. Das war die handfestere 
Seite einer Disziplin, die sich damals 
noch Zeitungswissenschaft nannte, 
darunter aber längst die soziale Kom­
munikation zur Zeit verstand, losge­
löst von ihrer Materialisation im Blatt. 

An Glasperlenspielen 
nicht vorrangig beteiligt 

An den Glasperlenspielen - im Uni­
versitätsgeftlge zur Legitimierung 
eines neuen Fachs unvermeidlich -
über Gegenstand und Methode hat 
sich Roegele nicht vorrangig betei­
ligt. Die Relevanz des Fachs sprach 
damals schon für sich selbst. Wichti­
ger war ihm - Zeithistoriker, der er 
auch ist - schon die bistorisehe Di­
mension sowohl der zeitungs­
wissenschafltichen Lehre als auch der 
Entwicklung der Druckerzeugnisse 
seit den frühneuzeitlichen Einblatt­
drucken. Prüfungsgespräche waren 
spannend und im Grunde ein zusätz­
licher Lemprozeß. Die Mimik verriet 
nichts. Wie man abgeschnitten hatte, 
erfuhr man bei der offiziellen Noten­
verkündung. 
Soweit einige Erinnerungssplitter 
des ehemaligen Studenten, die er­
gänzt werden könnten durch ge­
meinsame Phasen im Fachbereichs­
rat der reformierten Gruppenuniver­
sität der siebziger Jahre. Der Profes­
sor war Dekan, der Student Assistent 
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geworden. Nicht viel später begegne­
te man sich aufkollegialer Ebene- und 
es brauchte sich nichts zu ändern. 
Denn Roegele war immer kollegial und 
die Attitüden eines Großordinarius 
sind ihm nicht geläufig. 

Das mußte gesagt werden, bevor die 
nächste Kooperationsebene Erwäh­
nung findet: der Professor als Kurator 
und der Student als Direktor der 
Akademie fUr Politische Bildung -
eine knapp bemessene Phase, die letz­
ten vier Jahre einer dreißigjährigen 
Mitgliedschaft Roegeles im Kuratori­
um, begleitet zugleich vom Vorsitz des 
Richtlinienausschusses seit Dezember 
1970. 

Otto B. Roegele ist von der Idee die­
ser Akademie wohl immer fasziniert 
gewesen, und er blieb es bis zu sei­
nem Ausscheiden. Wo immer es sich 
anbot, hat er auch in seinen Beiträ­
gen fUr dieses Haus geworben. Sei­
nen Rat versagte er ohnehin nie, und 
er hat auch sehr deutlich gesehen, daß 
politische Bildung heute auf neue 
Herausforderungen antworten muß, 
ihre Fundamente jedoch keiner 
substantiellen Änderung bedürfen. 
So mag an der sprachlichen Einklei-

Immer von der 
Idee der Akademie 
fasziniert: 
Prof. Dr. Dr. 
Otto 8. Roegele 
scheidet nach 30 
Jahren aus dem 
Kuratorium aus. 
Foto: privat 

dung der Richtlinien der Akademie 
manches modernisierungsfähig er­
scheinen, aber eben nicht an der Aus­
sage. Und bevor die Substanz darun­
ter zu leiden beginnt, läßt man lieber 
die Finger von angestrengten Um­
formulierungsversuchen. Das Haus 
verdankt Roegele auch diesen Rat 
und natürlich sehr viel über ilm hin­
aus. 

Am 15. September 1967 als Nachfol­
ger Waldemar Bessons ins Kuratori­
um eingetreten, ist Otto B. Roegele 
nun am 30 .9. 1997 seinem Wunsch 
entsprechend ausgeschieden. Wir 
schulden ihm großen Dank. • 
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Publikationen von Akademietagungen fanden ln mehreren 
Fachzeltschriften Beachtung und wurden rezensiert. 

Erst Mitte der 1970er Jahre 
wurde, ausgelöst durch Ver­
öffentlichungen englischer 
Experten, die enorme Bedeu­
tung der Funkaufklärung ft1r 
den Verlauf des Zweiten 
Weltkriegs bekannt. Hatte die 
Wissenschaft bis dahin das 
Thema Spionage weitge­
hend den Journalisten und 
Romanautoren überlassen, 
so beschäftigen sich von 
nun an auch Historiker ein­
gehender mit den Geheim­
diensten der Großmächte, 
die in der Epoche des Kalten 
Krieges zu weltweit operie­
renden, bürokratischen Ap­
paraten herangewachsen 
waren. In den angelsächsi­
schen Ländern gibt es be­
reits eine entsprechende For­
schungstradition, an die man 
in Deutschland erst allmäh­
lich Anschluß findet Dabei 
war gerade das geteilte 
Deutschland nach 1945 ein 
bevorzugtes "Schlachtfeld" 
für den "unsichtbaren 
Krieg", den sich die östlichen 
und westlichen Geheimdien­
ste lieferten. Die historische 
Aufarbeitung ihrer Aktivitä­
ten wird immer noch durch 
eine exzessive Geheimhal­
tung erschwert, der sich die 
meisten Regierungen auch 
nach dem Ende des Ost­
West-Konflikts befleißigen. 
Zu den ermutigenden Zei­
chen gehören dagegen die 
Politik der "openness", mit 
der die CIA seit Anfang der 
1990er Jahre durch verstärk­
te Aktenfreigabe ihr Image 
zu verbessern versucht sowie 
der von den DDR-Bürger­
rechtlern erstrittene Zugang 
zu den Unterlagen des Mini­
steriums für Staatssicherheit 
(MfS). 

Der vorliegende Sammelband faßt die 
Ergebnisse der ersten Tagung des 
"Arbeitskreises Geschichte der Nach­
richtendienste" zusammen, den deut-

Thematische Breite 

sehe Wissenschaftler 1994 zur Inten­
sivierung der Forschung und zur För­
derung des internationalen Meinungs­
austauschs gegründet haben. Die Bei­
träge von 16 zum Teil prominenten Hi­
storikern, Politologen, Publizisten und 

Zeitzeugen aus fünf Ländern - USA, 
Großbritannien, Frankreich, Rußland 
und Deutschland - können zwar nur 
Ausschnitte des Geschehens erhellen, 
aber sie vermitteln durch ihre methodi­
sche Vielfalt und thematische Breite 
einen guten Überblick über den der­
zeitigen Stand der Erkenntnisse. Die 
im Titel des Bandes und in der Einlei­
tung gestellte Leitfrage, ob die Tätig­
keit der Geheimdienste konfliktver­
schärfend oder eher stabilisierend ge­
wirkt habe, wird von den Autoren un-

terschiedlich beantwortet So gibt es 
zwar Anzeichen, daß die Funk- und 
die Luftaufklärung auf beiden Seiten 
Bedrohungsängste reduzierten und 
schließlich sogar den Weg zur Rü­
stungskontrolle ebneten. Anderer­
seits bescheinigt Christopher An­
drew dem KGB eine fatale Neigung 
zu Verschwörungstheorien und die 
"ständige Suche nach einem Feind", 
und Wladislaw Zubok schreibt den 
allseits betriebenen "Spielen von 
Täuschung, Desinformation und 
Ablenkung" eine nachteilige Wirkung 
auf die globale Stabilität zu. Außer­
dem waren ,,Frieden" und "Sicher­
heit" offenbar sehr relative Begriffe: 
aus der Sicht des MfS der DDR be­
deuteten sie - wie Mitarbeiter der 
Gauck-Behörde nachweisen • an er­
ster Stelle totale Kontrolle und Fried­
hofsruhe im eigenen Land. 

Faszinierende Details 

Der Leser fll1det in dem Band also 
nicht nur eine Fülle faszinierender 
Details (wer weiß schon, daß der er­
ste U2-Spionageflug am 4. Juli 1956 
in Wiesbaden startete?), sondern er 
wird auch zum Nachdenken über 
grundsätzliche Fragen des Kalten 
Krieges wie die Bedeutung von Ideo­
logien, Feindbildern und kulturellen 
(Fehl-)Perzeptionen angeregt. Noch 
sehen wir aber wohl nur die "Spitze 
des Eisberges". Die Tatsache, daß 
einer der Autoren, Hansjörg Geiger, 
inzwischen Präsident des BND ist, 
läßt darauf hoffen, daß die verant­
wortlichen deutschen Stellen in Zu­
kunft mehr Verständnis f'rlr die Belan­
ge der Nachrichtendienstforschung 
aufbringen werden. • 

}ürg1n H1ilkldng 
in:,,Damals" 7197 
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Es Ist Immer wieder erstaunlich, mit welcher Blau- bzw. Einiugtgkett man­
che, die vorgeben ,,Experten" zu sein, sich zum Wirken von Geheimdiensten 
fn Ost und West äußern. Seit einigen Wochen Ist ein Buch mit dem bewußt 
provokant gewählten Titel ,,Spione fUr den Frieden?" auf dem Markt. Drei· 
zehn Autoren aus versdrledenen Ländern vermitteln Ihre· begrUndeten wie 
vermeintUchen ·Kenntnisse über die Tlttgkeft von Nachrichtendiensten im 
geteßten Deutschland zu Zeiten des Kalten Krieges. Jeweils drei Beiträge 
bef88Sen sich mit den amerlkanJschen bzw. den sowjetischen Geheimdien­
sten, drei mit DDR-Nachrichtendiensten, zwei behandeln die Friihgescbfchte 
des BND, einer widmet sich dem Wirken französischer Nachrichtendienste 
ln den ersten Nar.hkrlepjahren ln Deutschland. Initiiert wurde das Buch 
von einem 1994 gegründeten ,,Arbeitskrefs Geschichte der Nachric:hten· 
dlenste e. V."· 

Die politische Vorgabe für den Band 
liefert der Direktor der Akademie für 
Politische Bildung in Thtzing, Prof. Dr. 
Heinrich Oberrcutcr. In seinem Vor­
wort heißt es u.a.: ,.Schließlich ist die 
Konfrontation der Geheimdienste auf 
deutschem Boden, das lebhafte Inter­
esse von Geheimdiensten der Groß­
mlchte an Deutschland ohne die Exi­
stenz der sowjetischen Diktatur und 
ihrer • zumindest in ideologischer 
Hinsicht - expansiven Natur nicht 
verständlich." Ft1r Oberreuter ist die 
Geheimdienstgeschichte "ein wesent­
licher Bestandteil der Erforschung 
des Kampfes zwischen Demokratie 
und Diktatur im 20. Jahrhundert''. 
Darauf aufbauend, läßt sich nun auch 
die Frage leichter beantworten, die 
einigen Autoren doch zumindest 
Bauchschmerzen bereitet hat, nämlich 
die nach der Bewertung des Treibens 
westlicher Schlapphüte und danach, 
ob "Nachrichtendienste überhaupt 
mit den Grundsätzen des freiheitlich­
demokratischen Rechtsstaates zu 
vereinbaren sind". Obgleich aus der 
Sicht der Herausgeber nur die östli­
chen Spione Verbrecher waren, blieb 
den Autoren letztlich doch nicht ver­
borgen, daß auch im Westen ,,zumin­
dest ein Teil der nachrichtendienstli­
ehen Tätigkeit die Grenze zu dem 
überschreitet, was man in einer frei­
heitlichen Demokratie fUr ungesetz~ 
lich,ja im Einzelfall fürethisch ver­
werflich h11.1t''. Das sei zu bedauern, 
aber habe seinen guten Grund, wie uns 
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die sogleich folgende Entschuldigung 
offenbart: "Weil insbesondere Dikta­
turen ihre militärischen Fähigkeiten 
und Absichten oftmals gekonnt ver­
schleiern, sehen sich freiheitliche De­
mokratien gezwungen, Infonnationen 
auf Wegen zu beschaffen, die inner­
staatlich nicht rechtmäßig sind." (sie!) 

Terrorakte und 
Mordanschläge 

In eben diesem Sinne werden selbst 
von Karl Wtlhelm Pricke, den man 
noch zu den wenigen seriösen For­
schern zur Geschichte von Geheim­
diensten rechnen möchte, Terrorakte 
und Mordanschläge der ,.Kampf­
gruppe gegen Unmenschlichkeit" ver­
harmlost und z.B. versuchte Spren­
gungen von Gleisanlagen in der DDR 
als "Umleitungen im Güterzugver­
kehr'' umschrieben. Bemerkenswert ist 
ebenso, wie die Herausgeber die Legi­
timität westeuropäischer Geheimditm­
ste auch künftig begründen. Insbe­
sondere für militärische Zwecke seien 
diese notwendig, denn die Europäer 
hätten die Pflicht, sich in Hinblick auf 
ihre Militäreinsätze in der Welt von 
amerikanischen Aufklärungskapa­
zitäten unabhängig zu machen. 
Die Intention, aus dem Schatten des 
groBen Bruders aus Übersee zu tre­
ten, bietet offenbar auch das Motiv, 
das einige Autoren partiellen Zugang 
zu Akten des BND fordern läßt: "Ohne 
eine openess des BND wird die inter-

national schnell voran­
scbreitende Neubewertung 
der Geschichte des Kalten 
Krieges primär aus der ameri· 
kanischen Perspektive erfol­
gen, in der die Rolle Deutsch­
lands beinah zwangsläufig in 
halbkolonialer Sicht er­
scheint." 

Enttäuschende 
Ausführungen 
Öffnung und Transparenz der 
Geheimdienste ist indes ein 
Problem für sich. In ihrem Ein­
führungsbeitrag versuchen 
sich daran die Herausgeber 
Wolfgang Krieger und Jüxgen 
Weber. Im Vordergrund steht 
bei ihnen freilich nur die Of­
fenlegung aller Unterlagen 
des dahingeschiedenen Mi­
nisteriums ftlr Staatssicherheit 
der DDR. Hierzu liefert auch 
der frühere Direktor der 
Gauck-Behörde (und spätere 
Präsident von Btv und BND), 
Hansjörg Geiger, einige Ge­
danken. Sie beschränken sich 
leider auf eine Tätigkeitsbe­
schreibung dieser größten 
Bundesbehörde, die den be­
kannten Statements von 
Gauck entspricht. Gerade von 
Geiger mit seinen "Quer­
schnittskenntnissen" hätte 
man einiges mehr über die 
mögliche oder unmögliche 
Transparenz der noch aktiven 
deutschen Geheimdienste 
erwartet. 
Enttlluschend auch die Aus~ 
führungen von Christopher 
Andrew von der Universität 
Cambridge über die Einflüsse 
von KGB bzw. CIA auf Ent­
scheidungen der politischen 
Führungen in Moslcau und 
Washington; er berücksich­
tigt noch nicht einmal bereits 
gesicherte Erkenntnisse zum 
Wechselspiel zwischen Ge­
beimdienstanalysen und Rü­
stungsentscheidungen. Auf­
schlußreicher ist da der Bei­
trag von Vladislav Zubok, 
wissenschaftlicher Referent 
am Nationalen Sicherheits­
archiv, Washington D.C. 
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Er berichtet über Aktivitäten 
der sowjetischen Geheim­
dienste in Deutschland wäh­
rend der ,,Berlinkrise" 1958 
bis 1961 und verweist im 
Ansatz darauf, daß sowjeti­
sche Täuschungsoperatio­
nen den USA eine bestimm­
te militärische Stärke der 
UdSSR suggerieren sollten. 
Dies führte zu einem Anhei­
zen des Wettrüstens. Es ist 
bekannt, daß die Rückwir­
kungen auf die sowjetischen 
Rüstungs ans trengungen 
nicht unwesentlich dazu 
beitrugen, die Volkswirt­
schaften und Wissen­
schaftskapazitäten der Län­
der des damaligen sozialisti­
schen Lagers total zu über­
fordern und letztlich mit 
zum Kollaps beitrugen. Ge­
rade diese komplexen Zu­
sammenhänge zwischen po­
litischen, wirtschaftlichen, 
militärischen Interessen der 
Führungseliten der Staaten 
und der Informationstätig­
keit ihrer Nachrichtendien­
ste wären ein lohnendes 
Feld für weitere, ernsthafte 
Untersuchungen. 

Zwielichtige 
Gestalt 
Verwiesen sei noch auf zwei 
abschließende Artikel, in 
denen die Rolle von hoch­
rangigen Wehrmachtsoffi­
zieren (General Adolf Heu­
singer) bzw. Nazis (Friedrich 

Wilhelm Heinze) bei der Bildung und 
Ausprägung des westdeutschen Si­
cherheitsapparates belegt wird. Er­
schreckend allerdings, mit welcher 
(gewollten oder ungewollten?) Lässig­
keit Susanne Meinl die Karriere des 
angeblich zufiUlig in den ,,Mahlstrom 
des Kalten Krieges"( so der Titel ihres 
Beitrages) geratenen Heinze bewertet. 
Dieser gehörte, wie auch die Autorio 
feststellen mußte, " ... nahezu allen an­
tidemokratischen Verbänden der Wei­
marer Republik an ... " und war - seit 
dem Kapp-Putsch 1920- in einer Viel­
zahl subversiver Aktionen gegen die 
Weimarer Demokratie verwickelt. In 
der Zeit des Faschismus diente Hein­
ze u.a. als Regimentskommandeur 
der ,,Division Brandenburg". Die Ver­
brechen dieser faschistischen Terror­
einheit werden von der Autorin mit 
keinem Wort erwähnt, sie nennt diese 
gar verniedlichend ,.Abwehr-Trup­
pe". Der Leser erfährt sodann, daß der 
nach 1945 als dubioser Nachrichten­
händler agierende Heinze einen Nach­
richtendienst im Amt Blank (dem Vor­
läufer des Militärischen Abschirm­
dienstes, MAD aufbaute sowie einen 
eigenen Nachrichtendienst des Bun­
deskanzleramtes organisieren sollte. 
Erst 1953 wurde die Kritik an dem be­
lasteten Heinze so stark, daß sich die 
Bundesregierung von ihm offiziell 
trennen mußte. Daß auch der KGB für 
diese zwielichtige Gestalt Interesse 
gezeigt und Heinze 1954 für kurze 
Zeit in Berlin-Karlshorst geweilt ha­
ben soll, macht diesen Fall nur noch 
schlimmer. • 

Klllus Eichntr 
in: Neues Deutschland 

Nur zögernd beginnt sich die historische Forschung in Deutsch­
land von dem Vorurteil zu lösen, daß die Nachrichtendienste 
grundsätzlich von Öbel seien. Die Herausgeber des vorliegenden 
Sammelbandes untersuchen ln ihrem einleitenden Essay "Nutzen 
und Probleme der zeitgeschlchtllchen Forschung über Nachrich­
tendienste" und decken einige der Gründe auf, warum die Dienste 
so schwierig zu erforschen und darzustellen sind. 

Ein Problem Hegt in der Geheimhaltung, 
der die Nachrichtendienste von der 
Natur der Sache her unterliegen und 
mit der sich deren Mitarbeiter so gerne 
umgeben. Die Herausgeber charakte­
risieren diese Geheimhaltung als ,.völ­
lig überzogen" und verweisen auf ,.das 
Programm der Offenheit'' der amerika­
nischen Central lntelligence Agency 
(CIA) als die beriihmte Ausnahme. So 
begrüßenswert ein vergleichbares Pro­
gramm des Bundesnachrichtendien­
stes (BND) wäre (und erste Maßnah­
men des neuen Präsidenten deuten 
darauf hin, daß auch beim BND ein 
Prozeß des Umdenkens beginnt), so 
muß jedoch an die Adresse der deut­
schen Historiker gefragt werden, wie 
sehr wissenschaftliche Tabus oder 
schlicht der Mangel an professionel­
len Hintergrundkenntnissen über 
Struktur und Arbeitsweise der Dien­
ste die Sicht zum Erkennen vorhande­
ner und verwertbarer Informationen 
trüben. 

Eindrucksvolle Beiträge 
Deutschland- sowohl die Bundesre­
publik für den Westen, wie die DDR 
für die Sowjetunion - spielt eine zen­
trale Rolle in der Geschichte des Kal­
ten Krieges, insbesondere auch bei den 
Geheimdiensten. Die Autoren stellen 
die Frage, warum man sich in Deutsch­
land so wenig für diese Thematik in­
teressiert, während, wie die Beiträge 
des Sammelbandes eindrucksvoll be­
legen, in den USA, Großbritannien, 
Frankreich und inzwischen auch in 
Rußland die Forschung sehr viel in­
tensiver betrieben wird. Eine Antwort 
geben die Herausgeber, wenn sie auf 
die anders geartete Situation der Bun­
desrepublik nach dem Zweiten Welt­
krieg hinweisen und darüber hinaus 
feststellen, daß an deutschen Univer­
sitäten ,.herkömmliche Militärge­
schichte ... seit längerem verpönt" ist. 
Das war nach dem Krieg nicht immer 
so, und auch heute artikuliert sich eine 
neue Generation von jüngeren Pro­
fessoren (was ja auch der vorliegende 
Band beweist) zu Themen wie dem 
Gebrauch der Nachrichtendienste 
durch die Politik oder zur Rolle der 
Geheimdienste bei der Beobachtung 
und Kontrolle von Gefährdungen wie 
Terrorismus, Regionalkonflikte und 
Verhinderung der Weiterverbreitung 
von Massenvemichtungswaffen. 
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Die Beiträge des Sammelbandes sind 
in vier Kapitel geordnet. Das erste 
widmet sich den grundsätzlichen Pro­
blemen und Perspektiven der Nach­
richtendienste im Kalten Krieg. Der 
angesehene britische Historiker Chri­
stopher Andrew kommt dabei zu auf­
sehenerregenden Schlußfolgerungen. 

Riesiges Quantum 

Während inzwischen allgemein be­
kannt ist, daß der technischen Auf­
klärung ein gewichtiger, manchmal 
entscheidender Einfluß auf die bri­
tisch-amerikanischen Operationen 
während des Zweiten Weltkriegs zu­
kam, scheint "das Interesse der Hi­
storiker" an den Ergebnissen der 
Femrneldeaufklärung" mit dem Jahr 
1945 abzubrechen". Darstellungen 
über wichtige Ereignisse des Kalten 
Krieges "wagen nicht einmal den Ver­
such", das riesige Quantum an ent­
schlüsselten Fernmeldeinfonnatio­
nen zu bewältigen. 
Die Schlußfolgerung ist offensicht· 
lich. Nach 1974 bis 1979 mußte die 
Geschichte des Zweiten Weltkrieges 
im Uchte der ULTRA-Erkenntnisse 
in vielen Aspekten neu geschrieben 
und bewertet werden. Für die Ge­
schichte des Kalten Krieges könnte 
es eine vergleichbare Entwicklung ge­
ben, sobald die Archive der Geheim­
dienste mit dem umfangreichen Ma­
terial aus der Fernmeldeaufklärung 

geöffnet werden. 
Das zweite Kapitel widmet sich mit 
vier Beiträgen den Nachrichtendien­
sten der Westmächte, insbesondere 
der CIA und dem französischen Nach­
richtendienst, während der ersten 
Jahre des Kalten Krieges, gefolgt von 
drei russischen Beiträgen über die 
Nachrichtendienste der Sowjetunion 
im dritten Kapitel. Das vierte Kapitel 
beschäftigt sich mit den deutschen 
Nachrichtendiensten. Hansjörg Geiger, 
bis Juli 1995 Direktor beim Bundesbe­
auftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehema­
ligen DDR, legt in seinem eindrucks­
vollen Bericht ,,das weltweit einmalige 
Experiment" dar, welches mit dem Sta­
si-Unterlagengesetz in Deutschland 
unternommen worden ist. "In keinem 
anderen Land der Welt sind bislang 
nach dem Zusammenbruch einer Dik-

Weitgehende Akten­
vernichtung 

tatur die Akten der jeweiligen Geheim­
dienste so offengelegt worden." Hin­
zuzufllgen wäre, daß leider die Akten 
der Hauptverwaltung Aufklärung 
( Auslandsnachrichtendienst der DDR) 
von Angehörigen des Ministeriums 
für Staatssicherheit (MfS) weitge­
hend vernichtet worden sind. 
Die Unterlagen der Stasi haben eine 
herausragende Bedeutung für die Oe-

Spannender Lesestoff für den Strand und Berge: Die CIA legt nach Ende des 
Kalten Krieges ihre Akten auf den Tisch, und aussteigewillige Mafiosi durch­
brechen als Kronzeugen der Staatsanwaltschaft das Gesetz des Schweigens -
eine neue Offenheit erschließt seriösen Historikern und Journalisten zwei Mi­
lieus, deren Tarnung früher nur die Fantasie von Romanciers durchdringen 
konnte: die Geheimdienste und das organisierte Verbrechen. Das Resultat sind 
Tatsachen-Thriller- eine lohnende Ferienlektüre. 
Amerikaner, die anekdotenreich von frühen Aktionen der CIA erzählen, Rus­
sen, die anband persönlicher Erinnerungen der Beteiligten den KGB durch­
leuchten, und Deutsche, die Strukturen der Stasi und Biographien von BND­
Pionieren aufarbeiten, setzen die Hauptakzente in einer Aufsatzsammlung der 
Akademie für Politische Bildung. Besonders die amerikanischen Beiträge sind 
ebenso unterhaltsam wie fiktive Spionagegeschichten, von denen sich die Her­
ausgeber unnötig heftig distanzieren, um dadurch ihre Reputation als seriöse 

schichtsforschung zur inneren 
Entwicklung der DDR und ihre 
Beziehungen zur Bundesrepu-
blik. Die Beiträge von Roger 
Engelmann und des Stasi-Op-
fers Karl-Willleim Pricke zeigen 
dies auf beeindruckende Art 
und Weise und lassen gleich-
zeitig vor dem Abgrund an In-
famie und Stasi-Terror er-
schrecken. Hier wird deutlich, 
daß sich die Stasi von den 
westlichen Geheimdiensten 
in etwa so unterscheidet wie 
während der Nazi-Diktatur die 
Gestapo von den westallüer-
ten Diensten. Nach der Lektfi-
re dieses Kapitels vergeht ei-
nem jeder Gedanke an Ver-
gleichbarkeit oder ,,moralischer 
Äquivalenz", wie er in be-
stimmten westdeutschen In-
tellektuellenzirkeln ebenso 
gängig war wie bei Markus 
Wolff, dem ehemaligen Chef 
der Hauptabteilung Aufk:lä-
rung des MfS, der seine frühe-
re Organisation so gerne mit 
dem BND vergleicht. 
Die 14 Beiträge des Sammel-
bandes von Autoren aus fünf 
Ländern gehen auf ein Sym-
posium zurück, das vom • .Ar-
beitskreis Geschichte der 
Nachrichtendienstee.V." 1995 
veranstaltet worden ist. Sie 
sind flüssig, manchmal rege!-
recht spannend geschrieben 
und gut übersetzt. Es wird auf 
eine Vielzahl von Forschungs-
feldem hingewiesen, die der 
zukünftigen Bearbeitung har-
ren. 

Spannend 
geschrieben 

Potentielle Doktoranden wer-
den neue Anregungen für viel-
versprechende Forschungs-
ansätze finden. Die :Edition ist 
ansprechend und hält hohen 
wissenschaftlichen Qualitäts-
standards stand. Der Akade-
mie tl1r Politische Bildung in 
Thtzing sowie Wolfgang Krie-
gerund Jürgen Weber, die den 
Band herausgegeben haben, 
ist eine gute Arbeit gelungen . 
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Dieser Sammelband vereint zehn Beiträge zu einer Konferenz, die 
Im FrOhjahr 1995 anläBllch des SO. Jahrestages der deutsdien Ka­
pituladon unter dem Titel ,,Die Niederlage, die eine Befreiung war''in 
der Akademie fllr Politische Blldung ln lUtzing stattfand und vier 
weitere Aufsätze zum Thema. Zur Diskussion um die Bewertung des 
8. Malliefert der Band nichts grundlegend Neues, dennoch kann 
man Ihn als eine le.semwerte Zusammenstellung empfehlen, die einen 
guten und niveauvollen Überblick bietet, wenngleich mit einigen 
themadschen 'Oberschneidungen, Insbesondere was den Beitrag der 
CS-Amerikaner zur Demokratiegründung in Deutschland anbetritft. 

Das Podium der Veranstaltung 
war durchweg hochkarätig 
besetzt. Nun lieferten die Re­
ferenten ihre auf der Konferenz 
gemachten Ausführungen in 
schriftlicher Form nach, wobei 
nicht wenige aus vor kurzem 
veröffentlichten größeren Ar­
beiten Zusammenfassungen 
geben, so etwa Klaus-DiebDar 
Henke aus seinem Monumen­
talwerk ,,Die amerikanische Be­
setzung Deutschlands" (Mün­
chen 1995) oder Hermann-Jo­
sefRupieper aus seinem 1993 
erschienenen ,,Die WmzeJn der 
westdeutschen Nachkriegs­
demokratie" (Opladen) sowie 
Rolf Schörken, der 1994 eine 
Untersuchung über .,Jugend 
1945" (Frankfurt a. M.) vorleg­
te. 

Weichen­
stellungen 

Nach der Einleitung der Her­
ausgeber setzt Karl Dietrich 
Bracher das .,Epochejahr 
1945" in den geschichtlichen 
Kontext der Spanne zwischen 
1914/lSund 1989, wobeierden 
europäischen Rahmen der 
Entwicklungen hervorhebt. Es 
folgen vier Aufsätze zu den 
Weichenstellungen nach der 
deutschen Kapitulation (Her­
mann Graml über die ,,Befind­
lichkeit" der Deutschen am 
Kriegsende, auch er die euro­
päische Komponente beto­
nend), zur Position der Ameri-

H•inric~J{~erreuter 
Jurgen~wteer (H~. 

kaner (Henke und Thomas Schlemmer) 
und der Sowjets (Gerhard Wettig weist 
auf der Grundlage neuer Forschungs­
ergebnisse einmal mehr nach, daß Sta­
lin und seine Nachfolger nicht bereit 
waren, .,ihren" Teil Deutschlands der 
Wiedervereinigung zu opfern). 
Im folgenden Abschnitt geht es um die 
Einstellung der Deutschen zur Demo­
kratie, wobei als Zeitzeuge der frilhere 
Direktor der Akademie in Tutzing, 
Manfred Hättich, ein bewegend sub­
jektives Bild zeichnet und Schörken 
den besonderen Umgang mit der Nie­
derlage und dem Friedensbeginn be­
schreibt, den Jugendliche pflegten, die 
noch keine Erfahrungen mit Demokra­
tie hatten sammeln können. Ebenfalls 

in diesem Abschnitt reflektieren Al­
fons Söllner über die erstaunlich 
schnelle, aber doch ambivalente Her­
ausbildung einer demokratischen Kul­
tur sowie die Konsequenzen, die dar­
aus heute noch zu ziehen sind, und 
Norbert Frei über die bisher in der 
Historiographie und anderen Diszipli­
nen nur unzureichend untersuchte 
"Vergangenheitsbewältigung". Frei 
beschreibt für die Anfangsjahre der 

Beunruhigende 
Ergebnisse 

Bundesrepublik Deutschland eine 
"Vergangenheitspolitik" unter den 

Stichworten Amnestie, Integration und 
Abgrenzung, mit der bis Mitte der 50er 
I ahre vor allem die Vergangenheits­
bewältigung durch die Alliierten (also 
die zunächst aufgezwungene Entnazi­
fizierung) "bewältigt", d.h. wieder rück­
gängig gemacht wurde. 
Unter den Aufsätzen der Historiker 
und Politikwissenschaftler - übrigens 
keiner einzigen Wissenschaftlerin -, 
sticht der Beitrag von Edgar Piel, ei­
nem Mitarbeiter des Instituts fUr De­
moskopie in Allensbach, heraus, in 
dem Zahlenmaterial aus Umfragen 
über die Spuren der NS-Ideologie im 
N acbkriegsdeutschland vorgelegt 
wird. Erschreckend ist nicht nur, daß 
1948 57% der Westdeutschen - für 
Ostdeutschland gibt es keine ver­
gleichbaren Umfragen- den National­
sozialismus für eine gute Idee hielten, 
die nur schlecht umgesetzt wurde. Be­
unruhigen müssen auch Umfrage­
ergebnisse aus dem Jahr 1987, die be­
legen, daß es immer noch einen Bevöl­
kerungsanteil von 15% gab, der anti­
semitisch eingestellt war. Und über­
aus interessant ist die Vergleichszahl, 
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daß auch 60 % der ostdeutschen Be­
völkerung über den Sozialismus im 
nachhinein aussagen, es sei eine gute 
Idee, die schlecht ausgeführt wurde. 

Sozialismus 
als gute Idee 

Im dritten und letzten Teil gehen 
Rupieper, AdolfM. Birke und J~rOme 
Vaillant der amerikanischen, britischen 
und französischen Demokratisie­
rungspolitik in den jeweiligen Besat­
zungszonen nach und beschreiben 

Hat der deutsche Sozialstaat, wie er 
sich in über hundert Jahren heraus­
gebildet hat, noch Zukunft? Fast je­
den Monat verunsichern neue Re­
kordmarken der Arbeitslosenzahlen 
die Bevölkerung. Arbeitnehmer wie 
Arbeitgeber sehen sich mit stetig stei-

Joeef Blelmelerl 
Oberrell\er (Hg. I 

Der 
bezahlbare 

Wohlstand 

'!?.ffi 

Auf der Suche nadl 
elnemneuen 

Gesellschaftsvertrag 

genden Beiträgen zu den Sozialversi­
cherungen konfrontiert, die inzwi­
schen schon über 40% des Brutto­
lohns betragen. Sie tragen ein Gutteil 
zu den hohen Lohnnebenkosten bei, 
die es immer schwieriger machen, in 

Akademie-Report 4/1997 

die Ergebnisse. Während sich für eini­
ge Beiträge Vergleiche zwischen dem 
Kriegsende 1918 und 1945 anboten, 
wird an anderen Stellen verglichen, wie 
man in West- und wie man in Ost­
deutschland mit der Vergangen­
heit(sbewältigung) umging bzw. wel­
che Wirkung die nationalsozialisti­
sche und die kommunistische Ideolo­
gie auf die jeweilige Bevölkerung hat­
ten (wobei Schörken und Piel zu der 
Erkenntnis kommen, daB die Ideolo­
gie gewissermaßen an der Oberfläche 
blieb, so "total" sie jeweils auch gewe-

Deutschland international- heute: glo­
bal- konkwrenzfähig zu produzieren. 
Zugleich befürchten viele Versicher­
te, künftig nur erheblich einge­
schränkte Leistungen zu erhalten. 
Schon diese Schlaglichter machen 
deutlich: Das einstige Erfolgsmodell 

"Wohlstandsstandort Bundesrepu­
blik'' ist in Verunsicherungen geraten. 
Ihm stehen tiefgreifende Veränderun~ 
gen bevor. Der Refonnbedarf wird 
sichtbar, wenn man sich einerseits die 
Grundprinzipien der deutschen 
Sozialstaatskonzeption verdeutlicht, 
andererseits aber zugleich die Auswir­
kungen der Globalisierung vor Augen 
fUhrt. 
In diesem Buch gehen namhafte Ex­
perten aus Wirtschaft, Politik, Wis-

sen sein mag. 
Fazit nach der Lektüre: Das 
Fragezeichen im Titel bezieht 
sich eindeutig auf die östliche 
Siegermacht, ansonsten waren 
die Beiträge der Amerikaner 
zur Demokratiegründung in 
Deutschland insgesamt am 
größten. • 

Anjana Buckow 
in: Zeitschriftfür 
Geschiehtswissenscluift 4197 

senschaft und den Medien 
den Ursachen für die derzeiti­
ge Krise des Sozialstaats nach 
und diskutieren Lösungs­
ansätze. Die sattsam diskutier­
ten Remeduren wie etwa die 
Senkung der Staatsquote und 
der Lohnnebenkosten, die 
Verschlankung von Staat und 
Verwaltung, Investitionen in 
Zukunftstechnologien können 
die Situation nicht allein ver­
bessern. Grundlegendes Um­
denken in der Wirtschafts- und 

Sozialpolitikmuß einsetzen, das 
Anspruchsdenken des Einzel­
nen muß sich ändern, die Rolle 
des Staates neu definiert wer­
den. Ob sich dies eher durch 
eine Reduzierung staatlicher 
Ordnungspolitik oder aber 
durch vermehrte staatliche 
Lenkung (Stichwort Industrie­
politik, Konjunkturpolitik) rea­
lisieren läßt, wird kontrovers 
diskutiert. • 
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Januar 

Nr.l* 
7.-9.1. 

Sr.2 
9. -11. 1. 

Nr.4* 
12.-15.1. 

Nr.s• 
19.-24.1. 

Nr.6 
22. -24.1. 

Nr. 7* 
26. -30.1 

Nr.8• 
26.-30.1. 

Nr.9* 
30.-31.1. 

Themen Tagungen Termine 
FOr die mit einem • gekennzeichneten Tagungen gibt .. bereite einen fasten Tell­
nehi1'Mtl'krels. Zud1Ziiche Anmeldungen sind nur ln Auanahmeflllen und nach Rück­
sprache mit dem Tagungsleiter m6gllch. Wir bitten um Ihr Veratlndnlal 

Leben ln der Mediengesellschaft 
Orientierungen in der Informationsflut- Neue Medien: Chancen und Risiken von Multi-Media 
Leitung: Diemer/Schröder Sekretariat: HeikeBäuerle Thl. 081581256-46 

PoHtlkstillstand durch Reformunfähigkelt? 
Deutschland im globalen Wettbewerb 
Leitung: OberreuteriDenzer Sekretariat: RenateHeinz Tel. 081581256-50 

Die Krise als Chance-
Wirtschafts- und sozialpolitische Perspektiven für das nächste Jahrzehnt 
Tagung mit dem Deutschen Hausfrauenbund Bayern 
Leitung: Willenborg Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Model UoltedNadons 
Buropa-Forum 1998-Die EU erleben 
Planspiele zum Ministerrat, Mittelmeergipfel COREPER 
fUr Studentenlinnen aus aller Welt in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft zur Förderung von 
Model United Nations, München und dem Institut für Völkerrecht der LMU München 
Leitung: Piazolo Sekretariat: Heike Bäuerle Thl. 08158/256-46 

D.IE GRONEN: Wo sie herkommen- wer sie sind- wo sie bingehen 
Tagung in der Festung Marlenbergt Würzbwg 
Leitung: Oberreuter!Kranenpohl Sekretariat: Barbara Weisenborn Tel. 081581256-47 

Die Revolution von 1848149 in der deutschen Geschichte· 
Deutschland und seine demokratischenTraditionen 
Fortbildungsseminar für Geschieht&- und Sozialkundelehrer an Gymnasien, Realschulen und 
Berufsoberschulen in Zusammenarbeit mit der Akademie für Lehrerfortbildung und Perso­
nalführung Dilllogen 
Leitung: Weber/Münchenbach Sekretariat: Renate Heinz ThL 081581256-50 

Deutschland in der Nachkriegszelt 
Fortbildungsseminar für Hauptschullehrerlinnen 
in Kooperation mit der Akademie für Lehrerfortbildung und Personalführung Dillingen 
Leitung: WillenborgiZimmermann Sekretariat Renale Heinz Tel. 0815812.56-50 

VIel Zukunft, aber keine Perspektive? 
Intergenerationelle Konflikte in unserer Gesellschaft 
Tagung mit den Jugendorganisationen der politischen Parteien 
Leitung: Kranenpohl Sekretariat: Karin Sittkns ThL 081581256-49 

Februar 

Nr.lO 
2.-4.2. 

32 

Immer schneller und airtueHer- auch professioneller? 
Hörfunk als Nachrichtenmedium im Informationswettbewerb -
Workshop für Radioleute in Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für politische Bildung 
Leitung: Sehröder Sekretariat: HeikeBiiue.rle Thl. 081581256-46 
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Nr.ll 
5. -7. 2. 

Nr.U* 
9.-13.2. 

Nr.14 
9. -13.2. 

Nr.lS* 
16.-20.2. 

Nr. 16* 
16.-20.2. 

Nr.17* 
25.-27.2. 

Nr.l8* 
27.-28.2. 

Nr.l9 
27.-28.2. 

März 

Nr.20 
2.-4. 3. 

Nr.22 
5.-7.3. 

Themen Tagungen Termine 

Vereinigte Staaten von Amerika­
SO Jahre Garant für Frieden in Buropa 
1. Tutzinger Forum für Internationale Beziehungen 
Leitung: Denzer Sekretariat: Renate Heinz Thl. 081581256-50 

Parlamentarismus in der deutschen VerfiUlSUilgsgesdrlchte 
Kooperationsseminar mit dem Lehrstuhl ft1r Politikwissenschaft der Universität Passau 
Leitung: Oberreuter/Kranenpohl Sekretariat: Karin Sittkus Tel. 08158125649 

Intemew-und KommnnlkaUonstraining 
Für Volontäre und journalistische Berufsanfänger 
in Zusammenarbeit mit dem Institut für Joumalistenausbildung an der Universität Passau 
Leitung: Sehröder Sekretariat: HeikeBäuerleTel. 08158125646 

Dle Gemeinde als poUtischer Handlungsraum 
für Sozialkundelehrer an Hauptschulen 
in Zusammenarbeitmit der Akademie fUr Lehrerfortbildung und Personalführung Dillingen 
Leitwig: PiazoloiZimmcrmaon Sekretariat: RenateHeinz Thl. 081581256-50 

Entwicklungsstrategien für die Dritte Welt 
ftir Sozialkundelehrer an Gymnasien und Realschulen 
in Zusammenarbeit mit der Akademie für Lehredortbildung und Personalführung Dillingen 
Leitung: Diemer/Schorm Sekretariat: RenateHeinz Thl. 081581256-50 

Freie Marktwirtschaft venrus Soziale GerechUgkelt? 
fUr 'krbandsfrauen, Funktionsträgerinnen AEH 
in Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Hausfrauenbund (AEH) 
Leitung: Piazolo Sekretariat: Heike Bäuerle Thl. 081581256-46 

BildungspoUtische Entwkklungen in der Großstadtsc:bule 
Lehrerseminar in Kooperation mit dem Münchner Lehrer- und Lehrerinnenverband (MllV) 
Leitung: Sehröder Sekretariat Renare Heinz Thl. 081581256-50 

Erinnerung als Fundament der demokratischen Zukunft 
'Thgung mit Vertretern von Gedenkstätten der NS-Verfolgung, Zeithistorikern und der Arbeits­
gemeinschaft verfolgter Sozialdemokraten 
Leitung: Maruhn Sekretariat: Heike Bäuerle Thl. 081581256-46 

Medien und politische Bßdung in Bayern 
Koordinationstagung verschiedener medienpädagogischer Projekte 
(vorrangig für Multiplikatoren politischer Bildungsarbeit) 
Leitung: Sehröder Sekretariat: Heike Blluerle Thl. 08158/256-46 

Soziale Gerechtigkeit I 
Beginn einer Konferenzreihe, die die Grundlagenreflexion über soziale Gerechtigkeit heute 
verbindet mit der Diskussion von Refonnkonzepten für unsere sozialen Sicherungssysteme 
Leitung: Grosch/Willenboig Sekretariat: RenateHeinz Tel. 081581256-50 
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Nr.23* 
9.-12. 3. 

Nr.24 
12.-14.3. 

Nr. 26* 
20.-21.3. 

Nr.27 
20.-22.3. 

Nr.28 
23.-25.3. 

Nr.29 
27.-28.3. 

Nr.30 
30.-1.4. 

April 

Themen Tagungen Termine 

Die SED·Diktatur: Forschungsergebnisse ·Erfahrungen-Bewertungen 
Fortbildungsseminarfür Lehrkräfte in den Fächern Geschichte, Sozialkunde, Ethik an Gymna­
sien, Realschulen, Fachoberschulen, Berufsoberschulen 
in Zusammenarbeit mit der Akademie für Lehrerfortbildung und Personalführung Dillingen 
Leitung: Weber/Münchenbach Sekretariat: RenateHeinz Thl. 08158/256-50 

Weniger Arbeit- mehr vom Leben? 
Die Wohlstandsgesellschaft ändert ihr Gesicht 
Kooperationstagung mit dem Bayerischen Rundfunk 
Leitung: Oberreuter Sekretariat: Barbara Weisenborn Thl. 081581256-47 

Konzept Nachhaldgkeit • 
Der Entwurf zum Endbericht der Enquete-Kommission .,Schutz des Menschen und der 
Umwelt'' auf dem Prüfstand - Expertenanhörung 
Leitung: Willenborg Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 08158/256~ 

Die Vennarktuog des Privaten 
Intimität und Outing- Affekt-TV und Talkshows- Öffentlichkeitsanspruch und Thbuverletzung­
Mitteilungsbedürfnis und Persönlichkeitsschutz - Grenzen der Berichterstattung 
Medienpädagogische Fachtagung in Zusammenarbeit mit der Landesarbeitsgemeinschaft 
Film- und Medienerziehung (LAG) 
Leitung: Sehröder Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256~ 

Kirehenasyl- zivßer Ungehor1am contra Rec:htJordnung? 
Expertenkonferenz in Kooperation mit der Arbeiterwohlfahrt Landesverband Bayern e. V. 
Leitung: Grosch/Willenborg Sekretariat: Renate Heinz Tel. 08158/256-50 

Mltenbclleiduog oder Partlzlpationsplacebo? 
Modelle für die Beteiligung von Jugendlichen in der Kommunalpolitik 
Leitung: Kranenpohl Sekretariat: Karin Sittkus Tel. 081581256-49 

Nachbar Tschechien 
2. Tutzinger Forum für Internationale Beziehungen 

Leitung: Denzer Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

--------------~-

Nr.30a 
2.-4.4. 

Nr. 31* 

6. - 9.4. 

Nr.32 
14. -17.4 

Nr.33 
17.-19.4. 

34 

Forum ErwachsenenbildUDg 
Leitung: Oberreuter/Grosch/Kranenpohl Sekretariat: Renate Heinz Thl. 08158/256-50 

Politischer Systemumbruch als irreversibler Faktor 
von Modemfsierung in der Wissenschaft? 
Tagung in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft ft1r Deutschlandforschung 
Leitung: Maruhn Sekretariat: Karin Sittkus lbl. 081581256-49 

Jugoslawische Region in Europa ·Widersprüche, VIelfalt, Perspektiven· 
Tagung aus Anlaß der 50jährigen Wiederkehr des Bruchs zwischen Tito und Stalin sowie in 
Erinnerung an den zukunftsweisenden Bruch zwischen Djilas und Tito 
Leitung: Diemer!Maruhn Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 

Gennanytoday 
Politische Landeskunde mit US-Lehrern (auf englisch) 
Leitung: Grosch Sekretariat: Heike Bäuerle Tel. 081581256-46 
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/ Zeitungs-Echo + Medienstimmen + Pressespl~tter 
Akademie-Arbeit und Veranstaltungen im Spiegel der Med1en 

Rentensystem spaltet 
Generationen 

Unter dem Titel "Nur mehr Bescltiftl­
gung sichert die Renten" schreibt di.e 

Die NATO zu neuen 
Ufern 

Kontroverse Diskussionen versprach 
der provozierende Titel einer Akade­
mieveranstaltung im September 1997 
in München, zu der die Akademie ge­
meinsam mit der Landesversicher­
ungsanstalt Oberbayern eingeladen 
hatte. Das provozierende Motto lau­
tete: "Plündern die Alten die Jungen 

aus?" 

Silddeutsche Zeitung" über die gle1-
" ehe Veranstaltung: 
,,Der Wechsel vom Erwerbsei~o~­
men in die Rente dürfe kein Schritt m 
die Altersarmut werden, sagte Pranz 
Roland, Geschäftsführer des Verban­
des Deutscher Rentenversicherungs­
träger (VDR) ... Schon heute seien 

Unter der Überschrift ,,Moral und 
Ethik als Kompaß der Politik" 
schreibt Werner von Busch am 
21.10.1997 im,,Nordbayerischen Ku­
rier'' (Auszug): 
,,Laut Dieter Wellershof, militärpoli­
tischem Denker und frUherem Gene­
ralinspekteur bei der NATO wurden 
schon 1989 die "Bedrohungen" durch 

Fritz Schwab schreibt über die Veran-
staltung in den "Stuttgarter Nach· 
richten": 
,,Die Kritiker des bestehenden Sys~ 
ließen sich nicht lange bitten. Von ei­
ner ,dynamischen Ausbeutung der 
jungen Generation' sprach ~er Bun­
desvorsitzende der Jungen Liberalen, 
Michael Kauch. Die Bevö]kerungsent­
wicklung in Deutschland zwinge die 
Politik, den Generationenvertrag auf­
zukündigen. Anderenfalls sei in den 
kommenden 30 Jahren eine Explosion 
der Rentenbeiträge von 20 auf 40% 
die Folge ... 

23 7 Jahre Beitragszahlung notwen· 
di~, um eine Rente zu erhalten, die 
dem Sozialhilfebedarf alleinstehender 
Rentner von 1.122 DM entspreche. 
Wer fordere, das Rentenniveau abzu­
senken um der privaten VorsOtge mehr . . 
Gewicht zu geben, verkenne die Reali-

Bin ,verfassungsjuristisches Chaos' 
prognostiziert der Juraprofessor 
Hans-Jürgen Papier. Ein radikaler Sy­
stembruch sei nach der Rechtspre­
chung des Bundesverfass~ngsg~­
richts überhaupt nicht möghcb. Dte 
durch Rentenbeitragszahlungen er­
worbenen Anwartschaften könnten 
nicht mit einem einzigen Federstrich 
beseitigt werden. Der von der Verfas­
sung garantierte Eigentumsschutz 
verhindere somit das Ende der gesetz­
lichen Rentenversicherung. 
,Das Machbare setzt die Grenzen' kon­
tert Systemkritikerin Heidi Schüller. 
Die zivilisierte Gesellschaft darf sieb 
~on den Alten und Schwachen nicht 
an die Kette legen lassen.' Die Medi­
zinerin und Buchautorio appelliert 
aber auch an die Einsicht der älteren 
Generation, um ,eine Sozialstaats-Re­
vision zu schultern'. Für die Älteren 
bedeutet diese Einsicht in der Praxis 
allerdings einen spürbaren Verzicht auf 
Leistungen aus den Sozialkassen." 
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tät. Familien mit Kindern, Personen 
mit niedrigem Einkommen oder hohem 
Krankenrisiko könnten sieb eine eige­
ne Absicherung gar nicht leisten. 
Das führe nur dazu, daß die Kommu­
nen als Sozialhilfeträger einspringen 
müßten. Zudem bedeute mehr private 
Vorsorge auch weniger Konsum. 
Daß ein Wechsel zur Grundrente 
nichts bringe, zeigten die Erfahrungen 
anderer Länder. Wer steuerfinanzierte 
Grundrentensysteme eingefUbrt habe, 
habe stets auch ergänzende Pflicht­
versicherungssysteme geschaffen, um 
die Differenz zwischen Grundrente 
und Sicherung des Lebensstandards 
abzudecken. Schweden wechsele im 
übrigen zur Sozialversicherung. 
Roland: ,Überlegungen in Richtung 
Grundrente sollten endlich zu den 
Akten genommen werden.' ... 
Auch Ludwig Bergner von der LVA 
Oberbayern hält die These, daß das 
gegenwärtige Rentensystem eine Fehl­
konstruktion ist, für falsch. Der hohe 
Beitragssatz sei eine Folge der Ar­
beitslosigkeit und der Deutschen 
Einheit. 100 000 Arbeitslose führten 
zu Beitragsausfällen zwischen 400 
und 600 Millionen DM im Jahr, und 
die Frühverrentungen belasteten die 
Rentenkasse jährlich mit rund 18 Mil­

liardenDM." 

Risiken" ausgetauscht - der klassi­
~che Territorialkonflikt sei durch den 
Bürgerkrieg als Szenario ersetzt, 
meinte Wellershoff. Daraus ergäben 
sich andere Anspruchsprofile für die 
NATO - eben auch sozialpolitische 
Zielsetzungen. 'Eine gefestigte Demo· 
kratie ist der beste Garant für eine Frie­
denspolitik' . Das sei auch besser, weil 
dauerhafter, als der jetzt vielbenutzte 
Begriff der ,,Freundschaft" zwischen 
den Völkern. Es gelte der Satz, daß in 
diesem Jahrhundert noch keine zwei 
Demokratien Krieg gegeneinander 
geführt hätten. 'Es gibt keinen Zwei­
fel, Moral und Ethik des politischen 
Handeins sind mehr denn je gefragt. 
Sie sind der Kompaß des Handelns, 
nachdem das bipolare Weltbild weg-

gefallen ist.' 
Mit Blick auf Bosnien meinte 
Wellcrshoff, das Recht, auch das Völ­
kerrecht, müsse Kraft haben. Maßstab 
der Seriosität von Politik sei eben 
auch deren Durchsetzung, gegebe­
nenfalls mit militärischen Mitteln, 
wie derzeit von der NATO in Bosnien 

exeiZiert. 
Der frühere Vier-Sterne-General redete 
einer baldigen Erweiterung der NATO 
über die drei Betrittskandidaten Un­
garn, Tschechien und Polen hina~s 
nicht das Wort. Allein durch d1e 
NATO-Erweiterung, ein Begriff, den er 
gerne durch "Öffnung" ersetzt gese­
hen hätte, gebe die NATO auch Län­
dern wie den drei Baltenstaaten und 
letztlich auch Rußland größere Stabi-
lität.( ... )" 
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Anmeldung zu offenen Akademietagungen 

An die 
Akademie für politische Bildung 

82323 Tutzing 

Ich interessiere mich fürfolgende Seminare (bitte entsprechende Nummern ankreuzen) 
und bitte um Zusendung der ausführlichen Tagungsprogramme: 

1 * 2 4 * 5* 6 7* 8* 9* 1 0 11 12* 14 

15* 16* 17* 18* 19 20 22 23* 24 26* 27 28 

29 30 30a 31* 32 33 

Für Tagungsnummern mit * gibt es bereits einen festen Tellnehmerkreis. Zusätzli­
che Anmeldungen sind nur noch in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit 
dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten um Ihr Verständnis! 

Etwa 4- 6 Wochen vor Seminarbeginn erhalten Sie von uns die Unterlagen für Ihre ver­
bindliche Anmeldung. 

Name ..... ....... .. ............................ .................. Vorname .......................................................... . 

Straße ........... .... ........ ..... ...... ... ... ....... ...... ... ....... ...... .... .. ........................................................ . 

PLZ ............... ............ Ort ....................................................................... .. ....................... .. ...... . 

Tel.. .................. ........ ........... .... ............. .... ... .... Fax .. ... ........... .. ....... .. ........... ........... .... ..... .. . . 

Beruf/1 n stitution ................................................................................... Geburtsjahr ..... ............... . 

Mit dieser ROckmeldung erkläre ich mein Einverständnis zur Verwendung meiner persönlichen Daten im Rahmen der tagungs­
bezogenen Datenverarbeitung der Akademie fOr politische Bildung Tutzing 

Bitte senden Sie den Akademie-Report und das Halbjahresprogramm 1/98 auch an: 

Name ............................................................... Vorname ..................................................... .. ........... . 

Anschrift .................................................................................................. ........................................ . 

Beruf ................................................................ lnstitution ................................................................ . 
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Themen Tagungen Termine 

Politikstillstand durch Reformunf1Jhlgkelt1 
Deutschland Im globalen Wettbewerb 

Nr. 2198, 9. - 11. Jtmuar 1998 

Fordert der globale Wettbewerb nicht nur von der Politik 
und der Gesellschaft in Deutschland erhebliche Reform­
anstrengungen, sondern auch eine Refonn des Systems, 
nlmlich eine Effizienzsteigerung der parlamentarischen 
Demokratie und eine Reform des Föderalismus? 
Dieses spannenden Themas wird sich eine hochrangige 
Politikerrunde u.a. mit Fraktionsvorsitzenden im Deutschen 
Bundestag und dem Bayerischen Ministerpräsidenten an­
nehmen. Daneben stehen Diskussionsforen der Wissen­
schaft, der Medien, der Meinungs- und politischen Kultur­
forschung und der Erfahrungen aus anderen Ländern. 

Leitung: Prof Dr. Heinrich Oberreuter 
Dr. Horst Denzer 

Tagungs gebühr: DM 90,-
Tagungssekretärin: Renate Heinz, Tel. 081581256-50. 

Die jugoslawlsche Region in EuroptJ 
~ Widersprüche, Vielfalt, Perspektiven -

Nr. 32198, 14.-17. April1998 

Der Bruch der jugoslawischen Kommunisten mit Stalin, 
die Geburtsstunde des ,.Titoismus" und der "Blockfreien" 
vor 50 Jahren, war der erste spektalculllre Riß im Welt­
kommunismus. Titos Weggefährte Milovan Djilas trieb die 
Kritik weiter bis zur Generalabrechnung mit der gesamten 
kommunistischen Diktatur und plädierte letztlich für die 
moderne pluralistische Demokratie. Damals bezahlten er 
und andere seiner Denkungsart mit Haft in Titos Gefäng­
nissen. Doch später, parallel zur Auflösung der Sowjet­
blocks, kam die freiheitliche Vision in Teilen des zerbre­
chenden jugoslawischen Staatsgebildes auf wider­
spruchsvolle Weise zum Durchbruch. 
Mit Zeitzeugen, Akteuren und Wissenschaftlern sollen 
die Ereignisse eines halben Jahrhunderts sowie folgende 
Fragen erörtert werden: Welches Gewicht haben soziale, 
historische, ethnische und konfessionelle Faktoren? 
Welche Zukunftsperspektiven gibt es? Welche Beiträge 
kann diese Region für das künftige Buropa leisten? 

Leitung: Geblulrd Diemer 
Jürgen Maruhn 

Teilnahmegebühr: DM 120,-; für Auszubildende, Studie­
rende, Wehr- und Zivildienstleistende DM 60,­
Tagungssekretärin: Heike Bäuerle, Tel.: 08158/256-46 
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Vereinigte Staaten von Amerika - 50 Jahre 
Garant fOr Frieden in Europa 

1. Tutzinger Forum ft1r Internadonale Beziehungen 

Nr. 11198, 5.- 7. Februar 1998 

Mit dieser Tagung beginnt die Akademie eine Reihe 
"Tutzinger Foren flir Internationale Beziehungen", in der 
alle Nachbarn und die wichtigsten Partner Deutschlands 
vorgestellt werden. Den Beginn machen die USA, 
Deutschlands wichtigster Partner nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Anläßlich des 50. Jahrestags der Verabschie· 
dung des Marshall-Plans und des Beginns der Berliner 
Luftbrücke will die Tagung nicht nur die unvergeßlichen 
Verdienste Amerikas in den ersten Nachkriegsjahren wür­
digen, sondern mehr noch den heutigen Stand und die 
Zukunft der deutsch-amerikanischen und der transatlan­
tischen Beziehungen beleuchten. Hauptredner wird vor­
aussichtlich der amerikaDisehe Verteidigungsminister 
William S. Cohen sein. 

Leitung: Dr. Horst Den:.er 

Teilnahm.egebühr: DM 90,-
Tagungssekretärin: Renate Heinz, Tel. 081581256-50 

Nachbar Tschechien 
2. 1\ltzinger Forum fiir Internadonale Beziehungen 

Nr. 30198, 30. Mlrz • 1. Aprll1998 

Die 8er Jahre sind immer Schicksalsjahre der Tschechen 
gewesen, angefangen mit der Staatsgründung 1918 über 
das Münchner Abkommen 1938, die Machtergreifung der 
Kommunisten 1948 bis zum Prager Frühling 1968. Aus 
diesem Anlaß will die Tagung - das 2. Thtzinger für Inter­
nationale Beziehungen- die schwierige deutsch- tschechi­
sche Geschichte fruchtbar machen für eine bessere ge­
meinsame Zukunft. Insbesondere die Sudetendeutschen, 
einst Leidtragende deutsch-tschechischer Konflikte, 
könnten eine BrUcke sein in die gemeinsame europäische 
Zukunft. Nach der deutsch-tschechischen Erklärung gilt 
es nun, die vielfältigen Beziehungen zu intensivieren und 
eine nicht leichteN achbarscbaft zu einem gutnachbarlichen 
Verhältnis zu wandeln. Die Tilgung will dazu einen Beitrag 
leisten. Geplante Hauptredner sind der deutsche und der 
tschechische Außenminister. 

Leitung: Dr. Horst D~n:.er 

'Thilnahmegebühr: DM 90,-
Tagungssekretärin: Heike Bäuerle, Tel. 08158/25646. 
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T hemen Tagungen T ermlne 

Mitentscheidung oder Partizipations­
placebo? Modelle für die Beteiligung von Ju­
gendlichen ln der Kommunalpolitik 

Nr.29198, 27 J28. Mirz 1997 

Aus unterschiedlichen Gründen wird in den letzten Jah­
ren intensiv über die Frage diskutiert, wie Jugendliche 
stärker an kommunalen Entscheidungen beteiligt werden 
können. Die Motive sind dabei vielfältig: Einerseits ge­
bieten das UN-Übereinkommen über die Rechte des Kin­
des von 1989 und das Gesetz zur Neuordnung des Kin­
der- und Jugendrechts von 1990, Jugendliche in ange­
messener Form zu beteiligen. Andererseits soll durch stär­
kere Partizipation verhindert werden, daß sich die nach­
wachsende Generation dem politischen System zuneh­
mend entfremdet. Schließlich gibt es angesichts leerer 
Gemeindekassen auch pragmatische Ansätze in der Kom­
munalpolitik, die Jugendhilfe durch stärkere Beteiligung 
der Betroffenen zu optimieren. 
Dem breiten Panorama von BeweggrUnden entspricht eine 
große Spannweite von Modellen, die von einer Senkung 
des Wahlalters in den Konununen über repräsentative 
Formen wie Jugendgemeinderäte bis zu offenen, projekt­
bezogenen Beteiligungsformen reichen. Der Information 
über die Chancen, aber auch Probleme der einzelnen Mo­
delle sowie dem praktischen Erfahrungsaustausch soll 
diese Tagung, die sich primär an in der Jugendpolitik und 
Jugendpflege Tätige (aber auch alle anderen Interessier­
ten) richtet, dienen. 

Leitung: Uwe Kranenpohl, M.A. 

Tagungs gebühr: DM 60,-Cermäßigt DM 30,-) 
Tagungssekretärin: Karin Sittkus, Tel. 081581256-49 

DIE GRÜNEN: Wo sie herkommen - wer sie 
sind- wo sie hingehen 

Nr. 9198, 22. • 24. Januar 1997 
Außentagung auf der Festung Marlenberg in Würzburg 

Anfang der achtziger Jahre als "Antiparteien-Partei" an­
getreten, sind die Grünen heute in fünf Bundesländern in 
der Regierungsverantwortung. Sie sind zu einem bedeu­
tenden Akteur im politischen System Deutschlands ge­
worden. Vor dem Hintergrund dieser Erfolgsgeschichte 
sollen gesellschaftliche und politische Zukunftsperspek­
tiven auf den Prüfstand. Welche Angebote haben Die 
Grünen, wie sind sie begründet und wie bestehen sie im 
Urteil konkurrierender Parteien und gesellschaftlicher 
Kräfte? Sind Die Grünen mittlerweile eine ganz normale 
Partei und wie ist der Weg von der APO in die Regierung 
verlaufen? 
Bisher zugesagte Referenten: 
Wolfgang Hoderlein, Generalsekretär der Bayern SPD 
Joachim Hermann, stellv. CSU-Generalsekretär 
Fritz Schösser, DGB-Vorsitzender Bayern 
Lukas Beckmann, MdB 
RuthPaulig 
Bemhard Schreyer 
Dr. Dieter Roth, Forschungsgruppe Wahlen 
Dr. Heribert Prantl, Ressortleiter Innenpolitik, 
Süddeutsche Zeitung 

Leitung: Prof Dr. Heinrich Oberreuter, 
Uwe Kranenpohl, MA.. 

Tagungsgebühr: DM 100,-- Cermäßigt DM 50,--) 
(Bitte haben Sie dafür Verständnis, daß die Akademie bei 
dieser Außentagung keine Übernachtungsmöglichkeit be­
reitstellen kann). 
Tagungssekretärin: Barbara Weisenbom, Tel. 081581256-47 

Immer schneller und aktueller -auch professioneller? 
HIJrfunk sls Nschrlchtenmedlum Im Informationswettbewerb 

Nr.10198, vom 2. • 4. Februar 1998 
Workshop fUr Radioleute in Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für politische Bildung 

Den Formaten und Designs sind offenbar keine Grenzen 
gesetzt: Mit und ohne Musikbett, mit und ohne 0-Tönen, 
superkurz oder knöchellang, klassisch glatt oder modisch 
aufgemotzt. Auf jeden Fall rund um die Uhr mit dem Ohr 
am Pulsschlag derZeit: Nachrichten im Radio. 
Inhalte, Präsentationsstile und Verpackungen verändern 
und unterscheiden sich immer mehr. Je nach Sender und 
Selbstverständnis der Redakteure. Das Tempo vereint: Im­
mer schneller und aktueller lautet die Devise im Wettbe­
werb mit den anderen alten und neuen Medien. 
Professionalität wird neu definiert. Was bleibt da auf der 
Strecke? Kann das Publikum seinen Ohren noch trauen? 
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Der Workshop will aus der Sicht von Nachrichtenmachern 
und kundigen Beobachtern die Entwicklungen auf dem 
Marlet vorstellen und diskutieren. Wu wollen den Erfahrungs­
austausch auf Fragen der handwerklichen und inhaltlichen 
Qualitätssicherung lenken. Und am Beispiel der Auslands­
nachrichten zum Nachdenken über Weltbilder anregen. 

Leitung: Dr. Michael Sehröder 
Barbara KamutVci ( Bundeszentrale f. polit. Bildungj 

Teilnahmegebühr: 90,-DM 
Tagungssekretärin: HeikeBäuerle, Tel. 081581256-46 

Akademie-Report 4/1997 



l, Namen und Nachrichten aus der Akademie l 
.___ _________ ..1 

KOLLEGIUM: DIREKTOR: 

Dr, Horst Denzer leitete eine Reise- Prof. Dr. Heinrich Oberreuter war l Ursula Paull verabschiedet 
gruppeder Europa-Union Schwaben als Sachverständiger bei den Enque-
zur Teilnahme an den ,,Feldbacher Eu- te-Kommissionen des Deutschen Sie war eine Institution im Hause. 
ropa Gesprllchen"in der Südost- Bundestages "Zukunft der Medien" 24 Jahre arbeitete sie in aller Stille 
steiermark. Er moderierte die Europa- und "Überwindung der Folgen der und Gelassenheit gewissenhaft 
Gespräche am 3. Oktoberüber die Ge- SED-Diktatur im Prozel3 der deutschen und souverän, ohne sich von der 
meinsameAußen-und Sicherheitspo- Einheit" (Bonn bzw. Bcrlin) geladen. Er im Tagungsbetrieb einer Akademie 
litik der Europlisehen Union mit Teil- hielt u.a. V ortrlge und bestritt Diskus- üblichen Hektik anstecken zu las-
nehmern aus Österreich, Ungarn, sionen bei der Jahrestagung der Ger- I sen: Uraula Pauli, Chefsekretärin 
Deutschland und von der EU. man Studies Association (Washing- - Sekretariatsleiterin - Organisa-

ton), bei einem Seminar der Schleyer- tionsrefercntin. 
Vor Mitgliedern der Bayerischen Stiftung (im Vogtland), bei der Gene- Ende Juli war es Zeit, Abschied 
Staatskanzlei sprach er am 2. Septem- ralvcrsammlung der Görres-Gesell- zu nehmen. Frau Pauli genießt 
ber über die politische Situation in den schaft (Passau), bei der Historiker Ta- seitdem den Vorruhestand. Siebe--... Vereinigten Staaten heute. gung der Banns-Seidel-Stiftung (Banz) gann am 1. Juli 1973 als Tagungs-

und bei der Jahrestagung des Vcrban- selaetlrin ihre Tätigkeit in der 

Dr. Peter Rampe hielt in der Evange- des der Verwaltungsbeamten (Mün- Akademie. Von 1976bis 1987war 

lischen Akademie in Loccum einen chen). Außerdem konzipierte und Iei- sie Chefsekretärin des damaligen 

Vortrag zum Thema "Globalisierung tete er die Kooperationstagung der Direktors, Professor Hättich, sowie 

und Arbeitsmarkt", sowie bei einer DeutschenVereinigung fi1r Parlaments- Leiterin des gesamten Sekre· 

Betriebsräte- und Vcrtrauensleutekon- fragen und des Thüringer Landtags tariats. 1988 übernahm sie zusätz-

ferenz der IG Metall in Nürnberg einen anllißlich des Thüringer Verfassungs- lieh einen Teil der Aufgaben des 

Vortrag zum Thema ,,Möglichkeiten tages (Erfurt). Organisationsreferats. Am 1. Juli 

zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 1991 wurde sie Organisationsre-

aus wissenschaftlicher Sicht". ferentin und gab das Chefsekre-
VERWALTUNG: tariat in andere Hände. 

Auf der Tagung der Bayerischen Lan- Hans Kratzer (Hausmeister in der Direktor und Akademie sind Frau desgruppeder Deutschen Vereinigung Akademie seit 1980) ist Ende Novem- Pauli zu großem Dank verpflichtet für Politische Wissenschaft in Thtzing ber nach 17-jähriger Tätigkeit in den und hoffen, sie bei entsprechen· wurden am 13.11.1997 Prof. Dr. Jiir- Ruhestand verabschiedet worden. den Veranstaltungen als Gast gen Gebhardt (Universität Erlangen/ Wtr danken Herrn Kratzer ftir seinen wiederzusehen. Kurator der Akademie) und Dr. Peter engagierten Einsatz in den vergange-
Kampe als Sprecher der Bayerischen nen Jahren. Seine Nachfolge hat Mi-
Landesgruppe wiedergewählt chael Wrase angetreten. 

Uwe Kranenpohl hält im Wmterseme- Ausgeschieden sind außerdem Marle- JUBILÄEN: 
ster 1997/98 die Lehrveranstaltung Luise.Scllarnigg (Sekretariat) sowie Michael Wrase, neuer Hausmeister 
"Ostpolitik. Die Außenpolitik der Yvette Green und Rosa Weldenhtner der Akademie, feierte am 1. Oktober 
Bundesrepublik Deutschland gegen- (Hauswirtschaft). 15-jähriges Dienstjubiläum. 
über den Staaten des Warschauer Dr. Zdenka Planeta (Bibliothek) und 
Pakts" an der Universität Passau. Am 17. November hat Barbara Johanna Schuster (Hauswirtschaft) 

Weisenborn die Stelle der Chefsekre- sind seit 5 Jahren Mitarbeiterinnen 
Er war Teilnehmer der Podiumsdis- tärin übernommen. Elke Leisching, der Akademie . 
.lrussion der Petra-Kelly-Stiftung: ,,Bür- bisherige Chefsekretärin und Sekreta-
gerbegehren und Bürgerentscheide. riatsleiterin, ist zum 1.12.1997 in das 
Lähmung der Politik und Diktatur der Organisationsreferat übergewechselt. 
Minderheiten oder neue Impulse für die 
Kommunaldemokratie?am8. 11.1997. Wtr begrüßen außerdem unsere neu- Soeben ist das Akademieprogramm 

en Mitarbeiterinnen Anna Aratsch, des ersten Halbjahres 1998 erschie-
Dr. Michael Sehröder hielt am 2. Ok- Jutta-Dse Botschner, LW-Katarina nen. Sie können es anfordern über. 
tober im Goethe-Institut München Dengel und Beate Gelbrich in der Akademie für politische Bildung 
einen Vortrag über das Thema ,,Ein Hauswirtschaft sowie Konrad Lutzke, 82323 Tutzing 
Staat· zwei Gesellschaften: Bilanz und der die Nachfolge von Michael Wrase Fax ~1581256-51 
Perspektive der deutschen Einheit". als Gärtner antritt. 
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Akademie für Politische Bildun~ 
Postfach 220, 82323 Tutzing 
Postvertriebsstück 
"Entgelt bezahlt", B 42656 

[ ___ N_a_men und Nachrichten aus der Akad_e_m_le ___ j 

KURATORIUM: 

Als neue Mitglieder wurden Renate 
Schmidt, MdL, Landesvorsitzende der 
Bayern SPD, und Dr. Reuate Köcher, 
Institut für Demoskopie Allensbach, 
vom Ministerpräsident in das Kura­
torium der Akademie berufen. 
Prof. Ursula Mlnnle, Staatsmini­
sterin für Bundesangelegenheiten, 
Dr. Wllhelm Ebert und Dr. Walter 
Eykmann, MdL, wurden für weitere 
sechs Jahre wiederberufen. 

Ausgeschieden aus dem Kuratorium 
sind Hedda Jungfer und Prof. Dr. 
Otto Roegele (s. auch S. 25). Die Aka­
demie dankt Frau Jungfer und Prof. 
Roegele für die Mitarbeit in den ver­
gangeneo Jahren. 

BEIRAT: 

Für die 10. Amtsperiode des Beirates 
wurden insgesamt 12 Mitglieder neu 
benannt: Ehrendomkapitular Prälat 
Dr. Valtendn Doering (Katholische 
Kirche), Oberbürgermeister Fritz 
Stahl (Kommunale Spitzenverbände ), 
Ingeborg MUeno~ (Frauenverl>ände), 
Thomas Morawski (Berufsjoumali­
sten), Bemd Schreyer (Bündnis 90/ 
DJE GRÜNEN), Slegfrled Kett (Er­
wachsenenbildung), Rechtsanwältin 
Sabine Wernet (Verband Freier Beru­
fe in Bayern e.V.), Bernd Lenze (Ar­
beitsgemeinschaft der Bayerischen 
Handwerlcskammem),Johallnes Slng­
hammer, MdL (CSU),Markus Söder, 
MdL (Ring Politischer Jugend Bay-
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Renate Schmidt 

em), Peter Peltzer (Arbeitsgemein­
schaft Bayerischer Lehrerverbände) 
und Prof. Dr. HBDB-Otto Mühlefsen 
(Hochschulen). Auf der konstituieren­
den Sitzung am 27. Oktober wurden 
Siegtried Kett zum neuen Vorsitzen­
den, Horst Sclunldt zum Stellv. Vor­
sitzenden und Heribert Nehyba zum 
Schri:ftfUhrer gewählt. 

Die Akademie dankt allen ausge­
schiedenen Beiräten für ihre Unter­
stützung in den vergangeneo Jahren, 
insbesondere dem langjährigen Bei­
ratsvorsitzenden Hermann Kumpf­
müller, Verbandsdirektor a.D.(s. auch 
S.21). 

Dr. Renste Köcher 

Der Direktor und das ga-
Amte Team der Akademie 
wünschen allen Leaerlnnan 
und Laaem des ,,Akademie-
Reporta" ein frohes Weih-
nacht8feat und ein gesundes 
und erfolgreiches neuea 
Jahr. Wir bedanken uns bal 
allen Freunden und Förde-
rern für die Anregungen 
und Unterstatzung Im ver-
ganganan Jahr. Wir freuen 
uns, wenn Sie uns auch Im 

I I 
nlchaten Jahr die Treue 
halten und auch 1998 wie· 
der Gast ln unserer Akade-

I 
mle sein warden. 

I 
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